
s
o
u
r
c
e
:
 
h
t
t
p
s
:
/
/
d
o
i
.
o
r
g
/
1
0
.
5
7
6
9
4
/
1
4
0
 
|
 
d
o
w
n
l
o
a
d
e
d
:
 
2
4
.
4
.
2
0
2
4

Sokratischer Eid oder gewerkschaftlicher Kampf?
Lehrerinteressen zwischen  
Standesorganisation und Arbeitnehmerpolitik

Ursula Streckeisen und Caroline Bühler
Editorial

Ilka Hoffmann
Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft in Deutschland:  
Tarifpolitik, Bildungspolitik, Lehrerpolitik

Michael Sertl
Die Interessenvertretung der LehrerInnen in Österreich

Lucien Criblez und Claudia Crotti 
Lehrerverbände in der Schweiz

Caroline Bühler und Ursula Streckeisen
Interessenpolitik von LehrerInnen im Vergleich:  
Ein berufssoziologischer Kommentar

Michael Sertl 
Das neue PH-Dienstrecht in Österreich und die „Standesvertretung“

Daniel V. Moser-Léchot
Zu Organisationsformen von PH-DozentInnen in der Schweiz:  
Das Beispiel Bern  

Cornelius Helmes-Conzett
Der Preis der Tertiarisierung – Ein persönlicher Kommentar  
zu Daniel Moser

STICHWORT
Marianne Rychner
Der sokratische Eid, professionalisierungstheoretisch gelesen

METHODENATELIER
Helga Grössing und Michael Sertl
Lehrerinteressen als Thema im Studium? –  
Eine Lehrveranstaltung an der PH Wien

EXTRA
Nadja Maria Köffler
Krisen und subjektive Entwicklungsaufgaben im Lehramtsstudium 

REZENSIONEN 

jo
ur

na
l f

ür
 le

hr
e

rIn
ne

nb
ild

un
g

3/2015
15. Jahrgang

Wenn LehrerInnen „Schule geben“, verrichten sie anspruchsvolle Aufgaben, 
die Ausbildung und Engagement voraussetzen, und sichern damit gesell-
schaftliche Werte. Ist es angesichts dessen richtig, einen Eid zu formulieren, 
der ihren Berufsethos ausdrückt? Oder sollen Lehrkräfte primär als hoch- 
qualifizierte Angestellte gedacht werden, die eine angemessene Entlohnung 
verdienen und gute Arbeitsbedingungen brauchen?
In der Politik heutiger Verbände, die Interessen von Lehrkräften verfolgen, lassen 
sich beide Sichtweisen wiederfinden. Ganz andere Ziele verfolgt die Gewerk-
schaftspolitik, die die „Branche“ im Auge hat. Dieses Heft beschäftigt sich mit 
der Interessenpolitik von Lehrerorganisationen und berücksichtigt dabei auch 
die LehrerbildnerInnen – ein bisher kaum bearbeitetes Thema.

ISSN 1681-7028
Postentgelt bar bezahlt
Envoi à taxe reduite
Bureau de poste A-1050 Wien
(Autriche) – Taxe perç   ue
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Ursula Streckeisen und Caroline Bühler

Editorial

Ursula Streckeisen, Dr. ha-
bil., ehem. Prof. für Soziologie 
an der PH Bern und Privatdoz. 
an der Universität Bern. 
Arbeitsschwerpunkte: Berufs- 
und Professionssoziologie, 
kultursoziologisch orientierte 
Bildungsforschung, Medizin-
soziologie

Caroline Bühler, Prof. Dr., 
Soziologin/Historikerin an der 
Pädagogischen Hochschule 
Bern.
Arbeitsschwerpunkte: Pro-
fessionalisierung, Schule und 
Familie

Wenn LehrerInnen ‚Schule geben‘, verrich-
ten sie zunächst bezahlte Angestelltenar-
beit. Es geht um anspruchsvolle Aufgaben, 
die eine längere Ausbildung voraussetzen, 
mit innerem Engagement ausgeübt werden 
und Anerkennung bringen. Ähnlich wie der 
Beruf des Arztes oder der Anwältin beschäf-
tigen sich Lehrkräfte dabei mit einem Ge-
genüber, das sie ‚braucht‘, mit SchülerInnen 
nämlich, die sich mehr oder minder prob-
lemlos aufs Erwachsenenalter zubewegen. 
Mit ihrer Tätigkeit sichern Lehrkräfte auch 
einen gesellschaftlich zentralen Wert, den 
Wert der Mündigkeit. Im Fall des Arztes geht 

es um den Wert der Gesundheit, im Fall der 
Anwältin um den der Gerechtigkeit.
Ist es angesichts dieser Parallelen mit ‚klas-
sischen Professionen‘ (Arzt, Anwältin) wohl 
richtig, für Lehrkräfte einen sokratischen 
Eid zu formulieren, wie es Hartmut von 
Hentig 1993 getan hat? Einen Eid, der − 
dem hippokratischen Eid des klassischen 
Ärztestandes vergleichbar − das Berufsethos 
von Lehrkräften ausbuchstabiert? Oder sol-
len Lehrkräfte primär als hochqualifizierte 
Angestellte gedacht werden, die eine ange-
messene Entlohnung verdienen und gute 
Arbeitsbedingungen brauchen?

Zwei Sichtweisen
In der Politik heutiger Verbände, die Inter-
essen von Lehrkräften verfolgen, lassen sich 
beide Sichtweisen wiederfinden, wenn auch 
nicht in reiner Form, sondern vielfach ge-
mischt: eine ständisch orientierte und eine 
gewerkschaftliche Perspektive. Ständisch 
orientierte Berufspolitik versucht, die Macht 
des eigenen Berufes in einem bestimmten 
Bereich zu konsolidieren, die Qualität be-
ruflicher Leistungen hochzuhalten, ethi-
sche Prinzipien zu überdenken und durch-
zusetzen, die Ausbildung und den Zugang 
zur Berufsausübung zu kontrollieren und 
die Glaubwürdigkeit sowie den Status der 
eigenen, nach außen geschlossenen Berufs-
gruppe zu bewahren. Ihre historischen Vor-
läufer hat ständische Politik im handwerks-
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bezogenen Zunftwesen des Mittelalters. Die 
Standespolitik der klassischen (zunächst 
kulturell männlichen) Professionen, die im 
19. Jahrhundert entstanden sind, kann aber 
nicht etwa als historisches Relikt betrachtet 
werden, sie bildet vielmehr ein konstitutives 
Merkmal moderner Professionen.
Ganz andere Ziele verfolgt Gewerkschafts-
politik. Sie hat nicht eine bestimmte Berufs-
gruppe vor Augen, sondern die Beschäftigten 
einer ‚Branche‘, die sehr unterschiedliche Ar-
beiten verrichten. Man denke an die Arbei-
ter der Uhrenindustrie oder die Angestellten 
im öffentlichen Dienst. Gewerkschaften ver-
stehen sich als Interessenvertreter der Lohn-
abhängigen und treten bei den Arbeitgebe-
rInnen für die Verbesserung der Löhne, der 
Arbeitsbedingungen, der Sozialversicherung 
etc. ein. Sie entstanden im 19. Jahrhundert 
als Kampfinstrument der Industriearbeiter 
gegen die damaligen Unternehmer, die sich 
mehr um ihren Profit als um die materielle 
Lage der Arbeiter kümmerten. Seit einigen 
Jahrzehnten verringert sich der Einfluss der 
Gewerkschaften, vor allem weil die Indus-
trie und die klassische Arbeiterschaft an Be-
deutung verloren haben. Gewerkschaften 
organisieren längst auch Beschäftigte im 
Dienstleistungsbereich und solche bei der 
Öffentlichen Hand; ihr Interesse gilt heute 
auch den Angehörigen der sozialen Mittel-
schicht.

Lehrerinteressenpolitik im 
19. Jahrhundert und heute
Der Verberuflichungsprozess, den Volks-
schullehrerInnen, HaushaltlehrerInnen und 
andere FachlehrerInnen im obligatorischen 
Schulbereich, aber auch GymnasiallehrerIn-
nen und HochschullehrerInnen im 19. Jahr-
hundert durchliefen, wurde zwar wesentlich 
durch den (entstehenden) Nationalstaat 
gesteuert, doch trugen auch die Lehrenden 
selber vieles zur Entwicklung bei. Die aktive 
Verfolgung von Lehrerinteressen übernah-
men zunehmend Vereinigungen, die neu 
gegründet wurden. Für die Schweiz weiß 

man, dass wichtige Lehrervereine – gemeint 
sind solche, die primär Volks- bzw. Pflicht-
schullehrerInnen vertraten – typischerwei-
se eine Politik betrieben, die sich zwischen 
berufsständischer und Gewerkschaftspolitik 
hin und her bewegte (Streckeisen, 2015). 
Auf der einen Seite wollten damalige Volks-
schullehrerInnen den Status des reformier-
ten Pfarrers erreichen und betrieben eine 
Art Standespolitik. Auf der anderen Seite 
lehnten sie sich an Kampfesformen der Ge-
werkschaften an und nahmen zum Beispiel 
die Idee des Lehrerstreiks auf. Während 
VolksschullehrerInnen lange Zeit auch für 
eine materielle Besserstellung kämpften, 
lässt sich für die Geschichte der Gymnasi-
allehrerverbände kaum solches ausmachen. 
In diesen Vereinigungen, die teilweise auch 
von UniversitätsprofessorInnen getragen 
wurden, waren standespolitisch als edel 
geltende Bestrebungen die Hauptsache. Für 
Deutschland ist sogar bekannt, dass Gym-
nasiallehrerInnen („PhilologInnen“) es lan-
ge Zeit als ihres Standes unwürdig ansahen, 
materielle Interessen zu vertreten, obschon 
sie schlecht entlohnt waren (Führ, 1985, 
S. 447). Die menschliche Bildung im Sinne 
Humboldts und später die universitäre Fach-
wissenschaft waren ihnen wichtiger als wirt-
schaftliche, nutzenbezogene Fragen. 
Vor dem Hintergrund des Gesagten lässt 
sich verstehen, dass Lehrerinteressen auch 
heute noch durch verschiedene, zum Teil 
nebeneinander existierende Verbände un-
terschiedlicher Ausrichtung verfolgt wer-
den. Die Segmentierung des Lehrberufs 
schlug sich gleichsam in der Segmentierung 
der Interessenpolitik nieder. Es bleibt zu un-
tersuchen, inwieweit die Unterschiede, die 
sich beim Vergleich von Volksschullehre-
rInnen und GymnasiallehrerInnen so klar 
darstellen, mit den unterschiedlichen Ar-
beitsbedingungen, insbesondere mit dem 
unterschiedlichen Ausmaß an Autonomie 
zusammenhängen, die das Unterrichten an 
der Pflichtschule und jenes an nichtobliga-
torischen Schulen prägen. 
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Thema und Aufbau der 
vorliegenden Nummer
In der vorliegenden Nummer geht es um 
die Interessenpolitik von Lehrerorganisatio-
nen. Dabei werden auch LehrerbildnerInnen 
berücksichtigt, d. h. ProfessorInnen, Dozen-
tInnen und weitere Lehrende, die angehen-
de Pflicht- und Mittelschullehrkräfte ausbil-
den. Das Thema ‚Lehrerinteressenpolitik‘ ist 
kaum bearbeitet; Forschungsarbeiten dazu 
sind rar, ebenso AutorInnen, die entspre-
chend spezialisiert sind. Daher kann das 
Heft nicht mehr als einen unvollständigen, 
bruchstückhaften ersten Einblick gewähren, 
der hoffentlich zu weiterer Arbeit anregt. 
Sehr viele Kategorien von LehrerInnen und 
ihre Vereinigungen werden gar nicht oder 
nur am Rande erwähnt, etwa SportlehrerIn-
nen, LehrerInnen für textiles Gestalten, Be-
rufsschul- oder Universitäts-„LehrerInnen“. 
Zum Aufbau der Nummer: 

Teil 1: Interessenpolitik von Lehrkräften 
verschiedenster Stufen
Der erste Block fokussiert Organisationen, die 
Interessen von Lehrkräften verschiedenster 
Stufen, vor allem aber jene von Pflichtschul-
lehrerInnen verfolgen. Für Deutschland 
stellt Ilka Hoffmann die ‚Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft‘ (GEW) vor, indem 
sie deren tarifpolitische, bildungspolitische 
und lehrerpolitische Strategien in ihrem Zu-
sammenwirken eingehend beschreibt. Dar-
über hinaus gibt sie für Deutschland auch 
einen Überblick über weitere Verbände im 
Bildungsbereich. Michael Sertl beschäftigt 
sich daran anschließend mit den eng ver-
flochtenen „drei Säulen“ der Lehrerinteres-
senvertretung in Österreich: die Lehrerver-
eine, die gewerkschaftliche Organisation der 
LehrerInnen sowie die Personalvertretung 
der Lehrkräfte. Für die Schweiz beleuchten 
aus vor allem historischer Perspektive Lucien 
Criblez und Claudia Crotti die verschiedenen 
Lehrervereinigungen mit Schwergewicht 
auf dem Verband ‚Lehrerinnen und Lehrer 
Schweiz‘ (LCH). Sie benennen Merkmale, 

nach denen Lehrervereinigungen katego-
risiert werden können. Den Abschluss des 
ersten Blocks bildet ein Kommentar von Ca-
roline Bühler und Ursula Streckeisen, der die 
Befunde für Deutschland, Österreich und 
die Schweiz vergleicht und berufssoziolo-
gisch einordnet. 

Teil 2: Interessenpolitik von 
LehrerbildnerInnen
Im zweiten Block gilt das Interesse den Aus-
bildnerInnen von Volks- und Mittelschul-
lehrerInnen. Ob diese AusbildnerInnen als 
‚Berufsgruppe‘ betrachten werden und, falls 
ja, was deren Interessen ausmacht, scheint 
in praxi mehr als offen zu sein. Michael 
Sertl schildert für Österreich die Diskussion 
über das Dienstrecht für die Dozierenden 
an den neu gegründeten Pädagogischen 
Hochschulen. Dabei stellt er fest, dass das 
neue Beschäftigungsprofil, das der For-
schung breiteren Raum gibt und generell 
höhere qualifikatorische Anforderungen an 
Lehrende stellt, von der involvierten „Stan-
desvertretung“ (Personalvertretung und 
gewerkschaftliche Vertretung) kaum vertei-
digt wurde, während die historisch junge 
Sektion „LehrerInnenbildung“ der Öster-
reichischen Gesellschaft für Forschung und 
Entwicklung im Bildungswesen (ÖFEB) sich 
eher für eine Neuorientierung engagierte. 
Allerdings handelt es sich bei ihr nicht um 
eine Berufsgruppenvereinigung, eher um 
eine Forschungsvereinigung. 
Die schweizerischen Beiträge von  Daniel 
Moser und Cornelius Helmes im zweiten 
Block machen klar, dass kein Konsens zur 
Frage besteht, ob überhaupt und, wenn ja, 
wo sich AusbildnerInnen (Dozierende an 
Pädagogischen Hochschulen) organisieren 
sollen. Während Daniel Moser diese Ausbild-
nerInnen als ‚Lehrer‘ betrachtet und dem 
Lehrerverband angliedern will, hält Corne-
lius Helmes eine rein gewerkschaftliche Or-
ganisation für angemessen. Eine homogene 
Berufsgruppe ,LehrerbildnerInnen‘ gibt es 
in seinen Augen nicht; LehrerbildnerInnen 
ist gemeinsam, dass sie als Angestellte im 
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öffentlichen Bildungswesen tätig sind. In 
Deutschland scheinen die Position von Da-
niel Moser und jene von Cornelius Helmes 
teilweise realisiert zu sein. Der Beitrag von 
Ilka Hoffmann im ersten Block der vorlie-
genden Nummer macht jedenfalls deutlich, 
dass LehrerbildnerInnen − nicht aber  andere 
HochschulprofessorInnen − zusammen mit 
LehrerInnen aller Schulstufen Mitglied im 
‚Verband Bildung und Erziehung‘ VBE sein 
können (Version Moser: Lehrer-Ausbild-
nerInnen als ‚Lehrer‘ betrachtet). Demge-
genüber organisiert die ‚Gewerkschaft Er-
ziehung und Wissenschaft‘ GEW sämtliche 
Lehrenden und Forschenden des ganzen 
Bildungswesens, vom Kindergarten bis zur 
Universität (ähnlich wie die Version Hel-
mes, der Lehrer-Ausbildner als Angestellte 
im öffentlichen Dienst betrachtet). 

Teil 3: Stichwort und Methodenatelier
Im Stichwort analysiert Marianne Rychner 
den sokratischen Eid, den Hartmut von 
Hentig 1993 für LehrerInnen (implizit ge-
meint sind PflichtschullehrerInnen) vorge-
schlagen hat. Von Hentig sieht den (idealen) 
Lehrberuf als einen Beruf, der jenem des 
Arztes, der Ärztin vergleichbar ist, mit wel-
chem sich bekanntlich der Hippokrates-Eid 
verbindet. Dieser Eid, der in der Antike 
wahrscheinlich von einer pythagoräischen 
Ärztegruppe formuliert wurde, die sich ge-
gen andere absetzen wollte, fungiert heute 
als begriffliches Gewand für ein Berufsethos, 
dem sich ÄrztInnen verpflichtet fühlen und 
das das Vertrauen in die Ärzteschaft legiti-
miert. Die Frage, ob sich Lehrkräfte analog 
auf einen sokratischen Eid beziehen könn-
ten, ist lehrerpolitisch auf breiter Ebene nie 

ernsthaft diskutiert worden, sie kann aber 
auch nicht einfach als irrelevant betrachtet 
werden. Beim Verband ‚Lehrerinnen Leh-
rer Schweiz‘ zum Beispiel gibt es „Standes-
regeln“, die einem Berufsethos durchaus 
verwandt sind. Vor dem Hintergrund ihrer 
Analyse des Eides von Hartmut von Hentig 
formuliert Marianne Rychner lehrberufspo-
litische Folgerungen, die sich aus ‚professio-
nalisierungstheoretischer‘ Sicht ergeben. 
Im Rahmen des Methodenateliers berich-
ten Helga Grössing und Michael Sertl aus einer 
Lehrveranstaltung an der Pädagogischen 
Hochschule Wien, bei der Lehramtsstudie-
rende forschungsnahe Studien zu Fragen 
durchführen, die auch berufspolitische Be-
züge aufweisen. 

Literatur
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Ilka Hoffmann

Die Gewerkschaft  
Erziehung und Wissenschaft 

in Deutschland
Tarifpolitik, Bildungspolitik, Lehrerpolitik 

Ilka Hoffmann, Dr., Leiterin 
des Vorstandsbereichs Schule 
der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft (GEW). 
Arbeitsschwerpunkte: Inklusive 
Bildung, Arbeitsplatz Schu-
le und Lehrerbildung

2004 verabschiedete die Bildungsinternati-
onale, die weltweite Dachorganisation der 
Bildungsgewerkschaften und Lehrerverbän-
de, ein gemeinsames Berufsethos. Dieses 
Manifest vereinigt drei Perspektiven:
1. das Menschenrecht auf Bildung als 

Grundlage professionellen Handelns;
2. die gewerkschaftliche Perspektive zur Si-

cherung von angemessenen Rahmenbe-
dingungen;

3. die Professionsentwicklung zur Sicherung 
der Qualität im Bildungsbereich.

Dies sind die drei Dimensionen, die eine 
umfassende Interessenvertretung für Be-

schäftigte im Bildungsbereich ausmachen. 
Eben diesen Dimensionen fühlt sich auch 
die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW), die zu den Mitunterzeichnern des 
entsprechenden Manifests gehört, in ihrer 
Arbeit verpflichtet. Im Folgenden wird es 
darum gehen, eine auf diesem Berufsethos 
aufbauende Gewerkschaftsarbeit zu skiz-
zieren. Dafür wird es auch notwendig sein, 
eine Abgrenzung zu anderen Interessenver-
tretungen für Lehrkräfte vorzunehmen.

Interessenverbände im 
Bildungsbereich 
Die im Bildungsbereich tätigen Interessen-
verbände in Deutschland lassen sich wie 
folgt in Typen untergliedern:

Schulpolitische Verbände
Hier geht es um Verbände, die sich fachlich 
und bildungspolitisch für die Weiterent-
wicklung des Schulsystems und bestimmter 
Schulformen (Schulformen:  Grundschule, 
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Hauptschule, Realschule, Gesamtschule, 
Gymnasium, berufsbildende  Schulen  etc.). 
Insbesondere sind hier der Grundschulver-
band (GSV) und die GGG – Gemeinnützige 
Gesellschaft Gesamtschule – Verband für Schu-
len des gemeinsamen Lernens zu nennen. In 
beiden Verbänden sind außer Lehrkräften 
auch Eltern, WissenschaftlerInnen und wei-
tere bildungspolitisch interessierte Personen 
aktiv. Beide Verbände geben eine eigene 
Zeitschrift heraus, veranstalten Tagungen 
und Fachgespräche und beteiligen sich an 
bildungspolitischen Aktivitäten zur Stär-
kung und pädagogisch-didaktischen Weiter-
entwicklung der jeweiligen Schulform. Eine 
Sonderstellung nimmt hier der Verband Son-
derpädagogik (früher Verband der Sonderschu-
len, daher abgekürzt VdS) ein, der sich für 
die Profilierung der sonderpädagogischen 
Förderung sowohl an Sonder- und Förder-
schulen als auch an Regelschulen einsetzt.

Lehrerpolitische Verbände 
Sie betreiben Statuspolitik für Lehrkräfte. 
Dies sind u. a. der Deutsche Philologenver-
band, eine Interessenvertretung für Gym-
nasiallehrerInnen, der Deutsche Realschul-
lehrerverband oder der Verband der Lehrkräfte 
an Wirtschaftsschulen. Diese Verbände treten 
für den Erhalt des gegliederten Schulsystems 
in Deutschland ein. Sie gehören alle dem 
Deutschen Beamtenbund (dbb) an, der für sie 
auch die Tarifpolitik betreibt. 

Fachverbände von Lehrkräften
Ihnen geht es um die Stärkung und pädago-
gisch-didaktische Weiterentwicklung ihres 
Unterrichtsfachs, wie zum Beispiel der Ge-
schichts- oder der Sportlehrerverband. 

Bildungsverbände und -gewerkschaften
Sie organisieren pädagogische Fachkräfte in 
allen oder mehreren Berufsfeldern und sind 
sowohl bildungs- als auch tarif- und profes-
sionspolitisch aktiv. Dies sind in Deutsch-
land die Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW) und der Verband Bildung und 
Erziehung (VBE). Beide organisieren in den 

verschiedenen Bereichen des Bildungssys-
tems. Der VBW organisiert LehrerInnen 
aller allgemeinbildenden Schulen, Erzie-
herInnen, DozentInnen an Hochschulen, 
sofern sie in der Lehrerbildung tätig sind, 
und StudienleiterInnen an den staatlichen 
Seminaren für Lehrerbildung (zweite Phase 
der Lehrerbildung). Die GEW richtet sich 
an Studierende, LehrerInnen aller allge-
meinbildenden Schulen, Berufschullehre-
rInnen, DozentInnen in der Weiterbildung, 
ErzieherInnen, SozialpädagogInnen, Uni-
versitäts- und FachhochschullehrerInnen, 
ProfessorInnen und ForscherInnen sowie 
StudienleiterInnen an den staatlichen Semi-
naren für Lehrerbildung (zweite Phase der 
Lehrerbildung). Im Unterschied zur GEW 
agiert der VBE tarifpolitisch nicht eigenstän-
dig, sondern wird in Tarifverhandlungen 
von seinem Dachverband, dem Deutschen 
Beamtenbund, vertreten. Bildungspolitisch 
ist der VBE tendenziell etwas konservativer 
eingestellt als die GEW. So setzt sich die 
GEW mit Nachdruck für eine Transforma-
tion der Schulstruktur ein und möchte das 
hierarchische Schulsystem überwinden. Der 
VBE organisiert etwa 140.000 Mitglieder, die 
GEW über 275.000. 
Das Besondere an der GEW ist, dass sie in 
Deutschland als einziger Interessenverband 
im Bildungsbereich eine eigenständige Ta-
rifpolitik betreibt. Dies betrifft vor allem 
Tarifverhandlungen mit Arbeitgebern im 
Sozial-, im Bildungs- und im Erziehungsbe-
reich außerhalb des öffentlichen Dienstes. 
Im öffentlichen Dienst kooperiert sie eng 
mit der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, 
die alle Angestellten des öffentlichen Diens-
tes im Auge hat. Die GEW vertritt somit 
die beruflichen, wirtschaftlichen, sozialen 
und rechtlichen Interessen ihrer Mitglie-
der. Zugleich versteht sie sich als eine Bil-
dungsgewerkschaft im umfassenden Sinne. 
Dies schließt nicht aus, dass es in der Pra-
xis vielfältige Formen der Kooperation mit 
anderen Interessenverbänden gibt. So arbei-
tet die GEW auf dem Gebiet der Weiterent-
wicklung der Schulstrukturen hin zu mehr 
sozialer Gerechtigkeit und demokratischer 
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Mitbestimmung eng mit dem Grundschul-
verband (GSV) und dem Verband für Schu-
len des gemeinsamen Lernens – Gemein-
nützige Gesellschaft Gesamtschulen (GGG) 
zusammen. Diese Aktivitäten umfassen u. a. 
gemeinsame Tagungen und Fachgespräche. 
Zusammen mit dem GSV und dem Verband 
Bildung und Erziehung (VBE) hat die GEW im 
letzten Jahr ein Manifest zur inklusiven Wei-
terentwicklung des Bildungsmonitorings im 
Grundschulbereich erarbeitet und dieses 
der Kultusministerkonferenz (KMK), d. h. 
der Vereinigung der Kulturminister aller 
Bundesländer überreicht. Damit verbunden 
waren eine gemeinsame Pressekonferenz 
sowie Fachgespräche mit der KMK. Auch in 
der Bildungsinternationalen, der weltweiten 
Dachorganisation der Bildungsgewerkschaf-
ten und Lehrerverbände, arbeiten GEW und 
VBE zusammen und stimmen ihre Positio-
nen miteinander ab.

Tarifpolitische Aktivitäten der 
GEW 
Die GEW tritt durch Schwerpunktaktionen 
und Teilnahme an Tarifverhandlungen in 
verschiedenen Bereichen für eine bessere 
Bezahlung und bessere Arbeitsbedingungen 
ihrer Mitglieder ein. 

Schulbereich
Im Schulbereich steht die GEW vor zwei 
zentralen Problemen. Zunächst einmal ist 
in Deutschland der Großteil der Lehrkräfte 
aller Schulformen nach wie vor verbeam-
tet und verfügt somit über kein gesichertes 
Streikrecht. Es gibt allerdings große regio-
nale Unterschiede. So befinden sich in den 
ostdeutschen Ländern im Schnitt deutlich 
mehr Lehrkräfte in einem Angestelltenver-
hältnis als in den westdeutschen Bundes-
ländern. In den westdeutschen Ländern 
liegt der Anteil der angestellten Lehrkräfte 
nirgends über 25 %. Dies bedeutet, dass kei-
ne flächendeckenden Streiks möglich sind. 
Dadurch lässt sich das derzeit wichtigste 
tarifpolitische Anliegen der GEW – ein Ta-

rifvertrag, der die Eingruppierung der Lehr-
kräfte bundesweit einheitlich regelt und 
die Ungerechtigkeiten im Vergleich mit der 
Beamtenbesoldung ausräumen soll – nur 
schwer durchsetzen.
Hinzu kommt, dass Tarifverhandlungen für 
den gesamten öffentlichen Dienst von der 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di geführt 
werden, die eine Vielzahl von anderen im 
öffentlichen Dienst beschäftigten Berufs-
gruppen mit anderen Interessen organi-
siert. Die angestellten Lehrkräfte sind hier 
nur eine vergleichsweise kleine Gruppe und 
werden in den Tarifverhandlungen zusätz-
lich von der GEW und auch vom Deutschen 
Beamtenbund (dbb) vertreten, der teilwei-
se andere Schwerpunkte setzt als die GEW. 
Dies hat in der letzten Tarifrunde der Länder 
dazu geführt, dass ein für die GEW unan-
nehmbares Angebot der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL) nur vom dbb, nicht 
aber von der GEW angenommen wurde. 

Hochschulen
Im Hochschulbereich setzt sich die GEW 
schon seit längerer Zeit für eine Novellie-
rung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes 
ein, damit die im Wissenschaftsbereich Be-
schäftigten ausreichend Zeit für ihre Qualifi-
zierung haben und dem Unwesen der sach-
grundlosen Befristungen Einhalt geboten 
wird. Nicht zuletzt durch das sogenannte 
„Templiner Manifest“ der GEW sowie di-
verse Tagungen und Kongresse zum Thema 
„Prekäre Beschäftigung an Hochschulen“, 
die von der GEW organisiert worden sind, 
ist das Problem des akademischen Preka-
riats ins öffentliche Bewusstsein gerückt 
worden. Die GEW setzt sich auch für bes-
sere Arbeitsbedingungen für Universitäts-
professorInnen ein, z. B. für einen besseren 
Betreuungsschlüssel für Examensarbeiten 
und eine bessere personelle Ausstattung der 
Universitäten. 

Sozial- und Erziehungsdienste
Im Bereich der Sozial- und Erziehungsdiens-
te tritt die GEW gemeinsam mit ver.di für 
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die Aufwertung der Erziehungs- und sozi-
alpädagogischen Berufe ein. Im Kern geht 
es dabei um eine neue Bewertung und eine 
höhere tarifliche Eingruppierung von Erzie-
herInnen und SozialpädagogInnen sowie 
insbesondere auch der LeiterInnen von Kin-
dertageseinrichtungen. Die in der aktuellen 
Entgeltordnung beschriebenen Tätigkeits-
merkmale und die damit verbundene Ein-
gruppierung spiegeln die Arbeitsrealität und 
die gestiegenen Ansprüche an Sozial- und 
Erziehungsberufe nicht wieder. Gleichzeitig 
bleiben die Gehälter hinter den Berufen mit 
vergleichbaren Ausbildungswegen zurück. 
Die Attraktivität des Erzieherberufs sinkt zu-
sehends und resultiert bereits jetzt in einem 
eklatanten Fachkräftemangel. 

Weiterbildung
Ein Schwerpunkt der tarifpolitischen Akti-
vitäten auf dem Gebiet der Weiterbildung 
ist derzeit zum einen die Fortsetzung des 
Tarifvertrages über den bundesweit gelten-
den Branchenmindestlohn für die Pädago-
gInnen, die in der durch die Bundesagen-
tur für Arbeit finanzierten Weiterbildung 
arbeiten. Dies betrifft unter anderem Wei-
terbildungskurse für Langzeitarbeitslose. 
Außerdem setzt sich die GEW für eine Ver-
änderung des derzeitigen Vergabegesetzes 
ein, welches regelt, wie die öffentliche Hand 
Weiterbildungsaufträge an Anbieter dieser 
Maßnahmen vergibt. Ziel ist eine gesetz-
liche Vorgabe für die Einhaltung und öf-
fentliche Refinanzierung von bestimmten 
Mindestarbeitsstandards sowie -gehältern 
in der Weiterbildung. Nicht zuletzt steht im 
Weiterbildungsbereich die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen von Lehrkräften in In-
tegrationskursen auf der Agenda. 

Bildungspolitische Aktivitäten 
der GEW
Leitgedanke der bildungspolitischen Akti-
vitäten der GEW ist, dass Bildung ein Men-
schenrecht ist, das zur Selbstentfaltung der 
Persönlichkeit und zur diskriminierungs-

freien gesellschaftlichen Teilhabe beitragen 
soll, anstatt der kritiklosen Anpassung an 
gesellschaftliche Normen und ökonomische 
Verwertbarkeit zu dienen. Für die im Bil-
dungsbereich Tätigen bedeutet die Orientie-
rung an diesem Ziel, dass sie die Definition 
dessen, was Bildung ausmacht, nicht der Po-
litik oder der Wirtschaft überlassen, sondern 
ein eigenes professionelles Selbstverständnis 
entwickeln. 
Die Transformation zu einem inklusiven 
Schulsystem kann nur gelingen, wenn in 
der (angehenden) Lehrerschaft ein entspre-
chendes Berufsverständnis bekannt und 
gewollt ist, diskutiert und praktiziert wird. 
Aus diesem Grund bereitet die GEW Leitide-
en für eine Lehrerbildung für das inklusive 
Schulsystem vor. Welche Kompetenzen be-
nötigen die künftigen LehrerInnen für eine 
inklusive Schule? Welches Menschenbild 
sollte ihrem Handeln zugrundeliegen? Wel-
che Werte sollen ihr Professionsverständnis 
bestimmen? Die GEW zählt also zu ihren 
Aufgaben, die Diskussion über die Werte, 
Normen und Ethik des pädagogischen Beru-
fes zu befördern. Grundlage ist neben dem 
Bekenntnis zu der UN-Kinderrechtskonven-
tion und der UN-Konvention über die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen auch 
der Bezug zum eingangs genannten Berufs-
ethos der Bildungsinternationalen. 
Für die Verwirklichung dieses Bildungsethos 
gibt es verschiedene Voraussetzungen, de-
nen die GEW durch je eigene Aktions- und 
Organisationsformen Rechnung trägt. Dies 
sind im Einzelnen:
• das Eintreten für bessere schulorgani-

satorische Rahmenbedingungen wie 
kleinere Klassen, bessere schulische Aus-
stattung, mehr Freiräume für die Zusam-
menarbeit von Lehrenden untereinander 
(Teamsitzungen, gemeinsame Unterrichts-
vorbereitung) sowie von Lehrenden und 
Eltern. Aufgrund der föderalen Strukturen 
in Deutschland fällt dies vor allem in den 
Aufgabenbereich der GEW-Landesverbän-
de;

• die Förderung des fachlichen und per-
sönlichen Austauschs der Lehrkräfte, 
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WissenschaftlerInnen und pädagogischen 
Fachkräfte untereinander. Dem dienen in 
der GEW insbesondere die Fachgruppen 
für die einzelnen Schulformen (Grund-
schule, Hauptschule, Realschule, Ge-
samtschule, Gymnasium, berufsbildende 
Schulen) bzw. schulischen Arbeitsbereiche 
(sonderpädagogische Berufe, Schulauf-
sicht) sowie für sozialpädagogische Berufe, 
für die in Hochschule und Forschung Täti-
gen sowie Lehrkräfte in der Weiterbildung 
und Erwachsenenbildung. Außerdem gibt 
es Personen- und Arbeitsgruppen für Frau-
enpolitik, Seniorenpolitik, Diversität und 
Anti-Diskriminierung, Studierende, junge 
Mitglieder sowie LSBTI (Lesben, Schwule, 
Bi-, Trans- und Intersexuelle). Die Lan-
desverbände entsenden VertreterInnen 
in die Bundesausschüsse ihres jeweiligen 
Bereichs. 

• die Förderung der Professionsentwick-
lung bei allen Lehrenden durch berufli-
che und gewerkschaftliche Fortbildung 
der Mitglieder, durch Fachtagungen und 
Fachgespräche zu aktuellen Themen so-
wie durch Stellungnahmen zu Lehreraus-
bildungsgesetzen und Empfehlungen der 
Kultusministerkonferenz und der Hoch-
schulrektorenkonferenz zur Lehrerausbil-
dung. 

Da Lehrerbildung ein Schwerpunkt der bil-
dungspolitischen Arbeit der GEW ist, werde 
ich mich diesem Thema im folgenden Ab-
schnitt eingehender widmen.

LehrerbildnerInnen als 
Schwerpunkt der GEW
In Deutschland findet die erste Phase der 
Ausbildung aller schulischen Lehrkräfte 
bekanntlich in der Regel an Universitäten 
statt. Ausnahme ist Baden-Württemberg, wo 
für die Ausbildung von Grund-, Haupt- und 
Realschullehrkräften Pädagogische Hoch-
schulen zuständig sind. Das Studium an die-
sen ist durch eine stärkere Vernetzung von 
Theorie und Praxis gekennzeichnet. Da es 

bei der universitären Lehrerausbildung im-
mer wieder Klagen über einen mangelnden 
Praxisbezug gegeben hat, wurden in nahe-
zu allen Bundesländern und Hochschulen 
sogenannte „Zentren für Lehrerbildung“ 
gegründet. Diese koordinieren zum Beispiel 
die verschiedenen Studiengänge, die schul-
bezogene Forschung und die Schulpraktika 
und vermitteln zwischen hochschulinter-
nen und externen Akteuren. Trotz dieser 
vermehrten Anstrengungen, die Anforde-
rungen des Schulalltags auch in der univer-
sitären Lehrerausbildung zu berücksichti-
gen, klagen ReferendarInnen nach wie vor 
über einen „Praxisschock“ beim Beginn 
ihrer schulischen Arbeit. Offenbar sind die 
Praktika an den Universitäten noch immer 
nicht hinreichend mit den fachtheoreti-
schen Studieninhalten verbunden.
Die zweite Phase der Lehrerbildung findet 
an den staatlichen Studienseminaren statt 
und ist mit angeleitetem und eigenständi-
gem Unterrichten an Schulen verbunden. 
In diesem zwischen anderthalb und zwei 
Jahren dauernden „Vorbereitungsdienst“ 
sind die angehenden Lehrkräfte „Beam-
tInnen auf Zeit“ und erhalten dabei auch 
ein Gehalt. Die Fortbildung ausgebildeter 
Lehrkräfte liegt je nach Bundesland in der 
Verantwortung von staatlichen, halbstaatli-
chen oder privaten Instituten sowie verein-
zelt auch der Hochschulen.
Lehrkräfte aller Phasen der Lehrerbildung 
können Mitglied im Verband Bildung und 
Erziehung (VBE) des Beamtenbundes und 
der Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW) sein. Es geht um Universitäts- 
und FachhochschulprofessorInnen, Do-
zierende an Studienseminaren, anleitende 
Praktiker u. a. m. Zudem gibt es bundesweite 
Arbeitsgruppen, wie das Treffen der Zentren 
für Lehrerbildung. Diese dienen dem fach-
lichen Austausch und nicht der Interessen-
vertretung der Beschäftigten. Die direkte 
Interessenvertretung geschieht entweder 
über den VBE oder die GEW. Innerhalb der 
GEW stehen den AusbildnerInnen je nach 
Tätigkeit, Schulform und Phase verschiede-
ne Fachgruppen zur aktiven Mitarbeit in der 
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Gewerkschaft offen. Sie können sowohl in 
den entsprechenden schulischen Fachgrup-
pen sowie in der Fachgruppe Hochschule 
und Forschung mitarbeiten. Der Vorteil von 
Bildungsgewerkschaften ist, dass Ausbildne-
rInnen aller Phasen gemeinsam in der glei-
chen Gewerkschaft organisiert sind und sich 
über die Institutionen hinweg austauschen 
können. Der Austausch bezieht sich auch 
auf Fragen der Lehrerbildung selber (vgl. 
Kasten 1: „Zukunftsforum Lehrer_innenbil-
dung der GEW“)

Ausblick
In den letzten Jahren sind die gesellschaft-
lichen und schulpolitischen Herausforde-
rungen an Schulen und Lehrkräfte immens 
gestiegen. Viele Lehrkräfte versuchen, ihr 
berufliches Handeln den geänderten An-
forderungen anzupassen und laufen dabei 

nicht selten Gefahr, zwischen ihrem profes-
sionellem Ethos und Selbstausbeutung hin- 
und hergerissen zu sein. LehrerInnen sollen 
moderne Pädagogik in einem veralteten und 
unterfinanzierten System verwirklichen. Die 
GEW ist also in der Pflicht, für eine Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen zu kämpfen. 
Andererseits lässt sich die Qualität des Lern- 
und Arbeitsortes Schule nur glaubwürdig 
und erfolgreich verbessern, wenn das ge-
werkschaftliche Engagement zukunftsfähige 
schulpolitische Konzepte und professionelle 
Überzeugungen als Bezugspunkte hat.
Für die Bildungsgewerkschaft GEW sind 
somit bildungspolitisches Engagement, 
Berufsethos und der Kampf für bessere Ar-
beitsbedingungen untrennbar miteinander 
verbunden. Dass diese Verbindung für die 
Arbeitszufriedenheit von schulischen Lehr-
kräften von hoher Bedeutung ist, bestätigen 
auch internationale Studien wie beispiels-

Zukunftsforum Lehrer_innenbildung der GEW
Aus Sicht der GEW gibt es einige zentrale Themen, die in der Lehrerausbildung nicht 
hinreichend Berücksichtigung finden. Abgesehen von der ungenügenden Verzahnung 
von fachwissenschaftlichen, fachdidaktischen und bildungswissenschaftlichen Antei-
len wie auch von theoretischen und berufspraktischen Anteilen der Ausbildung han-
delt es sich dabei um die Bereiche inklusive Bildung, Ganztagsschulen, die Einführung 
neuer Sekundarschulen (Gemeinschaftsschulen, Oberschulen, Stadtteilschulen, etc.) 
sowie Pädagogik in der Migrationsgesellschaft. Aus diesem Grund hat der alle vier Jahre 
einberufene Gewerkschaftstag 2013 – das höchste Beschlussgremium der GEW – die 
Einrichtung eines „Zukunftsforums Lehrer_innenbildung“ beschlossen, an dem alle 
Landesverbände sowie Gruppen und Gremien der GEW gleichberechtigt beteiligt wer-
den sollen. 
Im Rahmen des „Zukunftsforums Lehrer_innenbildung“ finden zweimal im Jahr Fach-
tagungen und Plena zu den oben genannten Themenbereichen statt. An den Plena sind 
sowohl angehende LehrerInnen als auch ProfessorInnen, AusbildnerInen aller Phasen 
und SchulpraktikerInnen beteiligt. Zwischen diesen Tagungen werden zudem thema-
tisch unterschiedliche Workshops zu strukturellen und inhaltlichen Gesichtspunkten 
der Lehrerbildung veranstaltet. Ziel des Zukunftsforums ist es, aus gewerkschaftlicher 
Sicht Leitlinien für eine zukunftsfähige Lehrerbildung zu entwickeln. Zu diesem Zweck 
sollen auch wissenschaftliche Expertisen zur Lehrerbildung in Auftrag gegeben, sowie 
Strategien der politischen Einflussnahme auf die künftige Ausrichtung der Lehrerbil-
dung entwickelt werden. 

Kasten 1: „Zukunftsforum Lehrer_innenbildung der GEW“
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weise der regelmäßig von der OECD vorge-
legte „Teaching and Learning International 
Survey“ (TALIS). (siehe Kasten 2: „TALIS-Stu-
die und GEW-eigene Studie bei Lehrkräf-
ten“)
Die Ergebnisse der TALIS-Studie liefern ein 
empirisches Fundament für eine bildungs-
gewerkschaftliche Arbeit, die sich außer für 
die Verbesserung der materiellen Rahmen-
bedingungen der Tätigkeit schulischer Lehr-
kräfte auch für die Entwicklung der Professi-

on, für die Beteiligung der Beschäftigten an 
Entscheidungen der Bildungspolitik und der 
Schulentwicklung und für den kollegialen 
sowie solidarischen Austausch untereinan-
der einsetzt. Eben dies ist das Leitbild, dem 
sich die Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft verpflichtet fühlt.

Kontaktadresse:
ilka.hoffmann@gew.de

TALIS-Studie und GEW-eigene Studie bei Lehrkräften
Für diese Studie werden Lehrkräfte aller Schulstufen nach ihrem professionellen Selbst-
verständnis, ihren Arbeitsbedingungen, ihrer Unterstützung durch die Politik und 
ihren beruflichen Wünschen und Erwartungen befragt. Deutschland hat weder 2008 
noch 2013 an dieser Studie teilgenommen, da laut Kultusministerkonferenz hiervon 
keine neuen Erkenntnisse zu erwarten waren.
Die GEW hat deshalb 2008 unter ihren Mitgliedern eine eigene, an TALIS angelehnte 
Untersuchung durchgeführt. Die Befragung zeigte, dass die meisten Lehrkräfte eine kla-
re Vorstellung von ihrer Profession haben. Sie wünschen sich Fortbildungen, die stärker 
auf ihre konkrete Tätigkeit bezogen sind, sowie eine bessere materielle und personelle 
Unterstützung ihrer Arbeit. Tendenziell entsprachen die Ergebnisse den Erkenntnissen 
aus der letzten internationalen TALIS-Studie. Diese ergab, dass die Berufszufriedenheit 
der Lehrkräfte außer mit den materiellen Rahmenbedingungen vor allem mit der gelun-
genen Kooperation untereinander, der Möglichkeit der Einflussnahme auf die Schulent-
wicklung sowie mit der gesellschaftlichen Wertschätzung ihrer Arbeit korreliert.

Kasten 2: „TALIS-Studie und GEW-eigene Studie bei Lehrkräften“
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Drei Säulen
Die berufliche Interessenvertretung der Leh-
rerInnen in Österreich beruht auf drei „Säu-
len“:
1. den Lehrervereinen, die historisch gese-

hen die erste Form der Interessenorgani-
sation darstellen. Heute fungieren sie als 
„Vorfeldorganisationen“ der politischen 
Parteien;

2. den Lehrersektionen in der Gewerkschaft 
Öffentlicher Dienst (GÖD), die eine Teil-
gewerkschaft des 1945 neu gegründeten 
überparteilichen Österreichischen Ge-
werkschaftsbunds (ÖGB) ist; 

3. der Personalvertretung, die seit 1967 die 
gesetzlich geregelte Berufsvertretung der 
Öffentlich Bediensteten darstellt, also 
auch der LehrerInnen. 

Der Begriff der „Interessenvertretung“ wurde 
bewusst gewählt, anstelle möglicher ande-
rer Begriffe wie „Interessenorganisationen“ 
oder „Interessenvereinigungen“, um eine 
Spezialität der österreichischen Ausformung 
dieses Berufs- und Politikfeldes anzuspre-
chen: die untrennbare Verbindung der drei 
genannten „Säulen“. Diese sind zwar formal 
vollkommen unabhängig, de facto aber aufs 
Engste miteinander verbunden, bis hin zur 
Personalunion der Spitzenfunktionäre. Man 
könnte von einer „trialistischen“ Organi-
sationsform sprechen. Dieser „Trialismus“ 
gilt grundsätzlich für die LehrerInnen aller 
Schultypen, also der Pflichtschulen (Volks-
schule, Neue Mittelschule, Sonderschule), 
der Berufsschulen, der Allgemeinbildenden 
Höheren Schulen (AHS, Gymnasien) und 
der Berufsbildenden Mittleren und Höhe-
ren Schulen (BMHS). Es geht um eine Ge-
samtzahl von ca. 120.000 LehrerInnen, da-
von ca. 70.000 in der Pflichtschule und ca. 
20.000 in den Allgemeinbildenden Höheren 
Schulen. 
Um die Spezifika des österreichischen Feldes 
verständlich zu machen, werden im Folgen-
den nun einige Eigenheiten der politischen 
Nationalkultur Österreichs dargelegt sowie 
die drei Säulen detaillierter vorgestellt.
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Zur politischen Nationalkultur 
Österreichs
Von den vielen politischen „Austriazismen“ 
sind die folgenden für unser Thema von be-
sonderer Bedeutung:

a) Lagerdenken und Parteienproporz: Partei-
enproporz bedeutet, dass öffentliche bzw. 
öffentlich bedeutsame Ämter und Leitungs-
funktionen, wie z. B. die Schulleitungsposi-
tionen, gemäß dem Mandatsverhältnis der 
politischen Parteien in der entsprechenden 
politischen Gebietskörperschaft (Gemeinde, 
Bezirk, Land, Bund) besetzt werden. Dieser 
Proporz ist teilweise − z. B. in manchen Lan-
desverfassungen − formell vorgeschrieben, 
großteils aber schlicht „Usus“. Österreiche-
rInnen sehen ihr Land weiterhin in eine 
„rote“ und eine „schwarze Reichshälfte“ 
aufgeteilt. Mit „rot“ ist die Sozialdemokra-
tische Partei (SPÖ) gemeint, mit „schwarz“ 
die Österreichische Volkspartei (ÖVP), die 
nach 1945 das Erbe der christlich-sozialen 
Partei übernommen hat.

b) Eine gewisse „Übertreibung“ des Kammer-
wesens: Als österreichische/r StaatsbürgerIn 
entkommt man der Zwangsmitgliedschaft 
in einer gesetzlich geregelten Kammer oder 
einer vergleichbaren Institution oftmals 
nicht. Interessanterweise wiederholt sich 
diese im Endeffekt ständische und in diesem 
Sinne vormoderne Strukturierung noch ein-
mal bei der Konstruktion der großen kon-
servativen Partei, der Österreichische Volks-
partei ÖVP; sie besteht aus insgesamt sechs 
„Bünden“: dem Bauernbund, dem Arbeiter- 
und Angestelltenbund, dem Wirtschafts-
bund, dem Seniorenbund, den ÖVP-Frauen 
und der jungen Volkspartei. 
Österreich ist eines der wenigen Länder der 
Welt, in dem es, neben den Gewerkschaf-
ten, noch eine zweite gewerkschaftsähnli-
che Interessenorganisation für Arbeitneh-
merInnen gibt, die Kammer für Arbeiter 
und Angestellte (Arbeiterkammer, Ak), die 
auf Landes- und Bundesebene die Arbeit der 
Betriebsräte unterstützt und koordiniert. 
Diese Arbeiterkammer stellt eine Errungen-

schaft der revolutionären Nachkriegsereig-
nisse von 1918 dar (Arbeitsverfassungsge-
setz 1922) und sichert den unselbstständig 
Beschäftigten einen nicht unbedeutenden 
Stab an politischer, juristischer und anderer 
Fachexpertise. Die Arbeiterkammer kann als 
bedeutsames Gegengewicht gegen die schon 
seit 1848 existierende Wirtschaftskammer 
betrachtet werden. Ihre Arbeit ist gesetzlich 
geregelt und ihre finanzielle Absicherung 
basiert auf einem Pflichtbeitrag, der monat-
lich vom Lohn abgezogen wird. 
Die einzigen ArbeitnehmerInnen, die nicht 
Mitglieder der Arbeiterkammer sind, sind 
die Öffentlich Bediensteten und somit auch 
die LehrerInnen. Für diese wurde 1967 das 
Personalvertretungsgesetz (PVG) in Analo-
gie zum Arbeitsverfassungsgesetz beschlos-
sen, mit dem Unterschied, dass im PVG kein 
Expertenapparat vorgesehen und deshalb 
auch kein finanzieller Beitrag zu entrichten 
ist. Seit 1967 existiert also auch für die Öf-
fentlich Bediensteten und LehrerInnen eine 
Art gewerkschaftliche Doppelstruktur.

c) Die Präsenz der katholischen Kirche: Die 
Präsenz der katholischen Kirche zeigt sich 
beispielsweise darin, dass (fast) kein Lehrer-
verein, welcher der „schwarzen Reichshälf-
te“ zugeordnet werden kann, in der Selbst-
bezeichnung auf das Adjektiv „christlich“ 
verzichtet. Ich sehe in der Omnipräsenz 
dieses Etiketts einen Reflex auf die (wenn 
auch langsam schwächer werdende) politi-
sche Einflusskraft der katholischen Kirche. 
So ist in Österreich aufgrund des Konkor-
dats von 1962 der Religionsunterricht noch 
immer ein Pflichtfach, und sowohl die Reli-
gionslehrerInnen als auch die LehrerInnen 
der konfessionellen Schulen werden vom 
Staat bezahlt. Im Falle der Lehrerbildung 
zeigt sich die Präsenz der Kirche darin, dass 
grundsätzlich für jedes Bundesland eine 
staatliche Pädagogische Hochschule und für 
jede Erzdiözese der katholischen Kirche eine 
private Pädagogische Hochschule vorgese-
hen ist. 
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Lehrervereine in Österreich 
Die Lehrervereine sind im 19. Jahrhundert 
entstanden. Im Rahmen der „trialistischen“ 
Organisationsform haben sie die Funktion, 
„Vorfeldorganisation“ für die politischen 
Parteien zu sein. In den Lehrervereinen sind 
also die weltanschaulichen und bildungspo-
litischen Positionen gebündelt, die in der 
Gewerkschaft und der Personalvertretung 
keine so vordergründige Rolle spielen. Mit-
glieder der Lehrervereine müssen zwar nicht 
gleichzeitig Mitglieder der jeweiligen „Mut-
terpartei“ sein, doch bei der Besetzung von 
führenden Positionen spielt die Parteizuge-
hörigkeit sehr wohl eine Rolle. Die Lehrer-
vereine sind meist in Bundes- und Landes-
verbänden organisiert. 
Die beiden größten Vereine sind der „Sozi-
aldemokratische LehrerInnenverein“ (SLÖ) 
und die „Christliche Lehrerschaft Öster-
reichs“ (CLÖ). Es gibt auch einen „Freiheit-
lichen Lehrerverein“. Bis 1995 existierte 
zudem der „Bund demokratischer LehrerIn-
nen“, eine Vorfeldorganisation der Kommu-
nistischen Partei. Schließlich gibt es „Grüne 
PädagogInnen“, allerdings meines Wissens 
nur im Bundesland Oberösterreich; sie tre-
ten auf gewerkschaftlicher Ebene im Ver-

bund mit der „Österreichischen LehrerIn-
neninitiative“ auf (s.w.u.). 
Was die Aufgaben der Lehrervereine betrifft 
(s. Kasten 1), lassen sich ähnliche Formulie-
rungen beim sozialdemokratischen Lehre-
rInnenverein (SLÖ) finden, allerdings mit 
anderen weltanschaulichen „Vorzeichen“: 
Hier stehen Forderungen wie Chancen-
gleichheit und Gesamtschule im Vorder-
grund. Explizit gegen den Proporz sprechen 
sich die „Freiheitlichen“ Lehrer aus, die al-
lerdings im Feld der beruflichen Interessen-
vertretung der LehrerInnen praktisch keine 
Rolle spielen, und ebenso die „Österreichi-
sche Lehrer/innen Initiative“ (ÖLI), die ich 
als die eigentliche dritte Kraft im hier inter-
essierenden Feld ansehen würde. 
Die Österreichische Lehrer/inneninitiati-
ve (ÖLI) entstand aus den „alternativen 
Lehrertreffen“ der 1970er- und 80er-Jahre. 
Sie ist eine explizit parteiunabhängige bil-
dungspolitische und gewerkschaftliche Be-
wegung ohne organisatorische Verbindung 
zu irgendeiner parlamentarischen Partei. 
Seit 1979 beteiligt sie sich an Gewerkschafts- 
und Personalvertretungswahlen. Die Be-
zeichnung „alternativ“ muss als politische 
Charakterisierung verstanden werden. We-
sentliche Forderungen wie Basisdemokratie, 

Lehrerverein-Beispiel: „Christliche Lehrerschaft Österreichs“
Zur Veranschaulichung der Funktion der Lehrervereine seien hier die Ziele und Auf-
gaben der „Christlichen Lehrerschaft Österreichs“ (CLÖ) vereinfacht dargestellt (vgl. 
deren Website: http://www.cloe.at/index.php/ziele-und-aufgaben.html):
1. Mitwirkung nach christlich-religiösen Grundsätzen und Eintreten für eine Schule 

sowie einen Unterricht nach christlich-religiösen Grundsätzen,
2. Nominierung von „weltanschaulich fundierten, verantwortungsbewussten (…) Per-

sönlichkeiten zu Funktionsträgern“,
3. angemessene Arbeits- und Einkommensbedingungen,
4. Kontakte mit verwandten Organisationen.

In Punkt 2 wird das dem Proporzgedanken entsprechende Nominierungsrecht für 
Schulleitungs- und Schulaufsichtspositionen angesprochen, in Punkt 4 der Charakter 
der „Vorfeldorganisation“ bzw. die Zugehörigkeit zu einem weltanschaulichen Lager. 

Kasten 1: Lehrerverein „Christliche Lehrerschaft Österreichs“
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gewählte Schulleitung auf Zeit, Transpa-
renz und demokratische Mitbestimmung 
in der Gewerkschaft u.ä. sowie klassische 
linke bildungspolitische Forderungen wie 
Chancengleichheit und Gesamtschule sind 
auch  heute noch Teil des ÖLI-Grundsatzpro-
gramms. 
Auch in Österreich gibt es Lehrerverbän-
de, die sich als Standesvertretung im Sin-
ne einer standespolitischen Distinktion 
verstehen, insbesondere der „Verband der 
Professoren Österreichs“ (VdPÖ, LehrerIn-
nen an mittleren und höheren Schulen im 
allgemeinbildenden und berufsbildenden 
Bereich); er spielt allerdings in der aktuellen 
Berufspolitik keine Rolle mehr (vgl. Tab. 1). 
Eine gemilderte Form der standespoliti-
schen Abgrenzung gibt es den sozialdemo-
ratischen LehrerInnen an höheren Schulen, 
die gleichzeitig im SLÖ (LehrerInnenver-
ein) und im „Bund sozialdemokratischer 
AkademikerInnen“ (BSA) organisiert sind. 
Die entsprechende Organisation auf christ-
lich-konservativer Seite ist die „Österreichi-
sche Professoren Union“ (ÖPU). 

Die gewerkschaftliche Organi-
sation der LehrerInnen
LehrerInnen sind in Österreich in der Ge-
werkschaft Öffentlicher Dienst (GÖD) or-
ganisiert, einer Teilgewerkschaft des Öster-
reichischen Gewerkschaftsbundes (ÖGB). 
Dieser 1945 neu gegründete Gewerkschafts-
bund versteht sich nicht nur als Dachver-
band aller Branchengewerkschaften, son-
dern auch als Nachfolger der politischen 
Richtungsgewerkschaften, wie sie in der ers-
ten Republik (1918–1934) existierten. Der 
ÖGB agiert also seiner Konstruktion nach 
überparteilich. Die Parteipolitik ist damit 
aber nicht verschwunden. Die politischen 
Parteien treten als „Fraktionen“ in Erschei-
nung, die dann auch Teil der Listenbe-
zeichnung bei allfälligen Wahlen sind (vgl. 
Tab. 1). Von den in der Geschäftsordnung 
des ÖGB anerkannten Fraktionen spielen in 
den Lehrersektionen nur drei eine Rolle: die 

Fraktion Sozialdemokratischer Gewerkschaf-
terInnen (FSG), die Fraktion Christlicher 
GewerkschafterInnen (FCG) und die Unab-
hängigen GewerkschafterInnen (UG). Letz-
tere stellen das gewerkschaftliche Pendant 
zur Österreichischen Lehrer/innen Initiative 
(ÖLI) dar und firmieren konsequenterweise 
als ÖLI-UG (Österreichische Lehrer/innen 
Initiative – Unabhängige GewerkschafterIn-
nen). Die sozialdemokratische Fraktion ist 
dank ihrer historischen Rolle in der Arbei-
terbewegung in (fast) allen Teilgewerkschaf-
ten und damit im ÖGB-Vorstand dominant. 
In der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
(GÖD) bzw. bei den LehrerInnen dominiert 
aber die christliche Fraktion (FCG). 
Die sechs Lehrersektionen − inzwischen 
spricht man von „Bundes- und Landesver-
tretungen“ – erfassen LehrerInnen folgen-
der Schultypen: Pflichtschule, Berufsschule, 
Allgemeinbildende Höhere Schule (AHS), 
Berufsbildende Mittlere und Höhere Schu-
len (BMHS), Landwirtschaftliche Schulen, 
die Universitäten und Hochschulen. Die 
Lehrenden an Pädagogischen Hochschulen, 
die AusbildnerInnen von Pflichtschullehre-
rInnen also, haben einen Sonderstatus und 
sind als „Fachgruppe“ der Sektion Pflicht-
schule angeschlossen (vgl. meinen Beitrag 
zum neuen PH-Dienstrecht in der vorliegen-
den Nummer). 
In allen Lehrersektionen ist die Christliche 
Fraktion (FCG) die dominierende Kraft. Ne-
ben der traditionellen Rolle als Verhand-
lungspartner bei Gehalts- und Arbeitszeit-
fragen werden die Lehrergewerkschaften 
in der breiten Öffentlichkeit auch als bil-
dungspolitischer Akteur wahrgenommen. 
Dabei werden die Differenzen zwischen 
den verschiedenen Sektionen ignoriert. In 
der Öffentlichkeit ist nur von „der Lehrer-
gewerkschaft“ die Rede, die als gewichtiges 
„konservatives Hindernis“ bei der Einfüh-
rung der Gesamtschule gilt.

Die Personalvertretung
Eine Personalvertretung (PV) in Form von 
gesetzlich abgesicherten und regelmäßig 
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gewählten beruflichen Interessenvertrete-
rInnen auf allen Ebenen (Gemeinde, Bezirk, 
Land, Bund), analog zu den Betriebsräten 
und Arbeiterkammern in der Privatwirt-
schaft, gibt es in Österreich erst seit 1967. 
Der gesetzliche Auftrag dieser Personalver-
tretung lautet: „Die PV ist … berufen, die be-
ruflichen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen 
und gesundheitlichen Interessen der Bediensteten 
zu wahren und zu fördern. Sie hat in Erfüllung 
dieser Aufgaben dafür einzutreten, dass die zu-
gunsten der Bediensteten geltenden Gesetze, Ver-
ordnungen, Verträge, Dienstordnungen, Erlässe 
und Verfügungen eingehalten und durchgeführt 
werden.“ (Personalvertretungsgesetz § 2) 
Mit den ersten Personalvertretungswahlen 
im Jahr 1967 wurde die konservative Hege-
monie unter den LehrerInnen in Österreich 
gleichsam „schwarz auf weiß“ dokumen-
tiert. Diese Hegemonie gilt für alle Schul-
typen (mit unterschiedlich starker Ausprä-
gung und mit wenigen Ausnahmen); sie 
soll hier exemplarisch für die LehrerInnen 
an Allgemeinbildenden Höheren Schulen 
(AHS) dargestellt werden. In Tabelle 1 sind 
die Wahlergebnisse für die Bundeswahlen 
der AHS-LehrerInnen dokumentiert.
Die Wahlergebnisse zeigen eine deutliche 

Dominanz der christlich-konservativen Seite 
(ÖPU/FCG), die einer Zwei-Drittel-Mehrheit 
entspricht, seit den 1990er-Jahren jedoch 
tendenziell unter die 60%-Marke fällt. Die 
konservative Dominanz fällt in der Frühzeit 
noch viel deutlicher aus, wenn man sich vor 
Augen hält, dass eine offen gewerkschafts-
feindliche und „standesorientiert“ argu-
mentierende Gruppierung, der Verband der 
Professoren Österreichs VdPÖ, bis zu 25% 
der Stimmen (vgl. 1967) auf sich vereint. 
Dies berücksichtigend liegt die konservative 
Mehrheit bis 1979 bei 80 bis 85%, jedenfalls 
im Bereich der LehrerInnen an Allgemein-
bildenden Höheren Schulen. 
Klar abzulesen ist auch, dass die konser-
vative Dominanz weiterhin relativ stabil 
bleibt. Ein Einbruch unter 50% ist nur bei 
den Personalvertretungswahlen des Jahres 
2004 sichtbar. An den Ergebnissen der Jahre 
2004 und 2009 wird der Einfluss der Bun-
despolitik deutlich: 2004 regierte das Kabi-
nett „Schüssel II“ (Koalition Österreichische 
Volkspartei ÖVP mit der Freiheitlichen Par-
tei) mit der ÖVP-Unterrichtsministerin Geh-
rer, die Einsparungen im Bildungsbereich zu 
exekutieren hatte. 2009 regierte eine Koali-
tion aus Sozialdemokratischer Partei Öster-

LehrerInnen in der Gewerkschaft GÖD:  
Hohe Organisationsdichte
Die GÖD ist mit aktuell 236.891 Mitgliedern (Stand: 1.1.2015) die zweitgrößte Gewerk-
schaft des Österreichischen Gewerkschaftsbundes ÖGB, nach der Gewerkschaft der Pri-
vatangestellten Druck/Journalismus/Papier. Diese Mitgliederzahl weist auf eine hohe 
Organisationsdichte hin. Nimmt man die Organisationsdichte bei den LehrerInnen an 
Allgemeinbildenden Höheren Schulen (AHS), die mit mehr als 50% beachtlich hoch 
ist (vgl. Zahradnik, 2010, S. 98), als Maß für den gewerkschaftlichen Organisationsgrad 
aller LehrerInnen, so ist bei einer Gesamtzahl von 120.000 LehrerInnen von mehr als 
60.000 Gewerkschaftsmitgliedern auszugehen (unter Einschluss der pensionierten Mit-
glieder dürfte die Zahl noch höher liegen). Dabei gibt es aufgrund der aktuellen Konflik-
te um Dienstrecht und Arbeitszeit der LehrerInnen sogar eine leicht steigende Tendenz 
in den Mitgliederzahlen. 

Kasten 2: GÖD
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reichs (SPÖ) und Österreichischer Volkspar-
tei (ÖVP) mit der SPÖ-Bildungsministerin 
Schmied, die zum damaligen Zeitpunkt ver-
suchte, die Lehrerarbeitszeit um zwei Stun-
den zu erhöhen. Der im Endeffekt erfolgrei-
che gewerkschaftliche Kampf gegen diese 
Arbeitszeiterhöhung wurde bei der Personal-
vertretungswahl hauptsächlich der Fraktion 
christlicher GewerkschaftlerInnen (FCG) als 
Mehrheitsfraktion zugutegerechnet. Bei bei-
den Wahlen haben jeweils die Fraktionen 
verloren, denen die jeweilige Unterrichtsmi-
nisterin zuzurechnen war. 
Mit der ÖLI-UG (Österreichische Lehreri-
nitiative-Unabhängige GewerkschafterIn-
nen), die seit 2004 die zweitstärkste Kraft 
in der Personalvertretung der LehrerInnen 

an Allgemeinbildenden Höheren Schulen 
darstellt, ist ein neuer Player in das Spiel 
eingetreten, der dem traditionellen Pro-
porzsystem von schwarz und rot kritisch 
gegenübersteht. Der ÖLI-UG wird geradezu 
„vorgeworfen“, sie beteilige sich nicht am 
„üblichen Spiel“, die Personalvertretung als 
Aufstiegshilfe und Kaderschmiede für Schul-
leitungs- und Schulaufsichtspositionen zu 
verwenden. Diesen Vorwurf „pariert“ die 
ÖLI-UG mit der radikaldemokratischen For-
derung nach gewählten Schulleitungen auf 
Zeit. Die ÖLI-UG steht für eine konsequent 
überparteiliche gewerkschaftliche Kraft in 
der Interessenvertretung der LehrerInnen, 
die auch keinen „Standesdünkel“ zulässt.

Jahr ÖPU/FCG SLÖ/FSG VdPÖ ÖLI-UG

1967 60,0% / 5 15,2% / 1 25,2% / 2

1971 66,0% / 7 1 1

1975 69,0% / 8 2 1

1979 70,0% / 9 17,1% / 2 11,2% / 1

1983 68,0% / 9 17,8% / 2 7,7% / 1 3,9% / -

1987 62,1% / 8 17,4% / 1 10,5% / 1 8,5% / 1

1991 57,7% / 8 16,7% / 1 11,7% / 1 14,0% / 1

1995 59,7% / 9 18,5% / 2 6,4% / 0 12,8% / 1

1999 57,3% / 8 18,7% / 2 6,8% / 0 17,1% / 2

2004 49,7% / 6 24,3% / 3 25,9% / 3

2009 62,6% / 8 15,8% / 2 21,6% / 2

2014 59,2% / 7 16,1% / 2 24,7% / 3

Quelle: Tschaikner, 1995, S. 72; Engelbrecht, 1978, S. 164; Archiv Kreidekreis (http://www.oeliug.at/öli-news/
kreidekreis-1/ausgaben-archiv-2003-2010/)
Zu 1971 und 1975: Engelbrecht gibt für diese Jahre leider nur für die FCG die Prozentzahlen an, für die anderen 
Fraktionen nur die Mandatszahl.
Lesebeispiel: 1967 erhielt die ÖPU/FCG 60,0% der Stimmen und 5 der 8 Mandate in der Bundesvertretung. 

Abkürzungen: 
ÖPU/FCG: Österreichische Professoren Union/Fraktion Christlicher Gewerkschafter 
SLÖ/FSG: Sozialdemokratischer LehrerInnenverein/Fraktion sozialdemokratischer Gewerkschafter 
VdPÖ: Verband der Professoren Österreichs 
ÖLI-UG: Österreichische Lehrer/innen Initiative/Unabhängige GewerkschafterInnen

Tabelle 1: Vertretung der LehrerInnen auf Bundesebene 1967–2014 (LehrerInnen an allge-
meinbildenden höheren Schulen) 
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Zusammenfassung
Mit meinem Beitrag wollte ich zeigen, dass 
in der Interessenvertretung der LehrerInnen 
in Österreich eine „trialistische“ Struktur 
von Lehrerverein, Gewerkschaft und Perso-
nalvertretung vorliegt. Dabei sind diese drei 
„Säulen“ zwar formal vollkommen unab-
hängig voneinander, de facto aber stark ver-
flochten bis hin zur Personalunion der Spit-
zenfunktionäre. Den sichtbarsten Teil stellt 
die (regelmäßig gewählte und gesetzlich 
gesicherte) Personalvertretung dar, deren 
Hauptaufgabe die Interessenvertretung der 
Kollegenschaft in den Schulstandorten ist. 
Diese PersonalvertreterInnen vor Ort wer-
den durch gewählte Landes- und Bundes-
vertretungen unterstützt, die als Arbeitneh-
mervertreterInnen die Verhandlungspartner 
für die Schulbehörden stellen. Die Lehrer-
vereine stehen in der Tradition der Berufs-
vereinigungen, haben sich aber zu „Vorfeld-
organisationen“ der politischen Parteien 
gewandelt. Als solche liefern sie, gemein-
sam mit den MandatarInnen der Personal-
vertretung, den politischen Parteien einen 
Personalpool für Leitungspositionen. Für 
die eigentlichen gewerkschaftlichen Aufga-
ben, besonders lohn- und arbeitsrechtliche 
Fragen, sind die Lehrersektionen innerhalb 
der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst zu-
ständig. Aufgrund der zentralistischen und 
fraktionellen Struktur des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes ist die gewerkschaft-
liche Interessenvertretung der LehrerInnen 
stark in die Politik der Gesamtgewerkschaft 
des Öffentlichen Dienstes und auch in die 
machtpolitischen Interessenlagen inner-
halb des Vorstandes des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes eingebunden. Mit der 
ÖLI-UG tritt ab Ende der 1970er-Jahre ein 
neuer Player auf, der sich explizit gegen die-
se traditionelle Struktur stellt und beispiels-
weise keiner Partei mehr zuordenbar ist; 
sehr wohl aber dem weltanschaulichen La-
ger der „Grün-Alternativen“ und „Linken“. 
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Im Zuge des Verberuflichungs- und Pro-
fessionalisierungsprozesses des Lehrberufs 
(Criblez, 2005; Crotti, 2005) und des Auf- 
und Ausbaus der öffentlichen Bildungssys-
teme begannen sich die LehrerInnen in der 
deutschsprachigen Schweiz in Verbänden* 

*  „Verbände sind freiwillige, auf Dauer angelegte 
Zusammenschlüsse von Personen, Unternehmen, 
Vereinen oder öffentlichen Körperschaften. Sie ver-
treten in den verschiedensten gesellschaftlichen Be-
reichen […] die Interessen ihrer Mitglieder“ (Degen, 
2013, S. 774).

zu organisieren. Diese definierten sich lokal, 
regional oder national, hatten alle Lehrka-
tegorien oder nur jene bestimmter Schul-
stufen, Schulformen oder Schulfächer im 
Blick, organisierten Männer oder Frauen 
oder beide Geschlechter, verstanden sich 
als konfessionell gebunden oder weltan-
schaulich neutral, stellten sich allgemein 
in den Dienst von Schule und Lehrberuf 
oder verfolgten spezifische ideell-pädagogi-
sche, welt anschauliche oder politische Ziele. 
„Entsprechend der Vielheit der Interessen 
und der Verschiedenheit der Milieus […] 
gibt es eine sehr große Zahl solcher Vereini-
gungen“ (Wyss, 1950, S. 163).
Die Annäherung an das Phänomen der or-
ganisierten Lehrerschaft erfolgt im vorlie-
genden Beitrag unter drei Perspektiven: Im 
ersten Abschnitt stehen einige grundsätzli-
che Überlegungen zur Stellung der Lehrer-
verbände im Bildungssystem der Schweiz im 
Vordergrund. Zweitens wird in einigen ‚Fe-
derstrichen’ auf die Anfänge der Lehrerver-
bände hingewiesen. Im dritten Teil dient ein 
Ordnungsschema der Systematisierung der 
Varianz der Verbände. Abschließend wird 
auf wichtige Veränderungen und Herausfor-
derungen im 21. Jahrhundert hingewiesen.
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Unterschiedliche Zielsetzungen
Auch wenn die Lehrerverbände unter-
schiedlich ausgerichtet waren bzw. sind, 
verfolgten sie meist einerseits pädagogische, 
standespolitische und bildungspolitische, 
andererseits gewerkschaftliche Anliegen. Im 
Selbstverständnis überwog und überwiegt 
bis heute das standes- und professionsbezo-
gene, pädagogische und bildungspolitische 
Engagement. Gewerkschaftliche* Forderun-
gen (Lohn, Arbeitszeit, soziale Sicherheit 
usw.) machen bei den meisten Verbänden 
bis heute den kleineren Teil der Aktivitäten 
aus. Dieses gewerkschaftliche Engagement 
hat sich nach der Durchsetzung des Sozi-
alstaates in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts von Fragen der sozialen Sicherheit 
(u. a.: Lehrerversicherungskassen, Beam-
tenstatus) in Richtung Berufszufriedenheit, 
Löhne und Arbeitszeit verschoben**.
Das berufsständische Engagement bezieht 
sich auch heute noch erstens auf die Mit-
definition und Weiterentwicklung des Lehr-
berufs (u. a.: Amtsauftrag und Standesethik; 
vgl. EDK, 2008; LCH, 1993; LCH, 1999) so-
wie auf Weiterbildungsfragen, also auf Pro-
fessions- und Professionalisierungsanliegen, 
zweitens auf pädagogische Anliegen und 
drittens auf die Verbesserung der Rahmen-
bedingungen für Schule und Unterricht, 
also auf die Bildungspolitik. Die Verbände 
haben in der Mitgestaltung der Bildungs-
politik immer einen wichtigen, wenn nicht 
sogar den wichtigsten Teil ihrer Bemühun-
gen gesehen, dies obwohl die Lehrerschaft 
in vielen Kantonen der Schweiz auch über 
gesetzlich verbriefte Mitwirkungsrechte ver-
fügt. Gerade weil sich die Verbände der Leh-
rerInnen nicht einfach als Gewerkschaften 
verstanden und verstehen, sondern als we-
sentliche Akteure der Bildungspolitik, darf 

* Gewerkschaften sind „dauerhafte Vereinigungen 
von Unselbständigerwerbenden […] zum Zweck der 
Aufrechterhaltung oder Verbesserung ihrer Arbeits-
bedingungen“ (Degen, 2006, S. 378).

** Vgl. die unterschiedlichen Studien des LCH, verfüg-
bar unter: http://www.lch.ch/publikationen/studi-
en/

ihre Bedeutung für die Schule nicht unter-
schätzt werden. Zudem wird den Verbänden 
historisch eine bedeutende, „wenn nicht die 
zentrale Rolle für die Entwicklung eines kol-
lektiven Standesbewusstseins und die Arti-
kulation von Standesinteressen zugeschrie-
ben“ (Kemnitz, 1999, S. 10).

Verbrüderung als ursprüngliche 
Zielsetzung
Erste Ideen zur Gründung von Lehrerverbän-
den lassen sich bereits im beginnenden 19. 
Jahrhundert nachweisen. Im Oktober 1808 
wurde die Schweizerische Gesellschaft für 
Erziehung durch Johann Heinrich Pestalozzi 
gegründet, um die lokal organisierte Leh-
rerschaft national zu einen (Fuchs, 1943). 
Vier Jahre später stellte die Gesellschaft ihre 
Tätigkeit allerdings wieder ein. Zurück blieb 
die „Idee eines vaterländischen Lehrerver-
eins“ (Richner, 1969, S. 160), die kurz nach 
der Gründung des Bundesstaates 1848 im 
Schweizerischen Lehrerverein (SLV) ihre Re-
alisierung fand (Moser, 2014). Der SLV gab 
sich u. a. folgenden Zweck: „Verbrüderung 
der Schweizer Lehrer; Förderung des Erzie-
hungswesens in Schule und Haus durch alle 
Teile unseres Vaterlandes“ (Richner, 1969, 
S. 161). Pädagogische Motive spielten bei 
der Gründung des SLV eine wichtige Rolle. 
Dieser wurde zum wichtigsten Schweizer 
Lehrerverband, insbesondere weil er sich 
in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
immer deutlicher als Dachverband aller an-
deren Verbände etablierte – und diese Ent-
wicklung durch die Fusion mit der Konfe-
renz Schweizerischer Lehrerorganisationen 
(KOSLO) zum Dachverband Lehrerinnen 
und Lehrer Schweiz (LCH; vgl. www.lch.ch) 
1989 organisatorisch abschloss. 

Typologie der Lehrerverbände
Der SLV blieb de facto auf die Volksschule 
und die deutschsprachige Schweiz konzen-
triert. „Es ist daher nicht verwunderlich, 
dass es […] zur Gründung weiterer Inter-
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essengruppierungen kam“ (Richner, 1969, 
S. 163), vor allem in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts, fast immer begleitet vom 
Entstehen pädagogischer Zeitschriften, mit 
denen die Verbände nach innen und außen 
kommunizierten. Degen (2013) schlägt eine 
Gliederung der Verbände nach den Kriteri-
en Fachgruppen, Gebietszugehörigkeit und 
Weltanschauung vor. Neben diesen drei Kri-
terien strukturieren im Bildungsbereich die 
Schulstufe und die Schulform die Verbände, 
im historischen Kontext auch die Orientie-
rung am Geschlecht, an gewerkschaftlichen 
Anliegen oder an bestimmten pädagogi-
schen, weltanschaulichen oder bildungspo-
litischen ‚Programmen’. Im Folgenden wer-
den diese Kategorien kurz charakterisiert. Zu 
berücksichtigen ist, dass Verbände gleichzei-
tig mehreren Kategorien angehören kön-
nen:

a) Orientierung an Schulstufen: Das Lehrper-
sonal ist heute vom Kindergarten bis zu den 
Hochschuldozierenden in Stufenverbänden 
organisiert, die Mitglied des Dachverbandes 
LCH sind. Historisch lässt sich ein Organi-
sierungsprozess ausgehend von der Volks-
schule nach unten (Kindergarten) und vor 
allem nach oben feststellen. Je stärker eine 
Schulstufe institutionalisiert und genera-
lisiert wurde, desto besser organisierte sich 
die entsprechende Lehrerschaft. Als Beispiel 
ist hier etwa der Verein Schweizerischer 
Gymnasiallehrer (VSG; 1860 außerhalb 
des Lehrervereins gegründet) zu nennen. 
Er organisiert(e) nicht nur die Gymnasial-
lehrerschaft, sondern auch die Handelsleh-
rerschaft, die Seminarlehrerschaft und seit 
den 1970er-Jahren auch die Lehrerschaft 
der Diplom- bzw. Fachmittelschulen. Er 
setzt(e) sich sowohl gewerkschaftliche als 
auch standespolitische Ziele, nämlich sei-
nen Mitgliedern wissenschaftliche und pä-
dagogische Anregungen zu geben sowie die 
„Interessen des Lehrerstandes der höheren 
schweizerischen Mittelschule zu wahren“ 
(Bischofberger, 1969, S. 195). Die einzelnen 
Mitglieder waren und sind gleichzeitig in 
auf die Gymnasialfächer bezogenen Fach-

verbänden organisiert. Neben den üblichen 
Verbandsaktivitäten publiziert der VSG eine 
eigene Zeitschrift und vertritt seine Interes-
sen bildungspolitisch, insbesondere bei den 
Revisionen der Maturitäts-Anerkennung 
(vgl. Bischofberger, 1969, S. 199).

b) Orientierung an Schulfächern: Wie bei den 
Subverbänden des VSG waren bzw. sind 
Schulfächer auch bei anderen Verbänden 
das zentrale konstituierende Moment, so 
z. B. beim Schweizerischen Verein zur För-
derung des Arbeitsunterrichtes für Knaben 
(gegründet 1886). Dieser verfolgte zunächst 
vor allem standespolitische und pädagogi-
sche Ziele, nämlich „den technischen Ar-
beitsunterricht methodisch und praktisch 
auszugestalten und die Bestrebungen der 
Schulreform in der Schweiz zu fördern“ (Gy-
sin, 1969, S. 191). Hierzu führte er Lehrer-
bildungskurse durch und publizierte eine 
eigene Zeitschrift. Mit der allmählichen 
Durchsetzung der Knabenhandarbeit als 
Schulfach generalisierte der Verein seine 
Weiterbildungsbemühungen. Er ist heu-
te als Schule und Weiterbildung Schweiz ein 
Fachverband des LCH und führt jedes Jahr 
sehr vielfältig ausgerichtete Weiterbildungs-
wochen durch (vgl. www.switch.ch). Damit 
ist er ein gutes Beispiel dafür, dass sich die 
Zielsetzungen eines Verbandes maßgeblich 
verändern können.

c) Orientierung an Schulformen: Verschie-
dene Lehrerverbände sind auf spezifische 
Schulformen ausgerichtet, so etwa der 
Schweizerische Verband für Gewerbeun-
terricht (gegründet 1874; ausgerichtet auf 
Berufsschullehrpersonen; heute als Berufs-
bildung Schweiz [BCH] Mitglied des LCH; 
vgl. http://www.bch-fps.ch). Der BCH ver-
folgt sowohl pädagogische als auch gewerk-
schaftliche und standespolitische Ziele. War 
der Vereinszweck zunächst die Organisation 
der Berufsschullehrpersonen im Bereich von 
Industrie und Gewerbe, vereinigt die BCH 
heute die Lehrerschaft aller Berufsbildungs-
bereiche.
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d) Orientierung an der Gebietszugehörigkeit: 
Im föderalistischen Bildungssystem liegen 
kantonale Verbandsgründungen näher als 
lokale und nationale, einfach weil sowohl 
die Bildungspolitik als auch die Anstellungs-
bedingungen kantonal definiert werden. 
Wesentliche Ziele der Verbandstätigkeit 
sind damit auf die Kantone ausgerichtet. 
Lokalen Verbänden fehlte das notwendige 
Mobilisierungspotenzial, um Standesinte-
ressen durchzusetzen. Nationale Lehrerver-
bände wurden gegründet, wenn die Anlie-
gen und Interessen national zu artikulieren 
waren oder wenn das Mobilisierungspoten-
zial auf kantonaler Ebene nicht hinreichend 
erschien. Ersteres galt etwa für die Berufs-
schullehrpersonen, als die duale Berufslehre 
im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts als 
Teil eines nationalen Wirtschaftsraumes 
etabliert wurde, oder für den Verein Schwei-
zerischer Gymnasiallehrer (VSG), für den 
die eidgenössische Maturitätsanerkennung 
immer ein wichtiges standespolitisches The-
ma war. Nur wenige Verbände, wie etwa 
der Schweizerische Lehrerverein, verfolg-
ten von Anfang an nationale Ziele. Seit den 
1960er-Jahren gaben die nationalen und 
sprachregionalen Koordinations- und Har-
monisierungsbemühungen, insbesondere 
der Schweizerischen Konferenz der kanto-
nalen Erziehungsdirektoren, aber immer 
stärker Anlass zu überkantonalen Organisa-
tionsformen. Der LCH mit seinen Kantonal-
sektionen ist seit 1989 das beste Beispiel für 
den Integrationsprozess auf nationaler Ebe-
ne. (Zum Kanton Bern vgl. den Beitrag von 
Daniel Moser in dieser Nummer).

e) Gewerkschaftliche Orientierung: LehrerIn-
nen sind in der Schweiz in der Regel öffent-
lich-rechtlich angestellt, der Beamtenstatus 
wurde in den 1990er-Jahren abgeschafft. Im 
Bildungsbereich hat sich einzig der Verband 
des Personals öffentlicher Dienste (VPOD; 
gegründet 1905) eindeutig gewerkschaft-
lich positioniert. Er entstand als Verband 
der Gemeinde- und Staatsarbeiter, zu denen 
eigentlich auch die Lehrerschaft gehört. 
„Da der Schweizerische Lehrerverein stark 

bürgerlich identifiziert war, in der Arbei-
terbewegung aber immer auch Lehrer ak-
tiv waren, gab es schon bald Bemühungen, 
eine Lehrersektion zu bilden“ (Tobler, 2010, 
S. 64), was 1931 realisiert wurde. Neben spe-
zifisch gewerkschaftlichen Interessen ver-
folgt der VPOD inzwischen aber verstärkt 
bildungspolitische Anliegen.

f) Weltanschauliche Orientierung: Bis nach der 
Mitte des 20. Jahrhunderts waren oftmals 
weltanschauliche, konfessionelle oder sogar 
parteipolitische Orientierungen das Motiv 
für Verbandsgründungen, wobei die kon-
fessionellen Orientierungen dominierten. 
Die beiden wichtigen konfessionell gebun-
denen Verbände waren der Katholische Leh-
rerverein der Schweiz (gegründet 1892) und 
der Evangelische Schulverein der Schweiz 
(gegründet 1894). Der katholische Lehrer-
verein wollte die ideellen und materiellen 
Interessen der katholischen Lehrer fördern 
(Kreienbühl, 1969). Er vertrat auch gewerk-
schaftliche und standespolitische Interes-
sen, vor allem aber pädagogisch-politische, 
die weltanschaulich überformt waren. Ein 
zentralistisches, schweizerisches Schulwe-
sen wie auch einen „Einheitsverband der 
schweizerischen Lehrerschaft“ lehnte er 
ab (Kreienbühl, 1969, S. 187). Ziel sei die 
Errichtung „freier – zum Beispiel konfessi-
oneller – Schulen“ (ebd.). Wie die anderen 
Organisationen publizierten beide konfessi-
onellen Verbände eigene Zeitschriften.

g) Orientierung am Geschlecht: Neben dem 
Schweizerischen Lehrerinnenverein (ge-
gründet 1893) konstituierten sich vor allem 
Fach- und Stufenverbände der sogenann-
ten Frauenlehrberufe (Kindergärtnerinnen, 
Handarbeits- und Hauswirtschaftslehre-
rinnen) entlang des Merkmals Geschlecht. 
Das erklärte Hauptziel der Gründung des 
Schweizerischen Lehrerinnenvereins war 
zunächst der Bau eines Lehrerinnenheimes 
für pensionierte Lehrerinnen. In Standes-
fragen ging es vor allem um die „Gleichstel-
lung mit den Lehrern in Besoldungsfragen, 
um die Probleme rund um die Mädchenbil-
dung und Koedukation und um die Wah-



Lucien Criblez und Claudia Crotti:
Lehrerverbände in der Schweiz

journal für lehrerInnenbildung 26 3/2015

rung der Rechte der verheirateten Lehrerin-
nen“ (Bähler, 1991, S. 24). Da die Frauen bis 
1971 kein politisches Mitbestimmungsrecht 
hatten, mussten sie ihre bildungs- und pro-
fessionspolitischen Anliegen auf dem Weg 
der Petitionen und auf dem Beschwerdeweg 
einfordern.

h) Pädagogisch-programmatische Orientierung: 
Die Grenzen zwischen der weltanschauli-
chen und der pädagogisch-programmati-
schen Orientierung sind nicht immer leicht 
zu ziehen. Verbände dieser Kategorien ver-
folgten und verfolgen in der Regel ein be-
stimmtes pädagogisches Programm und/
oder verschreiben sich der Lösung eines 
gesellschaftlich-pädagogischen Problems. 
Ein Beispiel dafür ist der Schweizerische 
Verein abstinenter Lehrer und Lehrerinnen 
(gegründet 1898). Er war weder standespo-
litischen noch gewerkschaftlichen Zielen 
verpflichtet, sondern verfolgte ein pädago-
gisches Ziel: die Bekämpfung des Alkoholis-
mus „zur Förderung edlen Menschentums“ 
(Huber, 1908, S. 81).

Die Lehrerverbände der letzten drei genann-
ten Orientierungen reagierten vor allem auf 
kontextuelle Gegebenheiten ihrer Zeit: den 
Kulturkampf, die Frauenbewegung bzw. die 
Hygiene- und Abstinenzbewegung. Mit dem 
Entfallen der entsprechenden Kontextbe-
dingungen wurden die Verbandsziele ob-
solet und die Verbände in der Folge meist 
aufgelöst.

Ausblick
Heute ist der größte Teil der LehrerInnen 
entweder im Dachverband Lehrerinnen und 
Lehrer Schweiz (LCH) oder im Verband des 
Personals öffentlicher Dienste (VPOD) orga-
nisiert. Der Organisationsgrad der Verbände 
ist hoch und das Mobilisierungspotenzial 
verleiht ihnen entsprechendes Gewicht*: 

* Die LehrerInnen verfügen auch über andere Einfluss-
möglichkeiten als über die Verbandsstrukturen: Da 
die Lehrpersonen der Volksschule als Gemeindean-
gestellte gelten, können sie in den kantonalen Par-

Die organisierte Lehrerschaft wird in allen 
bildungspolitischen Geschäften zur Stel-
lungnahme aufgefordert und wirkt in al-
len wesentlichen außerparlamentarischen 
Kommissionen und Gremien mit. Auch 
wenn sich deren Zielsetzungen und Aufga-
ben angenähert haben, bleibt das Selbstver-
ständnis zwischen den beiden Hauptakteu-
ren unterschiedlich. Der VPOD vertritt auch 
im Bereich Bildung, Erziehung und Wissen-
schaft (vgl. http://www.vpod.ch/branchen/
bildung-erziehung-wissenschaft/hochschu-
len.html) nach wie vor gewerkschaftliche 
Interessen, zugleich hat er aber seit den 
1960er-Jahren sein schul- bzw. bildungspo-
litisches Engagement stark erhöht.
Beim LCH dagegen hat das gewerkschaft-
liche Engagement, das traditionell vor-
wiegend auf die kantonalen Anstellungs-
politiken ausgerichtet war, durch die 
Konstituierung als Dachverband auch auf 
übergeordneter Ebene zugenommen. Durch 
die Dachverbandsstruktur sind heute so-
wohl kantonale Lehrerverbände als auch 
Stufen- und Fachverbände in einer Organisa-
tion integriert (vgl. www.lch.ch). Die Integ-
ration im Rahmen des LCH dürfte durch die 
fortschreitende Harmonisierung der kanto-
nalen Bildungssysteme in der Schweiz in Zu-
kunft noch an Bedeutung gewinnen. 
Insgesamt lässt sich die Entwicklung und Be-
deutung der Lehrerverbände in der Schweiz 
kurz etwa so zusammenfassen: Erstens be-
steht ein funktionaler Zusammenhang zwi-
schen der Entwicklung des Bildungssystems 
und der Formierung von Interessenorganisa-
tionen der Lehrerschaft. Dieser Zusammen-
hang ist auch heute noch wirksam, etwa im 
Zuge der Neukonzeption des Hochschulbe-
reichs: Neben der Vereinigung der Schwei-
zerischen Hochschuldozierenden und der 
Schweizerischen Gesellschaft für Lehrerin-

lamenten Einsitz nehmen und die Anstellungs- bzw. 
Bildungspolitik wesentlich mitgestalten. In einzelnen 
Kantonen werden die LehrerInnen von Staates wegen 
organisiert und mit Mitwirkungsrechten ausgestattet 
(in sogenannten Schulsynoden; etwa in den Kanto-
nen Basel-Stadt [vgl. http://schulsynode-bs.edubs.ch/] 
oder Zürich [vgl. http://www.schulsynodezh.ch/).
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nen- und Lehrerbildung formierte sich neu 
der Verband der Fachhochschuldozierenden 
Schweiz. Zweitens zeigt sich sowohl an die-
sem Beispiel als auch an der historischen 
Entwicklung, dass auf Ausdifferenzierungs-
prozesse Integrationsprozesse folgen: So ha-
ben sich die drei Hochschulverbände „an-
gesichts der wachsenden Notwendigkeit, 
[…] ihre Stimme zu hochschulpolitischen 
Fragen in entscheidenden Gremien, aber 
auch in der Öffentlichkeit abgestimmt und 
gemeinsam [zu] erheben“, zur swissfaculty 
zusammengeschlossen (vgl. http://www.
konferenz-hochschuldozierende.ch/). Auf 
die Tendenz zur Integration weist schließ-
lich hin, dass sich Lehrerverbände dersel-
ben Bildungsstufe nicht mehr primär nach 
Schulformen organisieren.
Bildungspolitik war und ist – zumindest 
aus Sicht der Lehrerverbände – immer auch 
Standespolitik. Sie ist heute nicht ohne Mit-
wirkung der organisierten Lehrerschaft vor-
stellbar. Der bildungspolitische Einfluss der 
Lehrerverbände mag deshalb nahezu stän-
destaatliche Dimensionen angenommen 
haben. Professionstheoretisch ist dies legi-
tim, weil die Lehrerschaft über ein speziali-
siertes Fach- und Erfahrungswissen verfügt, 
ohne das Schule nicht weiterentwickelt 
werden könnte. Lehrerverbände bieten als 
kollektive Ansprechpartner die Möglich-
keit, dieses Wissen für die Bildungspolitik 
und für Schulreformen zu mobilisieren. Der 
amerikanische Schulreformforscher David 
Tyack empfiehlt deshalb für erfolgreiche 
Schulreformen: „enlist and honor teachers 
as the key people in reforming schooling“ 
(Tyack, 1995, S. 211).

Literatur
Bähler, A. (1991). Was sie wollten, das wollten 

sie stark und ganz. Geschichte des Schweize-
rischen Lehrerinnenvereins. Bern: Schweize-
rischer Lehrerinnenverein.

Bischofberger, J. (1969). Der Verein schwei-
zerischer Gymnasiallehrer und seine Fach-
verbände. Archiv für das schweizerische Un-
terrichtswesen, 54/55, 195–199.

Criblez, L. (2005). Lehrer, Lehrerin: Ein Be-
ruf im historischen Wandel. In M. Sigrist, 
Th. Wehner & A. Legler (Hrsg.), Mitarbei-
terbeurteilung zwischen Absicht, Leistungsfä-
higkeit und Akzeptanz (S. 15−38). Zürich: 
Pestalozzianum.

Crotti, C. (2005). Lehrerinnen – frühe Professi-
onalisierung. Professionsgeschichte der Volks-
schullehrerinnen in der Schweiz. Bern: Lang.

Degen, B. (2006). Gewerkschaften. In 
Historisches Lexikon der Schweiz. Bd. 5 
(S. 378−385). Basel: Schwabe.

Degen, B. (2013). Verbände. In Historisches 
Lexikon der Schweiz. Bd. 12 (S. 774−777). 
Basel: Schwabe.

EDK [Schweizerische Konferenz der kanto-
nalen Erziehungsdirektoren] (2008). Lehr-
beruf. Analyse der Veränderungen und Folge-
rungen für die Zukunft. Bern: EDK.

Fuchs, J. (1943). Die pädagogischen Leistungen 
der Schweizer. Gemeinnützigen Gesellschaft. 
Zürich: Leemann.

Gysin, P. (1969). Der Schweizerische Verein 
für Handarbeit und Schulreform. Archiv 
für das schweizerische Unterrichtswesen, 
54/55, 190–194. 

Huber, A. (1908). Der Kampf gegen den Al-
kohol im Schul- und Erziehungswesen 
der Schweiz auf Ende 1907. Jahrbuch für 
das schweizerische Unterrichtswesen, 20, 
63–105.

Kemnitz, H. (1999). Lehrerverein und Lehrer-
beruf im 19. Jahrhundert. Eine Studie zum 
Verberuflichungsprozess der Lehrertätigkeit 
am Beispiel der Berlinischen Schullehrerge-
sellschaft (1813−1892). Weinheim: Deut-
scher Studien Verlag.

Kreienbühl, J. (1969). Die katholischen Leh-
rerorganisationen in der Schweiz. Archiv 
für das schweizerische Unterrichtswesen, 
54/55, 186–189.

LCH (1993). Lehrerin/Lehrer sein. LCH-Berufs-
leitbild. o.O.: s.n.

LCH (1999). LCH-Standesregeln. o.O.: s.n.
Moser, D.V. (2014). „Es begann an einem son-

nigen Samstag anno 1849“. Festschrift 25 
Jahre LCH. Zürich: Verlag LCH.

Richner, T. (1969). Der Schweizerische Leh-
rerverein. Schweizerische Lehrerzeitung, 
160−173.



Lucien Criblez und Claudia Crotti:
Lehrerverbände in der Schweiz

journal für lehrerInnenbildung 28 3/2015

Tobler, R. (2010). Der VPOD als linke Lehre-
rInnengewerkschaft in der Schweiz. Schul-
heft, 35 (137), 64−70. 

Tyack, D. (1995). Reinventing Schooling. In 
D. Ravitch & M.A. Vinovskis (Eds.), Lear-
ning from the Past (p. 191-216). Baltimore/
London: Johns Hopkins University Press.

Wyss, K. (1950). Lehrerverein. In H. Klei-
nert, H. Stucki, R. Dottrens [u. a.] (Hrsg.), 
Lexikon der Pädagogik. Bd. 2 (S. 163−165). 
Bern: Francke.

Kontaktadressen:
lcriblez@ife.uzh.ch
claudia.crotti@fhnw.ch



3/2015 29  journal für lehrerInnenbildung

Caroline Bühler und Ursula Streckeisen

Interessenpolitik von 
LehrerInnen im Vergleich

Ein berufssoziologischer Kommentar

Caroline Bühler, Prof. Dr., 
Soziologin/Historikerin an der 
Pädagogischen Hochschule 
Bern.
Arbeitsschwerpunkte: Pro-
fessionalisierung, Schule und 
Familie

Ursula Streckeisen, Dr.  
habil., ehem. Prof. für Soziolo-
gie an der PH Bern und Privat-
doz. an der Universität Bern. 
Arbeitsschwerpunkte: Berufs- 
und Professionssoziologie, 
kultursoziologisch orientierte 
Bildungsforschung, Medizin-
soziologie

Wie kämpfen LehrerInnen in Deutschland 
für ihre beruflichen Anliegen? Über welche 
Kanäle äußern sich österreichische Lehre-
rInnen? Welche Interessenpolitik verfolgen 
LehrerInnen in der Schweiz? Die Beiträge 
über die jeweilige Interessenpolitik in den 
drei Ländern ergeben ein unvollständiges, 
aber gleichwohl aufschlussreiches Bild. Die 
drei Porträts dokumentieren, unter welchen 

Vorzeichen die Angehörigen unterschiedli-
cher Schulstufen, Fächer und Schulformen 
allenfalls eine gemeinsame Interessenpoli-
tik betreiben und somit als Kollektivakteur 
wahrgenommen werden können. Es folgt 
nun ein Versuch, mit einem berufssozio-
logisch geschärften Blick allfällige Muster, 
d. h. die Gemeinsamkeiten und Unterschie-
de der verschiedenen Politiken aufzuzeigen.

Verfolgen LehrerInnen 
gemeinsame Interessen?

Angenommen, es gäbe einen (einzigen) 
Lehrberuf mit klarem Profil, so müsste es 
aus berufssoziologischer bzw. professions-
theoretischer Sicht eine gemeinsame Inte-
ressenpolitik von LehrerInnen geben, die 
sich erstens vehement in die öffentliche 
Reflexion des Berufsauftrags einmischt 
oder gar die Hoheit darüber beansprucht. 
Zweitens müsste sie die gesellschaftliche 
Anerkennung der LehrerInnen und deren 
Expertise dezidiert einfordern, sei es, dass 
sie Ansprüche an die Qualifikation, die Aus-
bildung und die Weiterbildung stellt, sei es, 
dass sie gegen bürokratische Einschränkun-
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gen und für berufliche Autonomie kämpft. 
Angesichts der divergierenden Erwartungen 
an Lehrpersonen und des mitunter abwer-
tenden öffentlichen Diskurses zum Lehrbe-
ruf wäre ein solch entschiedenes Auftreten 
der LehrerInnen durchaus angebracht. Die 
Länderporträts legen aber offen, dass eine 
gemeinsame Stoßrichtung eines „Kollektiv-
akteurs LehrerInnen“ in den drei Ländern 
nicht wirklich existiert.

Breite vs. exklusive Lehrerpolitik
Die kollektiven Aktivitäten und Organisa-
tionsformen von LehrerInnen – so unsere 
Annahme – sind in einem Spannungsfeld 
zweier Orientierungen zu verorten: einer 
arbeitnehmerbezogenen, die tendenziell 
gewerkschaftlich geprägt ist, sowie einer 
berufsethischen, beziehungsweise inhalt-
lich-pädagogischen, deren Forderungen 
eher durch Standesorganisationen vertreten 
werden. Die drei Texte zu den Lehrerver-
bänden in Deutschland, Österreich und der 
Schweiz liefern eine differenzierte Sicht: die 
beiden Pole bestehen, mitunter auch in ein- 
und derselben Organisation, jedoch gibt es 
auch erweiterte Formen. LehrerInnen orga-
nisieren sich entweder gemeinsam mit An-
gehörigen anderer Stufen oder sogar anderer 
Berufsgruppen – oder sie organisieren sich 
in einem engeren Sinn unter Gleichen, d. h. 
mit LehrerInnen derselben Schulstufe oder 
Schulform. 
Zur „breiten“ Lehrerpolitik der gewerk-
schaftlichen und verwandten Organisatio-
nen: Diese sprechen nicht nur die LehrerIn-
nen aller Stufen des Bildungswesens an, sie 
wenden sich auch an verwandte Berufsinha-
berInnen im Bildungswesen (z. B. universi-
täre ForscherInnen). So vertritt der schwei-
zerische Verband des Personals Öffentlicher 
Dienste (VPOD) im Bereich Bildung, Erzie-
hung, Wissenschaft alle Angestellten im Bil-
dungsbereich, Lehrersektionen gibt es teil-
weise auf kantonaler Ebene. 
Der deutsche Verband Bildung und Erzie-
hung (VBE) richtet sich an alle Beschäftig-
ten in Bildung und Erziehung: Er fordert 

die gleiche Bezahlung aller PädagogInnen 
unabhängig von der Schulart und setzt sich 
zusätzlich für die Interessen von Berufen 
ein, die dem Lehrberuf verwandt sind, näm-
lich für ErzieherInnen und StudienleiterIn-
nen von Seminaren. Ähnliches gilt für die 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) in Deutschland, die auch Universi-
tätsprofessorInnen einschließt. Es fällt also 
auf, dass diese Organisationen keine berufli-
che Standespolitik, sondern Gewerkschafts- 
und Sachpolitik für einen bestimmten Be-
schäftigungsbereich betreiben. 
Zur „exklusiven“ Lehrerpolitik der Stan-
desorganisationen: Hier organisieren sich 
LehrerInnen in einem engen Sinn unter 
Gleichen, vor allem mit LehrerInnen dersel-
ben Schulstufe oder Schulform. Zu denken 
ist hauptsächlich an Gymnasiallehrerverei-
nigungen. Zwar haben sich standespoliti-
sche Bestrebungen zurückgebildet, aber der 
Deutsche Philologenverband (DPhV), der 
Verband der Professoren Österreichs (VdPÖ) 
und der Verein Schweizerischer Gymnasi-
allehrerinnen und Gymnasiallehrer (VSG) 
betonen die Alleinstellungsmerkmale ihrer 
Schulstufe oder Schulform und setzen sich 
für den Erhalt des klassischen Gymnasiums 
ein. Solche Abgrenzungsversuche rühren 
daher, dass sich viele Gymnasiallehrkräfte 
auch heute noch mehrheitlich als Fachex-
pertInnen verstehen und sich entsprechend 
an Hochschulen und Universitäten orientie-
ren. Auch der Verband Deutscher Realschul-
lehrer (VDR) verfolgt eine hierarchieerhal-
tende Politik: er grenzt sich gegen ‚unten‘ ab 
und identifiziert sich sozusagen mit ‚oben‘.  
Es gibt also ein Nebeneinander von perso-
nell breiten und thematisch weitgefassten, 
gewerkschaftlichen auf der einen und eher 
exklusiven Organisationen auf der ande-
ren Seite, die Lehrerpolitik unterschiedli-
cher Ausrichtung betreiben. Der einzelnen 
Lehrperson steht es teilweise offen, wo sie 
sich engagiert. Eine Gymnasiallehrerin X 
kann Mitglied des Gymnasiallehrerverban-
des sein, während ihre Kollegin Y vielleicht 
im Lehrerverein und eine weitere Kollegin 
in der Gewerkschaft Erziehung und Wis-
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senschaft (GEW) mitmacht. Das Nebenein-
ander von Organisationen kann dazu füh-
ren, dass ein und dasselbe Thema politisch 
unterschiedlich angegangen wird und die 
involvierten Organisationen einander kon-
kurrenzieren. So etwa steht die Stoßrichtung 
der Standesorganisationen zuweilen den Re-
formbestrebungen der gewerkschaftlichen 
Organisationen, die das hierarchisch aufge-
baute Schulsystem überwinden wollen, dia-
metral gegenüber. 

Lehrerpolitik und 
Bildungspolitik
Organisationen, die Lehrerpolitik betreiben, 
beschäftigen sich auch mit anderen Fragen, 
zum Teil stehen diese sogar im Vordergrund. 
Vor allem die gewerkschaftlichen und ver-
wandten Organisationen verfolgen eine 
stark schul- oder bildungsbezogene Politik 
und konzentrieren sich nicht in erster Li-
nie auf berufs- bzw. anstellungsspezifische 
Anliegen von LehrerInnen. Die deutsche 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) versteht sich z. B. in erster Linie als 
Bildungsgewerkschaft. Auch der Verband 
Bildung und Erziehung (VBE) legt sein 
Schwergewicht auf bildungspolitische In-
terventionen, welche die Schule und die 
Reform des Bildungswesens in den Fokus 
nehmen. Auch die Bildungssektion des 
schweizerischen Verbands des Personals 
Öffentlicher Dienste (VPOD), der Gewerk-
schaft für alle Angestellten der öffentlichen 
Hand, verfolgt zentral den Anspruch, eine 
politisch linke Bildungspolitik zu betreiben.
Der schweizerische Lehrerverband (LCH), 
der über Standesregeln verfügt und Lohn-
politik betreibt, profiliert sich weit über 
die Lehrerpolitik hinaus mit wichtigen 
bildungspolitischen Anliegen. Der Dach-
verband mischt sich – teilweise über die 
von Lehrpersonen, lokalen Verbänden und 
Schulen artikulierten Bedürfnisse hinaus – 
immer wieder gezielt in die Bildungspoli-
tik ein (Strittmatter, 2010, S. 59; vgl. auch 
Oggenfuss & Wolter, 2014). Auch die öster-

reichischen Lehrervereine scheinen keine 
ausgesprochen lehrerbezogene Berufspoli-
tik zu betreiben; sie nehmen traditioneller - 
weise weltanschauliche, beziehungsweise 
Partei- und auch Arbeitnehmerinteressen 
wahr. Einer parteiunabhängigen Interessen-
politik hat sich einzig die Österreichische 
Lehrer/innen Initiative (ÖLI) verschrieben. 
Was die „exklusiven“ Organisationen mit 
ihrer standespolitischen Ausrichtung an-
belangt, so drängt sich die Vermutung auf, 
dass die Bildungspolitik bei ihnen nicht 
etwa an erster Stelle steht, sondern gleich-
sam zum Erfüllungsgehilfen der Standespo-
litik wird, in dem Sinne zum Beispiel, dass 
das Festhalten an den bisherigen, hierarchi-
schen Strukturen des Bildungswesens unter 
anderem auch von der Absicht genährt ist, 
den hohen Status der GymnasiallehrerIn-
nen aufrechtzuerhalten. 

Lehrerpolitik im Kontext 
(partei-)politischer Kulturen

Eine augenfällige Gemeinsamkeit der drei 
Porträts besteht im beschriebenen Einfluss 
der jeweiligen allgemein gewerkschaftspoli-
tischen, parteipolitischen sowie – insbeson-
dere für Österreich, historisch auch für die 
Schweiz und Deutschland – der konfessio-
nell-weltanschaulichen Kulturen des Landes 
auf die Lehrerpolitik. Intensität und Form 
der weltanschaulich-politischen Ausrich-
tung sind unterschiedlich: In Deutschland 
stellt die nach wie vor hohe Bedeutung des 
Beamtentums unüberwindbare Hürden für 
einen gewerkschaftlichen Diskurs dar, weil 
dieser die Lehreranliegen in einem links-
rechts-Schema erscheinen lässt. In Öster-
reich fällt die Dominanz der Parteibindung 
stark ins Gewicht: Die Lehrervereine sind in 
eine parteipolitische Kultur eingebunden 
und ordnen ihre Interessen oft der Parteirä-
son unter (Wimmer, 2010, S. 80). 
Beim Verband „Lehrerinnen und Lehrer 
Schweiz“ besteht eine latente Skepsis ge-
gen die Gewerkschaftsidee im Allgemeinen, 
weil sie nach wie vor mit einem parteipoli-
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tischem Linkskurs in Verbindung gebracht 
wird (Strittmatter, 2010, S. 62). Die allge-
mein politischen und (partei-)politischen 
Kulturen wirken sich mitunter hemmend 
auf die Interessenpolitik der LehrerInnen 
aus und fördern eine konservative Haltung. 
Auf dem „Umweg“ über die Bildungspo-
litik können sich LehrerInnen auch kol-
lektiv zu grundlegenden Bildungsthemen 
äußern, ohne dass dieses Engagement als 
„Eigeninteresse“ entlarvt werden könnte. 
Wie bedeutsam dieser Einfluss ist, wird sich 
zeigen. Für die Schweiz halten Criblez und 
Crotti in der vorliegenden Journalnummer 
fest, dass Lehrerverbände sich als kollekti-
ve Ansprechpartner zu Bildungspolitik und 
Schulreformen etablieren konnten und dass 
die LehrerInnen dadurch ein gemeinsames 
„Standesbewusstsein“ entwickelt haben. 
Dennoch bleibt offen, ob LehrerInnen künf-
tig in den drei Ländern die Chance wahr-
nehmen werden, die herausragende Bedeu-
tung von LehrerInnen im Bildungsprozess 
zu betonen und die Definitionsmacht über 
die Interpretation ihres Berufs zu gewinnen.

Literatur
Oggenfuss, C., Wolter, S. C. (2014). Prägt 

die Betroffenheit im Arbeitsalltag die bil-
dungspolitischen Präferenzen von Perso-
nen mit einer Lehrerausbildung? (PDF) 
SKBF Staff Paper 12. Verfügbar unter: 
http://skbf-csre.ch/fileadmin/files/pdf/pu-
blikationen/Staffpaper12.pdf [02.07.15]

Strittmatter, A. (2010). Als Profession Defini-
tionsmacht gewinnen. Der Dachverband 
Schweizer Lehrerinnen und Lehrer LCH. 
Schulheft, 35 (137), 58−63.

Wimmer, R. (2010). Die österreichische Leh-
rerinitiative (ÖLI), die Gewerkschaft und 
die Bildungspolitik. Schulheft, 35 (137), 
71−89.

Kontaktadressen:
caroline.buehler@phbern.ch
ursula.streckeisen@phbern.ch



3/2015 33  journal für lehrerInnenbildung

Michael Sertl

Das neue PHDienstrecht in 
Österreich und  

die „Standesvertretung” 

Michael Sertl, Dr. phil. Prof. 
PH i.R. 
Arbeitsschwerpunkt: Sozio-
logie

 
Im Folgenden wird dargestellt, wie die struk-
turellen Sonderbedingungen der Pädagogi-
schen Hochschulen in Österreich und die 
besondere Form der „Standesvertretung“ die 
Gestaltung und die Ergebnisse des neuen 
PH-Dienstrechts beeinflusst haben. Ebenso 
wird darauf eingegangen, dass im gleichen 
Zeitraum, aber abseits der Verhandlungsli-
nien zwischen Ministerium und Standesver-
tretung ein neuer Akteur aufgetreten ist: die 
Österreichische Gesellschaft für Forschung 
und Entwicklung im Bildungswesen (ÖFEB). 

Die Ausgangslage
Österreich hinkt im internationalen Ver-
gleich weiterhin hinterher, was eine gleich-
wertige Ausbildung von LehrerInnen an 
Pflichtschulen und höheren Schulen anbe-

langt: Pflichtschullehrkräfte werden an Päd-
agogischen Hochschulen ausgebildet, Lehr-
kräfte höherer Schulen an Universitäten. 
Zwar sieht die geplante „PädagogInnenbil-
dung NEU“ eine Kooperation von Pädagogi-
schen Hochschulen und Universitäten vor, 
aber die Ausbildung der Grundschullehr-
kräfte wird weiterhin ausschließlich an Päd-
agogischen Hochschulen stattfinden. 
Seit ihrer Gründung im Jahr 2006/07 sahen 
sich die Pädagogischen Hochschulen der Kri-
tik vonseiten reforminteressierter Kräfte, na-
mentlich der Österreichischen Gesellschaft 
für Forschung und Entwicklung im Bildungs-
wesen (ÖFEB), ausgesetzt. Ein wesentlicher 
Kritikpunkt betraf die Sonderkonstruktion 
einer Hochschule „sui generis“, wie sie von 
den BetreiberInnen bezeichnet wurde, die 
eine klare Abgrenzung zu den anderen ter-
tiären Institutionen, der Universität und der 
Fachhochschule, signalisierte. Wesentliches 
Merkmal dieser Sonderform ist die Ressortie-
rung beim Unterrichtsministerium anstelle 
des Wissenschaftsministeriums − mit der Fol-
ge, dass die Autonomie im Vergleich zu an-
deren tertiären Institutionen eingeschränkt 
ist. Die Pädagogischen Hochschulen sind 
weiterhin, wie es für Schulen (und auch für 
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die ehemaligen Pädagogischen Akademien, 
die Vorläuferinstitution der PH) kennzeich-
nend ist, „nachgeordnete Dienststellen“. 
Die RektorInnen sind weisungsgebunden. 
Ein weiterer Kritikpunkt bezog sich auf den 
Forschungsauftrag der Pädagogischen Hoch-
schulen, der auf unklar definierte und mar-
ginal finanzierte „berufsfeldspezifische“ For-
schung beschränkt wurde. 

Zum Lehrpersonal der 
Pädagogischen Akademien 
Die Situation des Lehrpersonals an Päda-
gogischen Hochschulen entsprach in der 
Gründungsphase jener an den Pädagogi-
schen Akademien; die Lehrenden ließen 
sich den drei Kategorien L2, L1 und LPA 
zuordnen. L2-LehrerInnen entsprachen 
in ihrer Qualifikation den LehrerInnen an 
Pflichtschulen (ohne universitäre Ausbil-
dung); ihr Aufgabenbereich konzentrierte 
sich auf die Lehrtätigkeit in den angeschlos-
senen Praxisschulen, auf das Mentoring der 
dort hospitierenden und unterrichtenden 
Studierenden und auf didaktische Lehrver-
anstaltungen. L1-LehrerInnen entsprachen 
in ihrer Qualifikation den LehrerInnen an 
höheren Schulen, verfügten also im Re-
gelfall über eine universitäre Ausbildung. 
Ihr Hauptaufgabenbereich war die Lehre 
in der Fachwissenschaft und Fachdidaktik. 
LPA-LehrerInnen waren im Regelfall Pflicht-
schullehrerInnen, die darüber hinaus, im 
Regelfall nebenberuflich, ein Doktoratsstu-
dium in einem bildungswissenschaftlichen 
Fach (Pädagogik, Psychologie oder Soziolo-
gie) absolviert hatten. Ihr Aufgabenbereich 
war die bildungswissenschaftliche Ausbil-
dung der Studierenden. 
Die drei Kategorien unterschieden sich auch 
bezüglich Bezahlung und Lehrverpflichtung. 
Forschung war für die ehemaligen Lehren-
den an Pädagogischen Akademien nur als 
Randerscheinung vorgesehen; sie wurde als 
Teil der Lehre gewertet und, genauso wie 
administrative Tätigkeiten, im Verhältnis 
2:1 abgegolten, d. h. 2 Arbeitsstunden For-

schung galten als Äquivalent für 1 Stunde 
Lehre. Außerdem war es „Usus“, dass Leh-
rende an den Pädagogischen Akademien 
„grundsätzlich“ Überstunden lukrierten, 
d. h. dass die tatsächliche Gesamtlehrver-
pflichtung, die auch Äquivalente für admi-
nistrative Tätigkeiten u. a. (z. B. Forschung) 
enthielt, fast immer die Regel-Lehrverpflich-
tung überschritt. Diese Überschreitungen 
wurden als „Mehrdienstleistungen“ extra 
bezahlt. Möglicherweise sollte damit die 
„Höherwertigkeit“ der Tätigkeit an der Päda-
gogischen Akademie dokumentiert werden, 
die sich bezüglich Bezahlung von der Tätig-
keit an den Schulen nicht unterschied. 

Das neue Dienstrecht für 
PH-Lehrende: Probleme 
Abgesehen vom Diktat der Kostenneutrali-
tät waren die Probleme, die in den Verhand-
lungen um ein neues Dienstrecht zu bear-
beiten waren, die folgenden: 
1. Es musste über die Aufgaben der Leh-

renden entschieden werden. Vorgeschla-
gen war ein Beschäftigungsprofil, das als 
„mehrgliedriges Verwendungsbild“ in die 
Verhandlungen einging und folgende 
Aufgaben umfasste: Lehre, Beratung, Be-
treuung und Begutachtung von Bachelor-
arbeiten, Forschung, Entwicklungs- und 
Administrationsaufgaben.

2. Es musste entschieden werden, ob die 
Lehrenden an Pädagogischen Hochschu-
len im Gehaltsschema der Pädagogischen 
Akademien verbleiben sollten.

3. Der Dienstgeber wollte eine Lösung für 
die Überstunden-Problematik. 

Was Arbeitszeit und Gehalt betraf, wurde 
vonseiten des Ministeriums eine „all inclu-
sive“-Lösung vorgelegt. Damit ist gemeint, 
dass das gesamte Beschäftigungsprofil durch 
eine möglichst einheitliche Arbeitszeit- und 
Gehaltsregelung ohne Äquivalenzfaktoren 
und grundsätzlich ohne Überstunden abge-
deckt sein sollte. Die Lösung war nach dem 
Vorbild des Kollektivvertrags für Univer-
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sitätsbedienstete formuliert und ging von 
der allgemein üblichen 40-Stunden-Woche 
sowie einem Urlaubsanspruch von 5 bzw. 6 
Wochen pro Jahr aus. Im Unterschied dazu 
sieht die Arbeitszeitregelung für Lehrkräfte 
an Schulen, die auch für Lehrende an Päd-
agogischen Akademien gültig gewesen war, 
nur eine Lehrverpflichtung vor (inkl. Vor- 
und Nachbereitungsaufgaben plus Erfüllung 
von administrativen und Fortbildungsaufga-
ben); dieses verbindet sich mit einer relativ 
freien Verfügung über die nichtunterricht-
liche Zeit und die ca. 12-wöchigen Ferien 
(Sommer-, Weihnachts- und Osterferien). 

Das neue Dienstrecht für 
PH-Lehrende: Ergebnisse 
Es sei vorweggenommen: Die vorgeschla-
gene und letztendlich auch beschlossene 
Neuregelung betreffend Arbeitszeit und 
Gehalt sah für die Lehrenden an Pädagogi-
schen Hochschulen schlicht nach „Verlust“ 
aus: Verlust der Ferien, Verlust der relati-
ven Arbeitszeitautonomie und Verlust der 
Möglichkeit, Überstunden zu lukrieren. Als 
Gewinn ließ sich die Anerkennung eines 
„mehrgliedrigen Verwendungsbildes“ ver-
buchen. Damit war die Forschung erstmals 
als dienstliche Aufgabe definiert und ein 
Schritt in Richtung Tertiarisierung getan. 

Die Ergebnisse im Einzelnen:
• Die Anstellungserfordernisse wurden 

grundsätzlich im Sinne des hochschul-
artigen Beschäftigungsprofils erhöht. So 
wird jetzt bspw. bei den PH1-ProfessorIn-
nen eine „venia docendi“ (Habilitation) 
oder eine vergleichbare universitäre Lauf-
bahn verlangt. Ihr neuer Berufstitel lautet 
„Hochschulprofessor/in PH“. 

• Die drei Gehaltsschemata wurden grund-
sätzlich beibehalten, allerdings mit neuem 
Namen: Aus L2/L1/LPA wurde PH3/PH2/
PH1. Dabei wurden die PH3-Lehrenden, 
d. h. die ehemaligen PflichtschullehrerIn-
nen L2, die weiterhin an Praxisschulen 
unterrichten, besonders schlecht behan-
delt. Der Übertritt in PH2 (und noch mehr 

in PH1) wurde wesentlich erschwert. Sie 
wurden tendenziell ins alte Lehrerdienst-
recht „zurückgeschickt“. Die Bedingun-
gen für PH2-Lehrende unterscheiden sich 
kaum von jenen der früheren L1-Lehren-
den. (Zu den PH1-Lehrenden vgl. oben.)

• Die neue Arbeitszeit- und Urlaubsregelung 
sieht eine 40-Stunden-Woche und den 
üblichen Urlaubsanspruch von fünf bzw. 
sechs Wochen (je nach Dienstalter) vor. 

• Was das Gehalt betrifft, erkennt der 
Dienstgeber die „Höherwertigkeit“ des 
neuen Beschäftigungsprofils gegenüber 
der Lehrtätigkeit an Schulen in Form einer 
„allgemeinen Dienstzulage“ im Ausmaß 
von € 450,– für PH1 bzw. € 250,– für PH2 
und PH3 an. Diese wird auf das Gehalt in 
der entsprechenden Lehrerkategorie auf-
geschlagen.
Diese Dienstzulage wäre  möglicherweise 
auch etwas höher ausgefallen,  hätte nicht 
die „Standesvertretung“ (mehr dazu un-
ten) massiv für eine zumindest rudimen-
täre Weiterführung einer Art von „Über-
stunden“ in der Lehre gekämpft. Die 
Standesvertretung ging dabei von der 
Überlegung aus, dass die Lehre weiterhin 
die zentrale Aufgabe der PH-Mitarbeite-
rInnen bleiben wird. Somit sei es auch ge-
rechtfertigt, dass Lehrkräfte, die eine hö-
here Lehrverpflichtung auf sich nehmen, 
auch ein höheres Gehalt lukrieren sollten. 
Dies insbesondere auch angesichts der 
Tatsache, dass der Dienstgeber sich das 
Recht vorbehielt, Lehrende „bei erhöhtem 
Bedarf“ auch ohne deren Zustimmung zu 
einer das Regelmaß von 15 Stunden über-
schreitenden Lehrtätigkeit zu verpflich-
ten. Die entsprechende Regelung erfolgte 
schluss endlich in Form einer „Lehrvergü-
tung“ ab der zehnten Stunde. Damit führt 
eine höhere Lehrverpflichtung zu einem 
höheren Gehalt. Das wurde, zumindest 
von der Standesvertretung, als Erfolg an-
gesehen. 

Insgesamt bietet das neue Dienstrecht der 
österreichischen Pädagogischen Hochschu-
len ein Bild, das den Verlust traditioneller 
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Lehrerdienstregelungen nur ansatzweise 
durch ein attraktives neues hochschulartiges 
Tätigkeitsprofil mit entsprechender Entloh-
nung ersetzt. Der Prozess ist, wie so vieles in 
Österreich, auf halbem Weg steckengeblie-
ben bzw. harrt der Weiterbearbeitung. Die 
derzeitige Situation an den Pädagogischen 
Hochschulen ist dadurch geprägt, dass un-
ter einem ministeriellen Spardiktat fast alle 
Lehrenden über das Regelmaß hinaus („er-
höhter Bedarf“) mit Lehre beschäftigt sind. 
Forschung spielt eine untergeordnete Rolle 
und ist tendenziell von den Sparmaßnah-
men bedroht. 

Die „Standesvertretung“ der 
PH-Lehrenden
Als Interessensvertretung der Lehrenden an 
den Pädagogischen Hochschulen stand dem 
Dienstgeber eine „Standesvertretung“ ge-
genüber, die ebenfalls als Sonderkonstruk-
tion bezeichnet werden muss. Tatsächlich 
ist im Briefkopf der einschlägigen Schreiben 
von der „Standesvertretung der Pädagogi-
schen Hochschulen“ die Rede und gemeint 
ist damit der institutionelle Verbund von 
Personalvertretung und Gewerkschaft. Die-
ser besteht auf der einen Seite aus den ge-
wählten Funktionären der Bundespersonal-
vertretung der Lehrenden an Pädagogischen 
Hochschulen und auf der anderen Seite aus 
der „Bundesfachgruppe Pädagogische Hoch-
schulen“; letztere bildet die Teilorganisation 
der PflichtschullehrerInnen (!) innerhalb 
des Österreichischen Gewerkschaftsbundes 
(vgl. meinen Beitrag „Die Interessenver-
tretung der LehrerInnen in Österreich“ in 
dieser Nummer). Personell bestehen beide 
Seiten aus mehr oder weniger den gleichen 
Personen. Diese Personalunion trifft ins-
besondere auf den Vorsitzenden zu, einen 
Funktionär der christlichen Fraktion, der 
die Verhandlungen mit dem Dienstgeber 
geführt hat und dazu fallweise seine beiden 
Stellvertreter, einen von der christlichen 
Fraktion und einen von der sozialdemokra-
tischen Fraktion, zugezogen hat. 

Diese Standesvertretung stand und steht 
logischerweise in einer Tradition der Leh-
rer-Interessensvertretung. Eine berufliche 
Interessensvertretung, die aktiv das neue 
hochschulartige Beschäftigungsprofil ver-
tritt, war eigentlich nicht vorhanden. Oder 
doch? Zumindest als Stimme, ohne Ver-
handlungsmandat, hat sich die im Jahr 2000 
gegründete Österreichische Gesellschaft für 
Forschung und Entwicklung im Bildungswe-
sen (ÖFEB) lautstark zu Wort gemeldet. Die 
ÖFEB ist bewusst breiter angelegt als andere 
wissenschaftliche Gesellschaften wie bspw. 
die DGfE, deren Mitgliedschaftserfordernis 
in erster Linie auf die wissenschaftliche und 
akademische Qualifikation fokussiert.
Die ÖFEB trägt darüber hinaus Züge einer 
„Gesellschaft für Schulentwicklung“, die 
es auch LehrerInnen ermöglicht, Mitglied 
zu werden, wenn sie an wissenschaftlich 
begleiteten Schulentwicklungsprojekten 
teilnehmen und einschlägige Publikatio-
nen vorweisen. Die neu zu schaffenden 
Pädagogischen Hochschulen waren ein we-
sentlicher Gründungsimpuls für diese im 
internationalen Kontext eher ungewöhn-
liche Ausprägung einer wissenschaftlichen 
Gesellschaft. Dieses Anforderungsprofil für 
Mitglieder, das neben dem wissenschaft-
lich-akademischen Personal, wie es an bil-
dungswissenschaftlichen Fakultäten der 
Universitäten üblich ist, auch Lehrende auf 
dem Weg zur vollakademischen Qualifikati-
on anspricht, zielte bewusst auf den Groß-
teil der Lehrenden an Pädagogischen Hoch-
schulen ab. Es ist sicher kein Zufall, dass 
die Sektion „LehrerInnenbildung“ in der 
Österreichischen Gesellschaft für Forschung 
und Entwicklung im Bildungswesen (ÖFEB) 
eine der größten ist. Noch dazu ist sie einer 
der wenigen Orte, an dem Lehrende beider 
(Lehrerbildungs-)Institutionen, der Univer-
sitäten und der Pädagogischen Hochschu-
len, zusammenarbeiten bzw. den Austausch 
pflegen. Allerdings muss gesagt werden, dass 
die Stellungnahmen der ÖFEB nicht dassel-
be Gewicht haben wie die Stellungnahmen 
bzw. das Verhandlungsmandat der Standes-
vertretung.
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Daniel V. Moser-Léchot

Zu Organisationsformen  
von PHDozentInnen  

in der Schweiz
Das Beispiel Bern 

Daniel V. Moser-Léchot, 
Dr. phil. hist., Dozent für Ge-
schichte und Geschichtsdidak-
tik an der PH Bern bis 2007

Die Pädagogischen Hoch-
schulen und ihre Dozierenden 
Der Kanton Bern schuf 2004 eine von Uni-
versität und Fachhochschulen unabhängige 
Pädagogische Hochschule; in Zürich und 
in der Nordwestschweiz (Basel-Stadt, Ba-
sel-Landschaft, Aargau, Solothurn) wählte 
man eine Integration der Pädagogischen 
Hochschulen in einen Fachhochschulver-
band. Obwohl seit 2006 von einem „Bil-
dungsraum Schweiz“ gesprochen wurde, 
blieb die Ausbildung der Lehrpersonen ein 
Tummelplatz des Föderalismus. 

Die Dozierenden der Pädagogischen Hoch-
schulen rekrutierten sich aus vier Quellen: 
aus den ehemaligen Lehrerseminarien (Se-
kundarstufe II), den Sekundarlehrämtern, 
den Höheren Lehrämtern und schließlich 
aus Personen, die bisher nicht in Institutio-
nen der Lehrerausbildung tätig gewesen wa-
ren. Die Dozentenschaft setzte sich folglich 
aus Lehrenden zusammen, die über sehr un-
terschiedliche Berufs- und Organisationser-
fahrungen verfügten. 

Organisation der  
PH-Dozierenden heute
Die Dozierenden der Pädagogischen Hoch-
schule Bern führten 2005 eine Auseinander-
setzung darüber, wie sie innerhalb der PH 
ihre Interessen gegenüber der Leitung wahr-
nehmen sollten. Dozierende, die vor ihrer 
PH-Anstellung bereits Mitglied des Verban-
des ‚Lehrerinnen und Lehrer Bern‘ (LEBE) 
gewesen waren, traten dafür ein, dass ande-
re PH-Dozierenden es ihnen gleichtäten und 
dass LEBE-Mitglieder mit der PH-Leitung ver-
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handeln würden. LEBE ist Teil eines Verban-
des, der seit dem 19. Jahrhundert Lehrperso-
nen von Kindergarten bis zum Gymnasium 
organisiert (mehr dazu unten). Eine Gruppe 
von PH Bern-Dozierenden, die sich nicht als 
‚Lehrer/Lehrerin‘ verstand, trat damals für 
eine eigenständige Dozierendenvereinigung 
ein. Ergebnis der Diskussion war die Grün-
dung einer solchen Vereinigung. Der Autor 
des hier vorliegenden Beitrags plädiert(e) für 
LEBE, der Autor des nachfolgenden Betrags 
(Cornelius Helmes-Conzett) für die gegrün-
dete Vereinigung und darüber hinaus für die 
Mitgliedschaft von PH-Dozierenden in der 
Gewerkschaft.
Was die Situation außerhalb von Bern be-
trifft, so sind die Dozierenden der PH Zürich 
Mitglieder des Fachhochschuldozentenver-
bandes und nicht in die Lehrerorganisatio-
nen eingebunden. Anderes gilt für die Nord-
westschweiz: Hier sind die PH-Dozierenden 
ebenfalls im Fachhochschulendozentenver-
band zusammengeschlossen, gleichzeitig ist 
dieser aber in der Mehrzahl der Nordwest-
schweizer Kantone auch Mitglied der ent-
sprechenden Lehrervereine. Auch der Ver-
ein der Fachhochschuldozierenden Schweiz 
ist Mitglied beim Dachverband Schweizer 
Lehrerinnen und Lehrer (LCH). 

Historisches zu 
Lehrerorganisationen 
Der Bernische Lehrerinnen- und Lehrerver-
ein (BLV) verstand sich seit seiner Grün-
dung 1892 als eine Vereinigung von Lehr-
personen aller Schulstufen (Kindergarten bis 
Gymnasium). Dieses Verständnis übernahm 
2001 der neue Verband „Lehrerinnen und 
Lehrer Bern“ (LEBE). Lehrpersonen der Se-
minarien gehörten als Mitglieder des Semi-
narlehrervereins dem BLV bzw. LEBE an. Die 
Mitgliedschaft war freiwillig, aber auf Druck 
des Kollegiums gehörte man einfach dazu. 
Der Organisationsgrad war entsprechend 
hoch. Das Modell eines solchen allgemei-
nen Lehrerverbandes kennen beispielsweise 
auch die Kantone Aargau, Basel-Landschaft 

und Basel-Stadt, während der Solothurner 
Lehrerverein lediglich die Volksschullehre-
rInnen umfasst. Im Kanton Zürich bilden 
die Lehrpersonen der Primar- und Realschu-
len einerseits und jene der Sekundarschu-
len und Gymnasien andererseits getrennte 
Organisationen. (Vgl. auch den Beitrag von 
Lucien Criblez und Claudia Crotti in der 
vorliegenden Nummer)
Waren die ersten Lehrervereinigungen im 
19. Jahrhundert vorwiegend pädagogisch 
orientiert, so finden wir nach 1890 zuneh-
mend auch ökonomische und soziale Ziel-
setzungen: Fragen der Arbeitsbedingungen 
und der Gehälter rücken in den Vorder-
grund. Sowohl auf kantonaler als auch auf 
eidgenössischer Ebene wurde nach dem Ers-
ten Weltkrieg die Frage diskutiert, ob man 
dem Schweizerischen Gewerkschaftsbund 
oder den Angestelltenverbänden beitreten 
solle. Sowohl der Bernische als auch der 
Schweizerische Lehrerverein bevorzugten 
die Angestelltenverbände. Außerhalb der 
Lehrervereine gab es aber auch anders orga-
nisierte LehrerInnen: 1930 zum Beispiel ent-
stand die Lehrersektion der Gewerkschaft 
‚Verband des Personals Öffentlicher Dienste‘ 
VPOD. 
Die Angestelltenverbände – und mit ihnen 
die Lehrerorganisationen – verstanden sich 
als Teil des „Mittelstandes.“ Dieser Mittel-
stand begriff sich nicht nur als soziale Mit-
telschicht, sondern als besonders wichtige 
Stütze von Gesellschaft, Staat und Vater-
land. Innerhalb des Mittelstandes sah sich 
der „Lehrerstand“ nochmals als eine Gruppe 
von überragender sozialer und politischer 
Bedeutung. 
Ab 1970 spielte die „Standespolitik“ für den 
Bernischen und den Schweizerischen Leh-
rerverein (BLV und SLV) keine wichtige Rol-
le mehr. In den Verlautbarungen des Vereins 
und in seinen Publikationen ist vielmehr 
von „gewerkschaftlicher Arbeit“ die Rede. 
Die Lehrpersonen und ihre Vertreter in der 
Organisation sahen und sehen sich immer 
stärker als ArbeitnehmerInnen und nicht als 
Angehörige eines „Standes“. Gewiss sind die 
Angestelltenverbände sowohl auf kantona-
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ler wie auf eidgenössischer Ebene wichtige 
Koalitionspartner. Bei Abstimmungs- und 
Wahlempfehlungen sind aber durchaus 
auch Verbindungen mit Gewerkschaften 
gang und gäbe. 
Wie angedeutet, ist eine ähnliche Entwick-
lung in der Frage der „Standespolitik“ auch 
im Dachverband der Schweizer Lehrerinnen 
und Lehrer (LCH) festzustellen: Mit Ausnah-
me einer „Standespolitischen Kommission“, 
die sich mit gewerkschaftlichen Fragen be-
fasst, und von „Standesregeln“, einem Ka-
talog zur Berufsethik, ist in den Akten von 
Standespolitik kaum mehr die Rede. (Vgl. 
auch den Beitrag von Lucien Criblez und 
Claudia Crotti in der vorliegenden Num-
mer)

Für die Mitgliedschaft PH-Do-
zierender beim Lehrerverband
Dozierende, die aus den Seminarien in die 
PH „überführt“ wurden, traten für ihren 
Verbleib in der angestammten beruflichen 
Organisation, dem Verband „Lehrerinnen 
und Lehrer Bern“ (LEBE) ein. Sie halten es 
auch heute noch für sinnvoll, dass auch die 
anderen Dozierenden sich innerhalb von 
LEBE organisieren. Ihre Argumentation lässt 
sich wie folgt zusammenfassen: 
Die Mitarbeit im allgemeinen Lehrerverband 
BLV bzw. LEBE hatte sich seit Jahrzehnten 
bewährt. Diese positive „Tradition“ zeigte 
eine gewisse Wirkung zugunsten eines Ver-
bleibs in der angestammten Organisation.
Die Kontakte mit den Lehrpersonen aller 
Stufen vermitteln zusätzliche Impulse für 
den Theorie-Praxis-Bezug in der Ausbildung 
der Lehrpersonen. „Praxis“ kann nicht nur 
aus Unterrichtsbesuchen und Unterrichts-
evaluation bestehen, sondern auch aus 
Kenntnissen zum weiteren Umfeld, in dem 
sich Unterricht abspielt, wie Arbeitsbedin-
gungen und Lohnfragen oder Kenntnisse 
über die aktuellen pädagogischen Diskussi-
onen im Schulalltag. 

Neben der Vermittlung von Informationen 
aus den Schulen aller Stufen an die PH-Do-
zierenden hatten diese in den Gremien des 
Verbands „Lehrerinnen und Lehrer Bern“ 
(LEBE) und ihren Publikationsorganen Ge-
legenheit, über die neue Lehrerbildung zu 
informieren. 
In der gewerkschaftlichen Arbeit erhielten 
die DozentInnen der PH vom Verband „Leh-
rerinnen und Lehrer Bern“ (LEBE) die volle 
Unterstützung für ihre Interessen, beispiels-
weise in der Frage der Anstellungs- und Ar-
beitsbedingungen und in der Diskussion 
mit den zuständigen kantonalen Instanzen. 
In den Weiterbildungskursen des Verbandes 
wirkten PH-Dozierende sowohl als Kurslei-
terInnen oder als TeilnehmerInnen mit. 
Über den Verband „Lehrerinnen und Leh-
rer Bern“ gelangten die PH-Dozierenden in 
Kontakte mit dem Dachverband der Lehre-
rinnen und Lehrer (LCH). Mit der Entwick-
lung eines „Bildungsraumes Schweiz“ wur-
den diese Kontakte immer wichtiger. 
Was die Organisation der PH-Dozierenden 
innerhalb des Verbands „Lehrerinnen und 
Lehrer Bern“, soweit sie existiert, zweifel-
los nicht erreichte, war eine disziplinäre 
oder interdisziplinäre wissenschaftliche 
Diskussion. Eine solche Debatte fand an 
der Pädagogischen Hochschule Bern in den 
Fachschaften statt und im nationalen und 
internationalen Rahmen in den fachwissen-
schaftlichen Vereinen sowie in den Vereini-
gungen der FachdidaktikerInnen. 

Kontaktadresse:

Daniel.Moser@phbern.ch
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Cornelius Helmes-Conzett

Der Preis der Tertiarisierung
Ein persönlicher Kommentar  

zu Daniel Moser

Cornelius Helmes-Conzett, 
Dr. phil., Dozent für Soziologie 
am Institut Sekundarstufe 1 
der PH Bern. 
Arbeitsschwerpunkte: Kul-
tursoziologie und Politische 
Soziologie unter besonderer 
Berücksichtigung von histori-
schen und aktuellen Bildungs-
prozessen

Im Prinzip vertrete ich die Position der Not-
wendigkeit einer großen Gewerkschaft für 
alle Statusgruppen an Schulen und Hoch-
schulen, vom Hausdienst über die Mitar-
beitenden der Verwaltung bis zu den Lehre-
rInnen und zu den mit dem Funktionstitel 
ProfessorIn ausgestatteten Dozierenden der 
Pädagogischen Hochschulen; dies gegen 
partikulare Interessenvertretungen mit 
besonders effektiven Zugängen zu den 
Fleischtöpfen der Macht einerseits sowie 
zur Verhinderung einer Arbeiter- oder Ange-
stelltenaristokratie andererseits. Ein solches 
Projekt hat aber derzeit keinerlei Chancen.
Unter den aktuellen Bedingungen halte ich 
es daher für sinnvoll, dass LehrerInnen – ich 
meine LehrerInnen, die an Schulen unter-
richten – in einer gewerkschaftsähnlichen 

Organisation wie etwa dem Verband ‚Leh-
rerinnen und Lehrer Bern‘ institutionell 
eingebunden sind. Von einer Subsumierung 
der PH-Dozierenden unter die Interessenver-
tretung der LehrerInnen (Lehrerverbände) 
dagegen halte ich nichts. Und dies im We-
sentlichen aus drei Gründen:

1. Akademische Vergesellschaftung des PH-Per-
sonals: Die Konsequenz der Tertiarisierung 
der Lehrerbildung in der Schweiz ist bislang 
nicht wirklich offen gelegt worden, den Preis 
zu benennen scheuen sich die Institutionen 
noch immer. Die Koexistenz von innerbe-
trieblicher Schullogik sowie Schulführung 
und einer Akademisierung des Personals so-
wie den an der Bologna-Reform orientierten 
Ausbildungsplänen und -abschlüssen ist in 
ihrem Spannungsverhältnis nicht als pro-
duktive Unruhe genützt worden. Auf der 
einen Seite ist da die zweifellos notwendige 
Orientierung an den praktischen Erforder-
nissen des Schulbetriebs, auf der anderen 
Seite versucht man dies durch die Akquise 
von akademisch geschultem Personal zu 
realisieren und erwartet schon bei kleinen 
Pensen ein zumindest aufgegleistes Dokto-
rat. Die Tertiarisierung bedeutet damit auch 
die Inanspruchnahme einer anderen Pro-
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fessionslogik, eines anderen Habitus, eines 
anderen Prinzips sozialer Verpflichtung als 
beim Lehrberuf. Mit der Tertiarisierung holt 
man sich ein anderes berufliches Prinzip 
„sozialer Ehre“, eine Art „akademischer Ver-
gesellschaftung“ ins Boot (Münch, 2011).

2. Enttabuisierende Forschung durch PH-Perso-
nal: Dass die Pädagogischen Hochschulen 
eine andere Professionslogik als die der Leh-
rerInnen fördern müssten, ergibt sich schon 
daraus, dass sie auch einen Forschungsauf-
trag haben. Bereits im August 2005 wird in 
der Einladung zur konstituierenden Ver-
sammlung für eine Dozierendenvereinigung 
an der PH Bern die eigentlich rhetorische 
Frage gestellt: „Kann ein Lehrerverband For-
scher und Forscherinnen angemessen ver-
treten?“ Man muss die Dinge beim Namen 
nennen: „Tabus über dem Lehrberuf“, wie 
Adorno bereits 1965 schrieb, müssen in den 
Pädagogischen Hochschulen angesprochen 
und vertieft erforscht werden, was LehrerIn-
nen so nicht leisten können; das „geliehene 
Wissen der LehrerInnen“ führt zu anderen 
Interaktionsritualen als das der Dozieren-
den, die sich auch ihren Disziplinen gegen-
über verantwortlich fühlen. Statusfragen 
und Reproduktionsbedingungen von Lehre-
rInnen müssen von PH-Dozierenden reflek-
tiert werden können, sonst unterlaufen sie 
ihre Existenzgrundlage – und das geht nicht 
auf Basis einer gemeinsamen Organisation 
von Dozierenden und LehrerInnen, die auf-
grund der schieren Masse von Lehrerinteres-
sen dominiert würde.

3. Verwundbares PH-Personal, Entsolidarisie-
rung als Tendenz: Die „Kompetenzen“, die 
Dozierende einbringen, können heute Gold 
und morgen, nach der nächsten Studien-
planrevision, bereits wieder Blech wert sein. 
Die Verwundbarkeit „sozialer Positionen, 
deren Wertschätzung sich dem immateriel-
len Wert des Wissens und den symbolischen 
Gütern der Bedeutung verdanken“ (Bude, 
2014, S. 80), ist auf der Seite vieler Dozieren-
der größer als bei LehrerInnen. Kleine und 
mittlere Pensen mit unsicherer Laufzeit lö-
sen heute große und fixe Pensen ab. 

Zur Realität gehört auch, dass die Organisa-
tionsbereitschaft der PH-Dozierenden unter-
irdisch ist: Die diesbezügliche Vorbildfunk-
tion gegenüber den Studierenden wird kaum 
wahrgenommen; selbst bescheidene „Mit-
wirkungsmöglichkeiten“ innerhalb der Ins-
titution werden oft zugunsten partikularer 
Interessen vernachlässigt. Was Heinz Bude 
2014 für die von Abstiegsängsten geplagten 
deutschen Mittelschichten schreibt, lässt 
sich sicher auch für das Personal an den PHs 
bestätigen: „Die Einzelnen fühlen sich trotz 
guter Polster und gediegener Zertifikate heu-
te (…) schutzloser und verwundbarer, weil 
der organische Zusammenhang von Auto-
nomiestreben und Gemeinschaftsbindung 
zerbrochen zu sein scheint“ (ebd., S. 73). 
Entsolidarisierung wird auch hier der Aus-
gangspunkt einer posttraditionalen zukünf-
tigen Interessenvertretung sein. Sie dürfte 
sogar LehrerInnen ergreifen. Oder kann sich 
heute jemand ernsthaft vorstellen, die Leh-
rerverbände träten in einen Arbeitskampf 
für die Interessen der Dozierenden?

Anmerkung
Der Schreibende ist Mitglied (allerdings 
nicht aktives Mitglied) der im Service Public 
tätigen Gewerkschaft VPOD, zusätzlich ist 
er Mitglied der rechtlich als Verein organi-
sierten „Dozierendenvereinigung“ der Päda-
gogischen Hochschule Bern.
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Der sokratische Eid, von Hartmut von Hen-
tig 1993 veröffentlicht, besteht in einer 
Selbst verpflichtung (vgl. Anmerkung am En-
de des Textes): „Als Lehrer/in und Erzieher/in 
verpflichte ich mich, ...“
Diese Formulierung wirft die erste Frage 
auf: wer alles gehört zu denen, die sich hier 
verpflichten? Ich gehe davon aus, dass Leh-
rerInnen und ErzieherInnen von Kindern 
bis zum Ende der obligatorischen Schulzeit 
gemeint sind, also nicht dazugerechnet wer-
den: Lehrende an Gymnasien, Berufs- und 
Hochschulen, ebensowenig wie primäre Er-
ziehungsinstanzen wie Eltern. Bemerkens-
wert ist, dass LehrerIn und ErzieherIn ana-
lytisch getrennt, aber als Einheit konzipiert 
sind. Es geht also nicht nur um Wissensver-
mittlung in der Schule, sondern um einen 

umfassenden Bildungsanspruch. Es folgen 
17 Punkte, zu denen die Genannten sich 
per Eid verpflichten – wem gegenüber bleibt 
offen. 

Achtung und Verteidigung
Der erste Punkt lautet: „... die Eigenheiten 
eines jeden Kindes zu achten und gegen jeder-
mann zu verteidigen“. Die ausdrückliche Er-
wähnung, dass Eigenheiten zu achten seien, 
nimmt der Sache die Selbstverständlichkeit, 
die sie etwa für Eltern gegenüber ihren Kin-
dern hat. Dass Lehrende sich explizit dazu 
verpflichten sollen, verweist auf Bedingun-
gen, die dies infrage stellen, etwa die Anzahl 
der Kinder, die in einer Klasse zusammen-
kommen und trotz ihrer Unterschiedlich-
keit gleichzeitig zu unterrichten sind. Und 
die Verteidigungsbereitschaft gegen „jeder-
mann“, gegen ein immenses feindliches Po-
tenzial also, skizziert ein Umfeld, in dem die 
Missachtung kindlicher Eigenheiten perma-
nent als Drohung präsent ist, was die Frage 
aufwirft, aber nicht beantwortet, welches 
denn der realistische Grund dieser Gefahr 
ist, die von den sich dazu Verpflichtenden 
in Eigenregie abzuwehren sei – abzuwehren ST
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Der sokratische Eid
Als Lehrer und Erzieher verpflichte ich mich,
• die Eigenart eines jeden Kindes zu achten und gegen jedermann zu verteidigen;
• für seine körperliche und seelische Unversehrtheit einzustehen;
• auf seine Regungen zu achten, ihm zuzuhören, es ernst zu nehmen;
• zu allem, was ich seiner Person antue, seine Zustimmung zu suchen, wie ich es bei 

einem Erwachsenen täte;
• das Gesetz seiner Entwicklung, soweit es erkennbar ist, zum Guten auszulegen und 

dem Kind zu ermöglichen, dieses Gesetz anzunehmen;
• seine Anlagen herauszufordern und zu fördern;
• es zu schützen, wo es schwach ist, ihm bei der Überwindung von Angst und Schuld, 

Bosheit und Lüge, Zweifel und Misstrauen, Wehleidigkeit und Selbstsucht beizuste-
hen, wo es das braucht;

• seinen Willen nicht zu brechen − auch nicht, wo er unsinnig erscheint; ihm vielmehr 
dabei zu helfen, seinen Willen in die Herrschaft seiner Vernunft zu nehmen; es also 
den mündigen Verstandesgebrauch und die Kunst der Verständigung wie des Verste-
hens zu lehren;

• es bereit zu machen, Verantwortung in der Gemeinschaft und für diese zu überneh-
men;

• es die Welt erfahren zu lassen, wie sie ist, ohne es der Welt zu unterwerfen, wie sie ist;
• es erfahren zu lassen, was und wie das gemeinte gute Leben ist;
• ihm eine Vision von der besseren Welt zu geben und Zuversicht, dass sie erreichbar 

ist;
• es Wahrhaftigkeit zu lehren, nicht die Wahrheit, denn „die ist bei Gott allein“.

Damit verpflichte ich mich,
• so gut ich kann, selbst vorzuleben, wie man mit den Schwierigkeiten, den Anfech-

tungen und Chancen unserer Welt und mit den eigenen begrenzten Gaben, mit der 
eigenen immer gegebenen Schuld zurechtkommt;

• nach meinen Kräften dafür zu sorgen, dass die kommende Generation eine Welt vor-
findet, in der es sich zu leben lohnt und in der die ererbten Lasten und Schwierigkei-
ten nicht Ideen, Hoffnungen und Kräfte erdrücken;

• meine Überzeugungen und Taten öffentlich zu begründen, mich der Kritik − insbe-
sondere der Betroffenen und Sachkundigen − auszusetzen, meine Urteile gewissen-
haft zu prüfen;

• mich dann jedoch allen Personen und Verhältnissen zu widersetzen, dem Verbands-
interesse, der Dienstvorschrift − wenn sie meine hier bekundeten Vorsätze behindern.

Ich bekräftige diese Verpflichtung durch die Bereitschaft, mich jederzeit an den in ihr 
enthaltenen Maßstäben messen zu lassen.

(von Hentig 1993, zit. nach Laborschule Bielefeld: http://www.uni-bielefeld.de/LS/la-
borschule_neu/dieschule_hentig_eid.html) 

Kasten 1: Der sokratische Eid
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vielleicht auch im psychoanalytischen Sin-
ne in Bezug auf das Eingeständnis, womög-
lich selber an dieser Missachtung beteiligt 
zu sein?

Hippokratischer und 
sokratischer Eid
Doch zunächst zur Frage, was ein Eid ist. Es 
handelt sich dabei um die säkulare Variante 
des Schwurs, durch den jemand gegenüber 
einer Gemeinschaft, deren Mitglied er oder 
sie ist, sich bindet und verpflichtet, etwas zu 
tun oder zu lassen. Gleichgesetzt sind ihm 
eidesstattliche Erklärungen. Es handelt sich 
also um eine funktionale Selbstbindung an 
Maximen, die als gültig vorausgesetzt und 
durch den Eid gewährleistet werden.
Offensichtlich zielt der sokratische Eid da-
rauf ab, zum hippokratischen Eid ein Pen-
dant für den Lehrberuf zu schaffen, indem 
der Bezug zum Arzt Hippokrates durch den 
zum Philosophen und Lehrer Sokrates er-
setzt wird. Dies ist plausibel unter der Vo-
raussetzung, dass wesentliche Analogien 
zwischen beiden Tätigkeiten bestehen, wel-
che die Ableitung rechtfertigen, aber auch 
spezifische Unterschiede, die es verbieten, 
den hippokratischen Eid unbesehen zu 
übernehmen. Letzterer besteht wesentlich 
darin, dass ÄrztInnen ihr Handeln am Wohl 
der PatientInnen ausrichten, der Schwei-
gepflicht unterworfen sind und nicht die 
Macht missbrauchen, die sie über PatientIn-
nen dadurch erlangen, dass diese auf ihre 
Behandlung angewiesen sind und sich ihr 
bedingungslos anvertrauen. Bei der aktuell 
gültigen ärztlichen Ethik handelt es sich um 
eine zeit- und kulturspezifische Variante des 
hippokratischen Eides. Dessen Einhaltung 
ist zentraler Bestandteil der Qualitätssiche-
rung, die letztlich besser durch KollegInnen 
in der Standesorganisation beurteilt und 
sanktioniert werden kann als etwa durch 
bürokratische Kontrolle.

Hilfe zur Selbsthilfe in Therapie 
und Lehre
Die Frage, ob es einen sokratischen Eid in 
Analogie zum hippokratischen braucht, ist 
eng mit der Frage verbunden, ob LehrerIn-
nen, die zugleich ErzieherInnen sind, auch 
Professionen darstellen. Um diese Frage zu 
klären, richtet Ulrich Oevermann (2008) 
den Fokus auf professionelle Handlungslo-
giken, ausgehend vom ärztlichen Handeln: 
weil die Gewissheit gesellschaftlich veran-
kert ist, dass das Handeln sich am Wohl 
der Kranken ausrichtet – falls dies nicht 
der Fall ist, wenn z. B. Operationen nur aus 
Gewinnstreben durchgeführt würden, wird 
dies öffentlich skandalisiert und damit der 
Grundsatz bekräftigt –, können diese sich 
überhaupt aufgrund ihres Leidensdrucks an 
Professionelle wenden und damit zu Pati-
entInnen werden. Was dann folgt, diagnos-
tisch und therapeutisch, findet im Rahmen 
des Arbeitsbündnisses statt. Darin wird wis-
senschaftliches Wissen einzelfallbezogen 
angewendet, was eine rein standardisierte 
Wissensapplikation ausschließt. Dies be-
dingt, dass nicht nur Rollenträger, sondern 
ganze Menschen am Arbeitsbündnis betei-
ligt sind; seitens der PatientInnen liegt dies 
auf der Hand, denn keine ernsthafte Krank-
heit, kein Genesungswille beschränkt sich 
auf eine Rolle. Aufseiten der Professionellen 
ist es komplexer: Um PatientInnen in ihrer 
aktuellen Lage zu verstehen, müssen ÄrztIn-
nen mit ihrer Erfahrung als ganze Menschen 
beteiligt sein, damit eine fallspezifische Dia-
gnose und Therapie möglich ist und damit 
überhaupt ein Vertrauensverhältnis entste-
hen kann. Zugleich dürfen sie emotional 
nicht zu sehr ins Geschehen involviert sein, 
weil sie dann ihre – unvermeidbar auch 
verletzende und risikoreiche – Arbeit nicht 
mit der notwendigen innerlichen Distanz 
durchführen könnten. 
Als die pädagogische Analogie zum Leidens-
druck von PatientInnen konzipiert Oever-
mann die Neugierde des Kindes, welches 
sich an Erwachsene bindet, mit zunehmen-
der Komplexität der Welt auch an außer-
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familiäre Bezugspersonen, unter anderem 
LehrerInnen, um zu erfahren, was interes-
sant sein könnte und hilfreich, um erwach-
sen und damit autonom zu werden. So wie 
es also bei der Patientin, die gesund werden 
will, um Autonomie geht, die wiederzuerlan-
gen ist, nachdem sie – hoffentlich vorüber-
gehend – durch Krankheit abhandengekom-
men ist, geht es beim Kind um die erstmalige 
Herstellung derselben. Sowohl bei PatientIn-
nen als auch bei Kindern sind es also die 
noch oder schon vorhandenen autonomen 
Anteile, welche sich im Arbeitsbündnis an 
Professionelle binden, um den angestreb-
ten Autonomiezuwachs zu realisieren, um 
Hilfe zur Selbsthilfe letztlich. Wenn Kinder 
ernsthaft krank sind, fällt beides zusammen 
und führt dadurch zu spezifischen Verzöge-
rungen oder Sprüngen in der Entwicklung. 
Der Wert, an dem sich professionalisierte 
Lehrkräfte zu orientieren haben, ist also 
letztlich Herstellung von Autonomie oder 
„Erziehung zur Mündigkeit“, wie es Adorno 
(1971) auf den Punkt bringt.

Notwendige, aber nicht reali-
sierte Professionalisierung
Konstitutiv für das Gelingen der Lehrtätig-
keit ist ein geschützter Rahmen mit entspre-
chenden Anregungen, in dem Kinder sich 
aufgrund ihrer – wie im zitierten Punkt des 
von Hentig’schen Eides präzise benannt – 
zu achtenden und zu verteidigenden Eigen-
heiten entfalten können. Die Bedingungen 
dieses Gelingens sind aber nicht immer ge-
geben, sodass die Professionalisiertheit auch 
ausbleiben kann. Obwohl also in historisch 
und kulturell unterschiedlichem Maße de 
facto professionalisiert, ist der Lehrberuf 
grundsätzlich aufgrund seiner Handlungs-
logik universell „professionalisierungsbe-
dürftig“, wie Oevermann (2008, S. 67ff.) ihn 
charakterisiert und davon abgeleitet zum 
Schluss kommt, dass es aktuell die Schul-
pflicht ist, welche pädagogisches Handeln 
in Schulen zu einem nicht professionali-
sierten macht, denn sie schränkt die Bedin-

gungen für Arbeitsbündnisse ein; überdies 
stehen schulische Selektionsfunktion und 
bürokratische Vorgaben oftmals einer kon-
sequenten fallspezifischen Anwendung päd-
agogischer und fachlicher Wissensbestände 
entgegen. Die bereits im ersten Punkt des 
Eides thematisierte Drohung der Missach-
tung von Eigenheiten hat so gesehen ihren 
Ursprung in den bildungspolitischen Rah-
menbedingungen, die eine Lehrtätigkeit mit 
Orientierung an einem Eid analog zum hip-
pokratischen gerade nicht vorsehen.

Lehrende und ihr Gewissen 
allein
Daher wird auch im hier zur Diskussion ste-
henden Eid nicht klar, wem gegenüber ihn 
die genannten LehrerInnen und ErzieherIn-
nen zu leisten haben. Während ÄrztInnen 
als klassische Profession − aller Deprofessio-
nalisierungstendenzen zum Trotz − die Gül-
tigkeit des hippokratischen Eides als insti-
tutionell gesichert betrachten können, weil 
er bei allen historisch-kulturellen Varianten 
gesellschaftlich weitgehend unbestritten 
ist, ist dies bei LehrerInnen nicht der Fall, 
es bleibt bei einem hohen Anspruch an sich 
selber, der kaum einzulösen ist. Aus dieser 
Diskrepanz zwischen handlungslogischer 
Notwendigkeit und gleichzeitiger instituti-
oneller Unsicherheit speist sich wohl auch 
ein Unbehagen bei der Lektüre des Eides, 
der in allen Punkten zentrale Aspekte des-
sen, worauf es bei einem Arbeitsbündnis 
ankommt, äußerst variantenreich aufgreift. 
Dass mehrere von ihnen rhetorisch übers 
Ziel hinaus oder „etwas ins Kraut schießen“, 
lässt sich dadurch erklären, dass die faktisch 
nicht realisierte Professionalisierung ver-
drängt und der individuelle Anspruch an 
LehrerInnen und ErzieherInnen kompensa-
torisch übersteigert wird. So bereits vage im 
ersten Punkt, was die anfänglich erwähnte 
Lesart von der Abwehr eigener Beteiligung 
bekräftigen würde: weil LehrerInnen unter 
gegebenen Bedingungen gar nicht anders 
können als sich an der Missachtung kind-
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licher Eigenheiten zu beteiligen und die-
se Verstrickung auch zu ahnen, entstehen 
Schuldgefühle, die dann zugunsten einer 
generellen Abwehrbereitschaft gegenüber 
einer nicht näher bestimmten feindlichen 
Umgebung zurücktreten, in die jegliche 
Missachtungsgefahr projiziert wird.
Der letzte Punkt des Eides kommt einer Ein-
sicht in die fehlende Professionalisiertheit 
recht nahe. Darin verpflichten sich die den 
Eid Leistenden nämlich, sich „allen Personen 
und Verhältnissen zu widersetzen – dem Druck 
der öffentlichen Meinung, dem Verbandsinter-
esse, dem Beamtenstatus, der Dienstvorschrift, 
wenn sie meine hier bekundeten Vorsätze behin-
dern“.
So richtig die darin implizierte Programma-
tik ist, so lähmend muss die Verpflichtung 
unter den gegebenen Umständen sein, da 
sie sich nur ans eigene Gewissen bindet und 
sich auf keine institutionalisierte Gewiss-
heit stützen kann, die sich in gesellschaft-
lich anerkannten Rahmenbedingungen zur 
Entfaltung pädagogischer  Arbeitsbündnisse 
zeigen würde und daher nicht auf eine 
Kompensation durch individualisierte päd-
agogische Emphase angewiesen wären, de-
ren Kehrseiten auf der Hand liegen: Zusam-
menbruch, weil die hohen Ansprüche nicht 
eingehalten werden können, bewusster oder 
unbewusster Hass auf die Kinder, weil das 
Scheitern angestrebter Arbeitsbündnisse 
ihnen angelastet wird oder Flucht in didak-
tische Tools mit ihrem technokratischen 
Versprechen, dass alles funktioniert, wenn 
man es nur richtig anwendet. Vermeidbares 
und unvermeidbares Scheitern in all seinen 

Facetten auszublenden, ist jedoch für den 
notwendigen Professionalisierungsprozess 
nicht hilfreich. Unter der Bedingungen ei-
ner institutionell gefestigten Professionali-
sierung jedoch, hätte ein – vielleicht etwas 
nüchterner formulierter – sokratischer Eid 
durchaus eine Funktion, welche  Lehrende 
an ihren Auftrag binden und sie diesen Auf-
trag zugleich autonom realisieren lassen 
würde. Unter einer solchen Bedingung insti-
tutioneller Gesichertheit dürfte die ethische 
Leistung des Eides wie selbstverständlich er-
wartet werden und hätte nicht den ambiva-
lenten Status einer Sonderleistung (oder am-
bitiösen Selbstdarstellung) herausgehobener 
PädagogInnen.
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Gleich vorweg: Das Thema „Lehrerinter-
essen“ ist nicht der direkte Fokus der hier 
vorgestellten soziologischen Lehrveranstal-
tung. Thema sind Arbeitsbeziehungen, die 
als Teil der „Kommunikation“ in der Schule 
verstanden werden. Die Lehrveranstaltung 
richtet den Blick bewusst auf Arbeitsbezie-
hungen, die jenseits der „LehrerIn-Schüle-
rIn-Beziehung“ liegen. Es soll ein Kontrast 

zu den „üblichen“ Sichtweisen auf das The-
ma Kommunikation geboten werden (vgl. 
Anmerkung 1). 

Hintergrund: Professionalisie-
rung des Lehrberufs 
Die Philosophie der zu präsentierenden 
Lehrveranstaltung steht in einem Kontext 
von „Professionalisierung“, der auch hin-
ter der Neugestaltung der Pflichtschul-Leh-
rerbildung in Österreich in Form der neu 
geschaffenen Pädagogischen Hochschulen 
steht. Diese Neugestaltung muss im inter-
nationalen Kontext einer Orientierung an 
„Professionalität des Lehrberufs“ gesehen 
werden. Dank der Arbeitsgruppe EPIK (EPIK 
= Entwicklung von Professionalität im inter-
nationalen Kontext, vgl. epik.schule.at) hat 
diese Ausrichtung in die Lehrerausbildung 
Eingang gefunden. Die von ihr vorgeschla-
gene Orientierung an „Domänen des Lehr-
berufs“ wurde auch in der aktuell gelten-
den Fassung des Curriculums der PH Wien 
(2009) übernommen und wird in Form 
von Modulen konkretisiert. Folgende sechs 
„Kompetenzbereiche“ (oder „Domänen“) 
werden im Curriculum genannt: M
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1. Wissen, Können, Didaktik, Reflexion
2. Wissenschaftliche Diskursfähigkeit
3. Differenzfähigkeit und Umgang mit He-

terogenität
4. Professionsbewusstsein, personale und 

gesellschaftliche Verantwortung
5. Diagnostizieren, Beurteilen, Beraten
6. Forschung und Innovation

Unser Thema fällt in den Kompetenzbe-
reich „Professionsbewusstsein, personale 
und gesellschaftliche Verantwortung“. Kon-
kretisiert wird dieser, unter anderem, im 
Modul 11 „Aspekte der Kommunikation“. 
Im Rahmen dieses Moduls, das im dritten 
von sechs Semestern angeboten wird, findet 
auch die hier vorgestellte soziologisch orien-
tierte Lehrveranstaltung „ Kommunikation 
in Gruppe und Organisation“ statt. Mit 
dem Seminar wird versucht, „Professions-
bewusstsein“ unter dem Aspekt der systemi-
schen Kompetenz zu vermitteln. 

Das Seminar „Kommunikation 
in Gruppe und Organisation“ 
Die Grundidee der Lehrveranstaltung be-
steht darin, dass jene „Kommunikation“ 
erfasst werden soll, die über die LehrerIn-
nen-SchülerInnen-Kommunikation hinaus-
geht: also 
• die kollegialen Beziehungen, 
• die Beziehungen zu den Vorgesetzten, zur 

Schulleitung 
• und die Beziehungen zu den Eltern. 

Ein viertes Thema, auf das wir hier nicht 
eingehen, sind die räumlichen Strukturen, 
in die schulische Kommunikation eingebet-
tet ist. 
Die Thematisierung kollegialer Beziehungen 
berührt Aspekte der Zusammenarbeit, der 
Konkurrenz, aber auch der Solidarität unter 
KollegInnen, die sich nicht allein im Alltag, 
sondern auch in gemeinsamen berufspoliti-
schen Interessen zeigen könnten. Jedenfalls 
gilt es, ein Bewusstsein dafür zu fördern, 
dass Professionalität der handelnden Lehr-
kraft an Voraussetzungen gebunden ist, die 

mit ihrer Stellung in der Institution Schule 
und deren Hierarchie (Vorgesetzte, Schullei-
tung etc.), aber auch mit der Beziehung zum 
Familiensystem (Eltern) und anderen außer-
schulischen Bereichen zusammenhängen, 
die nicht zuletzt durch längerfristig ange-
legte, kollektive Initiativen von Verbänden 
und Gewerkschaften beeinflusst werden 
können. In diesen Bereich fallen etwa auch 
Aushandlungsprozesse in Bezug auf Arbeits-
zeit oder finanzielle Abgeltungen. 
Die Studierenden werden mit der Thematik 
bzw. den vier Themenbereichen in Form 
eines Readers konfrontiert, der Ausschnitte 
aus einschlägiger soziologischer Literatur 
(u. a. Lortie, 2002, Ulich, 1996) enthält. Die 
Lektüre dieser Texte dient als Grundlage für 
die Entwicklung von Forschungsinteressen 
und Forschungsfragen, die von themati-
schen Arbeitsgruppen ausgearbeitet und 
dann durch Feldforschung an Schulen be-
arbeitet werden. Neben der inhaltlich-sozio-
logischen Auseinandersetzung mit dem be-
ruflichen Feld bringt das Seminar also auch 
einen Einstieg in die konkrete Forschungs-
praxis. Diese ersten Schritte sind ein ganz 
wesentliches Element des Seminars, sollen 
dabei doch Forschungsformen entwickelt 
werden, die sich als Modell für das spätere 
Verfassen einer Bachelorarbeit eignen. 

Studentische Arbeitsschritte im 
Seminar
Konkret lässt sich der Ablauf der Arbeiten so 
beschreiben:
• Entwicklung einer Forschungsfrage auf 

Grundlage der Literatur und Vorerfahrun-
gen

• Entwicklung der methodischen Vorge-
hensweise

• Entwicklung eines Erhebungsinstruments
• Durchführung der Erhebung (an den Pra-

xisstandorten; die Studierenden der PH 
Wien sind in jedem Semester einer Praxis-
schule zu unterrichtspraktischen Studien 
zugeordnet)

• Auswertung
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Tabelle 1: Studentische Arbeiten: Fallbeispiele

Fragestellung Ergebnisse im Überblick

Kommunikation mit Eltern

Welche Interaktionsmedien können zwischen Eltern 
und Lehrpersonen festgestellt werden? Wie belas-
tend werden Interaktionen von den Lehrpersonen 
erlebt? (Leitfadeninterviews mit LehrerInnen)  

Interaktionsmedien: vorwiegend Mitteilungsheft; 
Blogs, E-Mails oder Elternbriefe in der Minderheit. 

Zeitaufwand Interaktionen mit Eltern:  
ca. 1 Stunde/Woche 

Belastung: Kommunikationsarbeit mit Eltern wird 
grundsätzlich als nicht belastend erlebt; belastend 
können Gespräche bezüglich der Schulleistung 
oder des Verhaltens empfunden werden.

Kommunikation mit KollegInnen

Wie erleben JunglehrerInnen die Unterstützung 
ihrer KollegInnen? (Leitfadeninterviews mit Jung-
lehrerInnen)

Faktoren wie positive Einstellung, Offenheit, 
Kooperationsbereitschaft, Kommunikationskom-
petenz sowie Material- und Methodenaustausch 
haben unterstützenden Charakter für Junglehre-
rInnen; als wichtig wird auch Unterstützung im 
Bereich der Planung erachtet; mehr Unterstützung 
wird bei administrativen Tätigkeiten erwartet.

Welche Anreize müssen in den Augen der Lehre-
rInnen geschaffen werden, damit Teamteaching 
richtig durchgeführt und als Bereicherung gesehen 
wird? (Leitfadeninterviews mit LehrerInnen)

Aufbau einer Beziehung, gegenseitiger Ausgleich 
von Stärken und Schwächen, ein gerecht emp-
fundenes Teilen der Arbeit, Schließen von Kom-
promissen, Beheben von Uneinigkeiten, sich Zeit 
nehmen. 

Welche Erwartungen haben Volksschullehramt-
studierende hinsichtlich der Zusammenarbeit mit 
dem künftigen Kollegium? (Fragebogen – stark 
strukturiert)

Erwartungen der Volksschulstudierenden sind sehr 
hoch und optimistisch: Sie erwarten Offenheit, 
Rat und Tat von KollegInnen, Unterstützung durch 
eine(n) MentorIn für die erste Zeit, Austausch von 
Unterrichtsmaterialien, Unterrichtshospitationen, 
und rechnen damit, dass dies alles gegeben sein 
wird.

Welche Themen werden am Arbeitsplatz Schule 
mit den KollegInnen besprochen? (Leitfadeninter-
views mit LehrerInnen)

Gespräche erfolgen respektvoll. Es werden haupt-
sächlich schulische Themen besprochen, Privates 
nur zurückhaltend mit speziellen KollegInnen.

Kommunikation mit Vorgesetzten 

Wie schafft die Schulleitung die Balance zwischen 
kollegialer Unterstützung und Führungsfunktion? 
(Leitfadeninterviews mit LehrerInnen)

Die Leitung muss gutes Schulklima erzeugen 
(Hilfsbereitschaft, gute Zusammenarbeit, Respekt); 
ständiges Geben und Nehmen muss im Vorder-
grund stehen; eigene Berufserfahrung als LehrerIn 
in die Leitung einfließen lassen, um Situationen 
bzw. Emotionen nachvollziehen zu können; Kom-
munikationskanäle müssen offen, bekannt und 
anerkannt sein; den auf Lehrpersonen lastenden 
Druck steuern und ausgleichen – z. B. durch Filtern 
bei der Weitergabe von Informationen.
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• Präsentation des Forschungsprozesses so-
wie der Ergebnisse

• Verfassen eines Forschungsberichts

Im Sinne des impliziten Lernens ermöglicht 
die Arbeit im Team zusätzlich, Erfahrungen 
mit spezifischen Problemen der Teamarbeit, 
wie Arbeitsteilung, Verantwortlichkeiten, 
Termine einhalten etc. zu sammeln. Im 
Rahmen dieser Forschungsarbeiten können 
sich die Studierenden aber nicht zuletzt 
 erste Einblicke in Fragen der Beziehung un-
ter KollegInnen und Fragen der Beziehung 
zu Vorgesetzten verschaffen, die berufspoli-
tische Bezüge aufweisen. Ein Teil der bishe-
rigen Fallstudien hat sich explizit mit beruf-
lich-gewerkschaftlichen Fragen beschäftigt, 
wie z. B. der „Dienstbeurteilung“ der Lehre-
rInnen durch die Vorgesetzten u. ä. Leider 
sind diese Arbeiten in unserem Fundus der 
zufällig „übrig gebliebenen“ Arbeiten, aus 
dem die Fallbeispiele in Tabelle 1 stammen, 
nicht enthalten.

Beispiele aus Arbeiten von 
Studierenden 
Tabelle 1 zeigt anhand von Fallbeispielen 
Fragestellungen und Ergebnisse aus For-
schungsarbeiten, die Studierende durchge-
führt haben. Eine der Arbeiten ist dem Be-
reich der Zusammenarbeit mit Eltern, vier 
sind dem Bereich der kollegialen Beziehun-
gen und eine ist dem Bereich der Schullei-
tung zuzuordnen.
Es zeigt sich, dass im Denken der befrag-
ten LehrerInnen, aber auch im Denken der 
Studierenden, welche die Fragestellungen 
generiert haben, eine Sensibilität für Bezie-
hungen jenseits der LehrerIn-SchülerIn-Be-
ziehung durchaus gegeben ist bzw. erzeugt 
werden kann. Allerdings fällt auf, dass Kon-
flikte, arbeitszeit- oder lohnbezogene Fra-
gen und andere Aspekte des Arbeitsplatzes 
‚Schule‘, welche die Gewerkschaftspolitik 
beschäftigen, kaum thematisiert werden. 
Der ‚Sprung‘ von der mikrosozialen Interak-
tion zu Themen, die Gegenstand politischer 

Auseinandersetzung sind, scheint kein na-
heliegender zu sein. Die Studierenden müss-
ten darauf hingewiesen werden (auch durch 
entsprechende Texte in der Materialsamm-
lung), wenn Fragestellungen zu explizit ge-
werkschaftlichen und dienstrechtlichen Fra-
gestellungen bearbeitet werden sollen.

Wichtig im Sinne des „Methodenateliers“ 
ist es uns auch, darauf hinzuweisen, dass 
es gerade die Interviews mit den AkteurIn-
nen in den Praxisschulen (LeiterInnen, El-
tern, LehrerInnen) sind, die einerseits das 
jeweils gewünschte Expertenwissen zu den 
Forschungsfragen liefern, und andererseits 
die Erfahrung vermitteln, dass dieses Exper-
tenwissen eine wichtige Quelle für wissen-
schaftliche Forschung bzw. Datengrundlage 
für Bachelorarbeiten sein kann. Darüber hi-
naus kann und soll es das Handlungsspek-
trum von zukünftigen LehrerInnen erwei-
tern. 

Anmerkung 1:
Die wesentlichen Überlegungen zu dieser 
Lehrveranstaltung stammen von Angelika 
Paseka, die bis 2010 an der PH Wien un-
terrichtete und seit 2010 an der Universität 
Hamburg arbeitet. Sie ist Mitglied der Ar-
beitsgruppe EPIK (Entwicklung von Professi-
onalität im internationalen Kontext).
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Einleitung
Die in diesem Beitrag vorgestellten Ergeb-
nisse entstanden im Rahmen des Projekts 
„Professionsspezifische Entwicklungsaufga-
ben (in) der LehrerInnenbildung – ein re-
konstruktives Programm“, das an der Inns-
brucker School of Education am Institut für 
LehrerInnenbildung und Schulforschung 
durchgeführt wurde. Die projektspezifische 
Forschungsfrage „Welche professionsrele-
vanten Entwicklungsaufgaben lassen sich für 
die LehrerInnen(-aus-)bildung identifizieren?“ 
(Kraler, 2012) wurde in Teiluntersuchungen 
mit unterschiedlichen inhaltlich-theoreti-
schen Schwerpunkten zu beantworten ver-
sucht. Ziel war in Anlehnung an Robert J. 

Havighursts Entwicklungsaufgabenkonzept 
das Spannungsfeld zwischen objektiven 
(normativ-curriculare Ausbildungsanforde-
rungen) und subjektiven (lernsubjektorien-
tierte Bedürfnisse) Bildungsgängen an ins-
titutionellen Bildungseinrichtungen, hier 
am Beispiel des Lehramtsstudiums, empi-
risch zu erfassen, und so Möglichkeiten der 
hochschulrelevanten Verschränkung einer 
„wirklichkeitszugewandten, empirischen 
Perspektive einerseits und einer an Idealen 
orientierten, normativen Perspektive ande-
rerseits“ (Terhart, 2009, S. 202) herauszuar-
beiten. 
Die hier veranschaulichte Untersuchung 
definierte das Konzept der subjektiven Ent-
wicklungsaufgaben (Hahn, 2004) als theo-
retischen Bezugsrahmen. Entwicklungsauf-
gaben wurden demzufolge am Subjekt und 
seiner sinnbehafteten Auswahl an Lernthe-
men untersucht. Forschungsleitende Vision 
war in Anlehnung an Terhart (2009, S. 202) 
das „Bildungsdenken [...] aus der Sphäre des 
Spekulativ-Normativen heraus an die ablau-
fenden Entwicklungs- und Bildungsprozes-
se [...]“ der Studierenden anzukoppeln, um 
dadurch kreative Impulse für die Ausarbei-
tung subjektnaher Ausbildungsmodelle für E
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die hochschulische Lehrer(-aus-)bildung zu 
generieren. Die nachfolgende Darstellung 
beschränkt sich daher auf den Handlungs- 
und Erfahrungshorizont Lehramtsstudie-
render an der Universität Innsbruck. 

Subjektive Entwicklungs-
aufgaben 
Im ursprünglichen Sinn verstand Havighurst 
(1972, S. vi) unter einer Entwicklungsauf-
gabe einen „midway between an individu-
al need and a societal demand“, übersetzt 
also einen Brückenschlag zwischen gesell-
schaftlich-normativen Anforderungen des 
Lebens und individuellen Bedürfnissen des 
Lernenden, deren Bearbeitung Erfolg und 
Anerkennung in der Gesellschaft bringen 
soll. Havighursts Überzeugung der Struk-
turgleichheit von gesellschaftlich geprägten 
Entwicklungsnotwendigkeiten und der in-
dividuellen subjektbezogenen Setzung und 
Bearbeitung einer Entwicklungsaufgabe warf 
jedoch die Frage auf, ob sich Havighursts 
Entwicklungsaufgabenkatalog eher auf ge-
sellschaftliche Anforderungen oder doch 
eher auf subjektspezifische Bedürfnisse be-
ziehe (Trautmann, 2004, S. 26). Aufgrund 
unzureichender theoretisch-elaborierter 
Hinweise, wie sich der von Havighurst an-
gestrebte Brückenschlag empirisch erfassen 
ließe, wurde die Idee des „midways“ von 
Anwenderinnen des Entwicklungsaufga-
benansatzes immer wieder unterschiedlich 
gedeutet (Lechte & Trautmann, 2004, S. 73). 
Bei Hericks & Spörlein (2001) erfolgte eine 
Verschiebung in Richtung gesellschaftlicher 
Anforderungen, um das Konzept hand-
lungspraktisch nutzbar zu machen. Hahn 
(2004) ging von einer individualistisch-ge-
prägten Auslegung aus und entwickelte das 
Konzept der subjektiven Entwicklungsauf-
gaben. Darunter versteht er vom lernenden 
Subjekt mit Sinn versehene Anforderungen 
der Lebenswelt, die als Aufgaben eigener 
Entwicklung aufgenommen und ausgeformt 
werden. Ein wesentliches Definitionsmerk-
mal von Entwicklungsaufgaben ist in die-

sem Verständnis die Idee des subjektiven 
Sinns (Hahn, 2004, S. 177). Lernende setzen 
sich Entwicklungsaufgaben primär selbst, 
orientieren sich dabei aber an gegenwär-
tigen Anforderungen der Umwelt. Hahn 
bezieht sich in seiner Argumentationslo-
gik auf Forschungsergebnisse von Dreher 
& Dreher (1985), die zeigen konnten, dass 
die von außen an das lernende Subjekt he-
rangetragenen Entwicklungsnormen nicht 
„zeitlich-sequenzialisiert“ (Hahn, 2004, 
S. 174) übernommen wurden, sondern dass 
deren Bearbeitung eher „thematisch-sensi-
tiv“ erfolgte (ebd.). Für Hahn weisen diese 
Ergebnisse darauf hin, dass „persönliche 
Bedürfnisse und Interessen maßgeblich da-
für entscheidend sind, wann und ob eine 
Entwicklungsaufgabe – ungeachtet dessen, 
wer oder was sie setzt – subjektiv bedeutsam 
wird“ (ebd.). Der Unterschied zum klassi-
schen Entwicklungsaufgabenkonzept be-
steht folglich darin, „dass erst die subjektive 
Wendung dem (wahren) Auslöser von Ent-
wicklungsaufgaben wirklich gerecht wird, 
sie zumindest nicht kategorisch auf Normen 
begrenzt“ (ebd., S. 176). Diese Auslegung 
darf jedoch nicht in Richtung völliger Aus-
klammerung gesellschaftlicher Anforderun-
gen missverstanden werden, fungieren sie 
doch als bedeutsamer Auslöser für eine Dis-
krepanzerfahrung (hier verstanden als feh-
lende Konformität zwischen gesellschaft-
lichen Anforderungen und individuellen 
Fähigkeiten) und sind daher „Trigger“ für 
die Entstehung von Entwicklungsmotiven, 
auf deren Grundlage sich subjektiver Sinn 
entfalten kann: 
Die Vorstellung von Entwicklung als sinn-
organisierendem Prozess schließt [...] de 
facto existierende Normen, gesellschaftliche 
Rollenanforderungen und die subjektiven 
Orientierungen an ihnen mit ein, weil die-
se Normen genau jene kulturellen Attribute 
sein können, auf deren Basis sich subjekti-
ver Sinn generiert. (Ebd., S. 180)
In Lern- und Entwicklungsgeschichten Stu-
dierender sind ausbildungsspezifisch-nor-
mative Anforderungen folglich bereits in 
verarbeiteter Form enthalten, jedoch allen-
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falls jene, die von den Lernenden als bedeut-
sam für ihre Entwicklung aufgefasst wurden. 
Vor dem Hintergrund dieser Gedanken 
ging es um die Beantwortung der Frage, 
wie StudentInnen mit normativen Lernan-
forderungen umgingen und welchen stu-
dienspezifischen Phänomenen sie in ihrer 
Biografie Bedeutung zuschrieben. Beson-
deres Gewicht wurde dabei auf problema-
tische bzw. krisenhafte Ausbildungserfah-
rungen und Entwicklungsverläufe gelegt. 
Havighurst geht in Anlehnung an Erickson 
davon aus, dass jedes Entwicklungsthema 
durch eine psychosoziale Krise eingeleitet 
wird, die der Diskrepanz zwischen indivi-
duellen Fähigkeiten und neuartigen Anfor-
derungen der Umwelt entspringt (Newman 
& Newman, 2007, S. 212). Krisen markieren 
demzufolge knifflige Herausforderungen des 
Lebenskontexts, deren Komplexität sich aus 
dem Fehlen von zu Erfolgen führenden Be-
wältigungsstrategien ergibt und die oftmals 
ein langwieriges „Umdenken“ bzw. grund-
legende Verhaltensmodifikationen einfor-
dern. Das lernende Subjekt steht, die Be-
deutung des Wortes „Krise“ aufgreifend, an 
einem kritischen „Höhe- bzw. Wendepunkt 
seiner Entwicklung“ (Duden, 2001, S. 553). 
Diese besonderen Phasen der Zuspitzung, 
die auf das Aufkommen einer Entwicklungs-
aufgabe hinzudeuten vermögen, wurden im 
Rahmen dieser Untersuchung zu fassen ver-
sucht. 

Untersuchung 
Untersucht wurden Lehramtsstudierende 
(N=41) der Universität Innsbruck, die im 
Zuge einer qualitativen Interviewerhebung 
(n=31) retrospektiv-reflektierend auf erlebte 
Studienkrisen bzw. befindungsmodulieren-
de Anforderungen des Studienalltags zu-
rückblickten. Ergänzend dazu wurden von 
den Studierenden gegen Ende ihrer pädago-
gisch-schulpraktischen Ausbildung angefer-
tigte reflexive Entwicklungsberichte (n=10) 
zu ihrem Prozess des LehrerIn-Werdens in 
die Analyse aufgenommen. 

Sampling und Stichprobe 
Die Auswahl der Studierenden erfolgte im 
Sinne des theoretischen Samplings (Strauss 
& Corbin, 2010) in Abhängigkeit von for-
schungslogischen Untersuchungsnotwen-
digkeiten bis zum Erreichen der theoreti-
schen Sättigung (Strauss & Corbin, 2010). 
Für eine maximale Variabilität in der Dar-
stellung der untersuchten Phänomene wur-
de eine größtmögliche Heterogenität inner-
halb der interviewten Studierendengruppe 
(z. B.: Doppelstudium, Alter, Berufstätigkeit, 
Studienwechsel, Kindererziehung etc.) ange-
strebt. 
Die im Rahmen dieser Untersuchung ausge-
wählte Stichprobe bestand aus Lehramtsstu-
dentInnen (Sekundarstufe II) der Universität 
Innsbruck, die sich am Ende ihres Studiums  
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Abb. 1: Altersverteilung der Befragten und Anzahl der studierten Semester zum Interview-
zeitpunkt
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befanden bzw. das Studium kürzlich abge-
schlossen hatten (+/- max. 6 Monate vor/
nach Abschluss). Die Studierenden waren 
zum Zeitpunkt der Befragung im Schnitt 26 
Jahre alt (MW: 26,14) und studierten etwa 
im 12. Semester (MW: 11,6). Die exakte Al-
ters- und Studiensemesterverteilung ist Ab-
bildung 1 zu entnehmen. 29% der Befragten 
waren männlich, 71% waren weiblich, was 
der allgemeinen Geschlechterverteilung im 
Lehramtsstudium an der Universität Inns-
bruck entspricht. 37% der Befragten waren 
bereits AbsolventInnen des Lehramtsstudi-
ums, 63% standen vor den letzten entschei-
denden Prüfungen. 
Die Fächerverteilung der untersuchten 
Stichprobe ist in Abbildung 2 dargestellt. 
Die Sprachfächer waren mit insgesamt 44 
Nennungen stark überrepräsentiert. Davon 
nahm das Unterrichtsfach Englisch mit 
15 Nennungen den höchsten Anteil ein. 
MINT-Fächer waren mit lediglich 13 Nen-
nungen vertreten, wovon der höchste Anteil 
mit insgesamt 5 Nennungen auf das Unter-
richtsfach Physik fällt.
In 17 der 41 untersuchten Fälle studierten 
die Befragten zwei Sprachen. 13 der Befrag-
ten studierten zumindest eine Sprache und 

kombinierten ihr Sprachstudium am häu-
figsten mit dem Unterrichtsfach Geschichte 
(5 Nennungen). Lediglich vier der 41 un-
tersuchten StudentInnen studierten zwei 
MINT-Fächer, drei davon waren männlich. 

Interviewmethode und 
Datenanalyse 
Krisenhafte Studienverläufe wurden mittels 
narrativer Interviews (nach Schütze) erho-
ben. Ziel war die „soziale Wirklichkeit aus 
der Perspektive der handelnden und erlei-
denden Subjekte“ (Jakob, 2003, S. 447) zu 
erfassen, Lebenswelten folglich von „innen 
heraus“ (Küsters, 2006, S. 18) zu rekonstru-
ieren. Die Interviews dauerten zwischen 45 
(min.) und 70 Minuten (max.) und wurden 
mit der erzählgenerierenden Frage „Sind Sie 
im Studium mal so richtig angestanden und 
wussten nicht mehr weiter?“ eröffnet. Im Un-
tersuchungsverlauf wurde das Interviewge-
spräch sukzessive unter Zuhilfenahme des 
paradigmatischen Kodierverfahrens nach 
Strauss & Corbin (2010) strukturiert (z. B. 
nach kausalen, intervenierenden, kontex-
tualen, konsekutiven Bedingungen). Die 
Daten wurden computergestützt mit der 

Abb. 2: Studienfachbelegung der untersuchten Studierenden
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Software MAXQDA (Kuckartz, 2010) aus-
gewertet. Methodisch wurde auf Strauss & 
Corbins (2010) pragmatisch-interaktionis-
tische Auslegung der Grounded Theory zu-
rückgegriffen.

Ergebnisse und Interpretation 
Das Studium präsentierte sich insgesamt als 
Lebensabschnitt vielfältiger Anforderungen, 
die von einer anfänglichen Orientierungs-
losigkeit, wiederholtem Prüfungsversagen, 
Diskriminierungserfahrungen und fortwäh-
renden Studien- und Berufswahlzweifeln bis 
hin zu einer Sprechhemmung in der stu-
dierten Fremdsprache, ausgeprägtem Perfek-
tionsstreben und einem gegen Studienende 
auftretenden „Abschlussdrang“ reichten. 
Insgesamt konnten 13 Problemfelder iden-
tifiziert werden. In Abbildung 3 findet sich 

eine überblicksschaffende Darstellung rele-
vanter Studienanforderungen für die besse-
re Nachvollziehbarkeit des Formungsweges 
von konkreten Krisenerfahrungen zu abs-
trakten Entwicklungsaufgaben.
Eine ausführliche Beschreibung der Ausar-
beitungs- und Darstellungslogik jeder ein-
zelnen Studienkrise kann in diesem Beitrag 
nicht erfolgen, sei jedoch am nachfolgen-
den Beispiel der Sprechangstkrise veranschau-
licht: 
Krisen des Lehramtsstudiums manifes-
tierten sich als enges Geflecht an diversen 
modulierenden Faktoren, die erst in ihrem 
Zusammenspiel (konsekutiv und kausal) zu 
einer subjektiven Krisenerfahrung heranreif-
ten (vgl. Abbildung 4). Als Katalysator der 
Sprechhemmungskrise konnte beispielswei-
se eine deutliche Sprachniveauanhebung 
in Sprachbeherrschungsseminaren des 2. 

allgemein studiumsspezifisch studienfachspezifisch  

 
 
 
punktuell  

 
• Überforderung zu Studienbeginn 

(Orientierungslosigkeit, 
Organisationsaufwand etc.) 

• Probleme beim Verfassen der 
Diplomarbeit (Ansprüche, 
Schreibhemmung, Themenwahl etc.)  

• Studienabschlussdrang und -druck  
 

 
• erlebte Unsicherheiten in den 

Schulpraktika (Studienmitte) 

 
 
 
 
phasisch  

• ausgeprägtes 
Perfektionsstreben bzw. 
perfektionistisches 
Arbeitsverhalten  

• fortwährende Studienfach- und 
Berufswahlzweifel  

• wiederholtes  Prüfungsversagen 
• ungünstige Studienbedingungen  

(ungemütliche LV-Räume, fehlende 
Ansprechpersonen etc.)  

• Sprechangst in der studierten 
Fremdsprache 

• wenig zufriedenstellender 
Schul- und Praxisbezug im 
Fachstudium 

• Reflexionsaversion  und     
-hemmung 

• Studienorganisation und  -koordination 
• Diskriminierungserfahrungen (Geschlecht, 

Beruf, Studienfach) 
 

       

Anforderungen des Studienalltags  

punktuell =  zeitlich begrenzt  
phasisch = mehrere Semester andauernd bzw. mehrmals auftretend 
allgemein = jeden Menschen betreffend  
studiumsspezifisch =  Studierende betreffend  
studienfachspezifisch =  die jeweilige Studienrichtung/ Studienfachkultur  betreffend   

Abb. 3: Übersicht zu Anforderungen des Lehramtsstudiums
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Studienabschnitts identifiziert werden, die 
sich an der Forderung einer durchgängigen 
mündlichen Kommunikation in der Fremd-
sprache äußerte. Diese Verschärfung der 
Studienbedingungen hatte zur Folge, dass 
Studierende zunehmend mit ihren sprach-
lichen Defiziten sowie schlechten Prüfungs-
ergebnissen konfrontiert wurden, welche 
wiederum Gefühle der Scham, (Sanktions- 
und Versagens-)Ängste sowie erhebliche 
Selbstzweifel auslösten. Die Bewusstwer-
dung über persönliche Kompetenzdefizite 
aufgrund negativer Prüfungsleistungen ge-
paart mit hohen Leistungsansprüchen an 
sich selbst und einem perfektionistischen 
Arbeitsverhalten, provozierten ein ausge-
prägtes Sprachanalyseverhalten sowie ei-
nen intensiven Seminarvorbereitungsdrang. 
Lerninhalte wurden dabei fortwährend auf 
ihre Korrektheit überprüft und stunden-
lang auswendig gelernt, was sich wiederum 
nachteilig auf eine ausgewogene Integration 
von Freizeitaktivitäten im Studienalltag aus-
wirkte. Dieses zwanghafte Analyseverhalten 

verschärfte wiederum die vorherrschende 
Sprechunsicherheit, die im Sinne eines sich 
bedingenden Kreislaufs erneut den Drang 
der eingehenden Sprachanalyse verstärkte 
und letzten Endes in einer Sprechhemmung 
und panischer Angst vor universitären 
Sprachseminaren resultierte. 
Diese identifizierten Dimensionen waren 
richtungsweisend für die Rekonstruktion 
subjektiver Entwicklungsaufgaben, welche 
folglich auf Basis des Erscheinungsbildes 
und der Genese jeder einzelnen studienspe-
zifischen Krise herausgearbeitet wurden. 
Ziel war die Fülle an emergierenden Phäno-
menen auf wesentliche „abstrakte Struktur-
merkmale des Handlungsfeldes“ (Hericks, 
2006, S. 65) zu begrenzen, worin gemäß 
Hericks auch der „Charme“ (ebd.) des Ent-
wicklungsaufgabenansatzes liegt. Im Zuge 
mehrerer Schritte der Verdichtung und 
Bündelung wurden studentische Krisen und 
darin verwobene Lern- und Entwicklungs-
notwendigkeiten zu fünf Entwicklungsauf-
gaben geformt (vgl. Tabelle 1). 

Abb. 4: Genese der Sprechangstkrise

 
 
 

 
 
 

Abb. 4: Genese der Sprechangstkrise 
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Tabelle 1: Subjektive Entwicklungsaufgaben des Lehramtsstudiums 

Entwick-
lungs- 
aufgabe

Definition Entwicklungsfelder

Kompetenz Bereitschaft und Fähig-
keit, sich Hindernissen 
des Studienalltags offen-
siv und konstruktiv-kre-
ativ anzunehmen ohne 
Gefühle massiver Hilflo-
sigkeit zu verspüren 

• Rückzugs- bzw. Vermeidungsverhalten reduzieren (z. B.: 
Studienabbruch)

• Vertrauen in eigene Fähigkeiten und Handlungserfolge 
aufbauen

• Gefühl der Selbstwirksamkeit erhöhen/Selbstzweifel bei 
Misserfolgen reduzieren

• Studium und Privatleben organisieren und strukturieren 
(z. B.: Seminareinteilung, Kindererziehung) 

• Studiendisziplin erhöhen

Resilienz Bereitschaft, sich unter 
Zuhilfenahme persön-
licher Ressourcen an 
neue Begebenheiten 
anzupassen und diesen 
mit Gelassenheit und 
Optimismus entge-
genzutreten ohne ein 
Gefühl fortwährender 
Überforderungen zu 
entwickeln 

• Anpassungsfähigkeit an schwierige Begebenheiten erhö-
hen

• Frustrationstoleranz erhöhen 
• ausgeprägte Verausgabungsbereitschaft abbauen
• Motivationsstrategien zur Fortführung des Studiums ent-

wickeln
• für ausreichend Ausgleich zum Studium sorgen (emotio-

nale Distanz)
• Bewusstsein für persönliche Ressourcen aufbauen
• Überzeugung entwickeln, alles unter Kontrolle zu haben 

Fehlertole-
ranz

Entwickeln eines kons-
truktiven, verständnis-
vollen und lösungsori-
entierten Umgangs mit 
eigenen Fehlern und 
Defiziten sowie Schwä-
chen anderer 

• Perfektionsstreben einschränken/„Wettkampfgedanke“ 
abschwächen

• „Einzelkämpfertum“ ablegen 
• Sanktions- und Prüfungsängste abbauen
• Ansprüche an sich selbst reduzieren
• eigene Schwächen und Fehler akzeptieren 
• Kritikfähigkeit erhöhen/Deutung von Kritik (Kränkungs- 

vs. Unterstützungsfunktion)
• Verständnis für Fehler anderer (z. B.: SchülerInnen) ent-

wickeln 
• eine positive Feedbackkultur fördern
• Abstand gewinnen von Idealvorstellungen einer perfekten 

Lehrperson

Selbstkon-
zept

Bewusstwerdung über 
individuelle Schwächen, 
Talente und Bedürfnisse; 
Erkennen und Nachge-
hen beruflicher Interes-
sen und Wünsche

• über sich selbst im Bilde sein
• individuelle Lernstrategien und Arbeitsweisen entwickeln
• berufsrelevante Stärken sowie seinen Wert erkennen
• sich selbst und seine Bedürfnisse wahr- und ernstnehmen
• die Qualität eigenen Agierens ausreichend evaluieren 
• Fremdbezogenheit verringern 
• Vertrauen in sich selbst aufbauen
• Überzeugung der Handhabbarkeit von Problemen erhö-

hen 
• sich beruflich orientieren; Studien- und Berufswahlzweifel 

klären
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Eine ausführliche Diskussion der fünf Ent-
wicklungsaufgaben ist in Hinblick auf die 
Kürze dieses Beitrags nicht möglich. Exem-
plarisch wird im Anschluss erneut auf die 
Sprechangstkrise Bezug genommen, in der 
die rekonstruierten Entwicklungsaufgaben 
eingebettet werden:
Als krisenmodulierende Faktoren konn-
ten eine hohe Verausgabungsbereitschaft, 
Arbeitsakribie, ausgeprägtes Perfektions-
streben, eine unzureichende  emotionale 
Distanzierungsfähigkeit vom Studium, 
Selbstzweifel, eine hohe Erwartungshal-
tung an sich selbst sowie Rückzugsverhalten 
(z. B.: Studienfachwechsel, Vermeidung von 
strengen DozentInnen) identifiziert werden. 
Studierende mussten im Rahmen der Ausei-
nandersetzung mit ihrer Sprechangst daher 
ihre Einstellung zu negativen Prüfungser-
gebnissen modifizieren (Fehler als Entwick-
lungshinweis) und sich mit Kritik an ihren 
Leistungen auseinandersetzen ohne Gefüh-
le lähmender Verunsicherung zu entwickeln 
(Entwicklungsaufgabe Fehlertoleranz). Studie-
rende waren dazu aufgerufen, Vertrauen in 
ihre Fähigkeiten zurückzugewinnen (Ent-
wicklungsaufgabe Selbstkonzept), sich von 
Leistungserwartungen wichtiger Bezugsper-
sonen zu distanzieren (Entwicklungsaufgabe 
Autonomie) und offensiv-kreative Problem-
lösungsstrategien (z. B.: Auslandsaufent-
halt, kreative Lernstrategie) anzuwenden 

(Entwicklungsaufgabe Kompetenz). Es galt 
überdies für ausreichend Ausgleich zum Stu-
dium zu sorgen und sich trotz wiederholter 
Fehlschläge immer wieder fürs Studium zu 
motivieren (Entwicklungsaufgabe Resilienz). 
Wie sich anhand dieser Darstellung zeigt, 
wurde aufgrund der gewählten theore-
tischen Positionierung (subjektive Ent-
wicklungsaufgaben) gezielt auf studieren-
denseitige Entwicklungsnotwendigkeiten 
Bezug genommen, obwohl sich Entwick-
lungsverläufe, den Ergebnissen zufolge, als 
„Resultante aus der Interaktion von situa-
tions- und personenspezifischen Faktoren“ 
(Terhart, 2001, S. 27f) ergaben. Aus den vor-
liegenden Lern- und Entwicklungsgeschich-
ten Studierender ließen sich daher ebenso 
Entwicklungsaufgaben für die Bildungsins-
titution ableiten.
Wesentliche Parallelen zu dem vorliegenden 
Entwicklungsaufgabenkatalog zeigen sich 
zu den von Havighurst (1972) und Dreher & 
Dreher (1985) herausgearbeiteten Entwick-
lungsaufgaben für das Jugendalter (z. B.: 
über sich selbst im Bilde sein; wissen, was man 
werden will und was man dafür können muss; 
sich vom Elternhaus loslösen etc.). Lern- und 
Entwicklungsthemen Lehramtsstudierender 
scheinen eine Fortsetzung von bereits in der 
Adoleszenz aufkommenden Entwicklungs-
themen (Reis, 1997, S. 176) abzubilden. 
Eine mögliche Ursache für die Verlängerung 

Entwick-
lungs- 
aufgabe

Definition Entwicklungsfelder

Autonomie Bereitschaft zur Ver-
selbstständigung im 
Sinne der Entwicklung 
einer individuellen Dy-
namik der Lebensgestal-
tung, die sich nur mehr 
gering an Vorstellungen 
von Bezugspersonen 
orientiert 

• sich als eigenständige Person verstehen; sich vom Eltern-
haus ablösen

• Veränderungen von Beziehungsqualitäten akzeptieren 
(z. B.: Fernbeziehungen durch Studienortwechsel)

• neue soziale Kontakte knüpfen
• einen eigenen Lebensentwurf unabhängig von Einstel-

lungen und Erwartungen vertrauter Bezugspersonen 
entwickeln

• selbst sein Leben in die Hand nehmen/eigenständige 
Lebens- und Studienorganisation (z. B.: Haushalt, Gelder-
werb, Kindererziehung)

• für sein Handeln Verantwortung übernehmen
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bzw. das Wiederauftreten von Aufgaben 
des Jugendalters im frühen Erwachsenenal-
ter sehen Asendorpf, Denissen & van Aken 
(2008, S. 134) in der in westlichen Kulturen 
vorherrschenden Ausdehnung der Ausbil-
dungszeiten, in der junge Menschen häufig 
keine ausreichende Integration in ein festes 
Familien- und Berufsleben erfahren und die 
sie mit der Widersprüchlichkeit ihres Da-
seins konfrontiert. Einerseits sind Studieren-
de häufig noch existenziell von ihren Eltern 
abhängig, andererseits wird jedoch erwartet, 
dass sie im Studium ihre Selbstständigkeit 
erhöhen und den elterlichen Ablösungs-
konflikt überwinden. Gemäß  Teuwsen 
durch leben Studierende im Verlauf ihrer 
Studienzeit eine Vielzahl an spätadoleszen-
ten Reifungskrisen, welche „tiefgreifende 
Revisions- und Umstrukturierungsprozesse“ 
(Teuwsen, 2001, S. 40) von den jungen Men-
schen abverlangen, wenig verwunderlich 
also, dass diese Lebensphase als besonders 
belastend wahrgenommen wird. Daraus 
formt sich die Hypothese, dass persönliche 
Reifungskrisen womöglich in gewisser Span-
nung zur fachspezifischen Entwicklung, wie 
sie das Curriculum vorsieht, stehen bzw. 
diese teilweise überschatten. 
Ostermann (2014) und Kraler (2012) konn-
ten in ihren Untersuchungen eine erhebliche 
Abweichung zwischen studierendenseitigen 
Entwicklungsaufgaben (z. B.: Selbstverant-
wortlichkeit, Beziehungsklärung, Frustrations-
toleranz) und ausbildungsspezifischen Ent-
wicklungsforderungen, die an Studierenden 
im Rahmen ihrer Ausbildungszeit herange-
tragen werden, feststellen. Aufzubauende 
Fertigkeiten aus Sicht des Curriculums und 
befragter LehrerbildnerInnen bezogen sich 
nur marginal auf personenspezifische Auf-
gabenfelder und fassten vordergründig pro-
fessionsspezifische Entwicklungsnotwen-
digkeiten ins Auge, wie beispielsweise den 
Aufbau und die Konsolidierung von Profes-
sionsverständnis, fachlicher Kompetenz bzw. 
Unterrichtssicherheit und Expertenwissen. 
Auch wenn dieses vorherrschende Span-
nungsverhältnis zwischen subjektiven 
 Entwicklungsbedürfnissen und normativ- 

curricularen Ausbildungsnotwendigkeiten 
ins besondere aus Sicht der Bildungsinsti-
tution als problematisch aufgefasst werden 
könnte, stellen die ermittelten Entwick-
lungsaufgaben dennoch eine wesentliche 
Ausgangsbasis für hochschulische Professi-
onalisierungsschritte dar, was beispielswei-
se durch Modelle zur Lehrerprofessiona-
lität und deren Verweis auf die Bedeutung 
selbstregulativer Fähigkeiten für professio-
nelles Lehrerhandeln unterstrichen wird. 
Bauer (1998), Schratz, Schrittesser, Forthu-
ber, Pahr, Paseka & Seel (2008) und Cra-
mer (2011) greifen in ihren Modellen die 
Notwendigkeit der Erweiterung von hand-
lungspraktischer Autonomie, Selbstkontrolle, 
Reflexionsfähigkeit, Selbstwirksamkeit und Be-
lastungsfähigkeit auf. Zudem ist darauf hin-
zuweisen, dass aufgrund der aufwartenden 
Verantwortung in der Berufspraxis gefestigte 
Lehrerpersönlichkeiten vonnöten sind, die 
bereits vor ihrem Berufseintritt und der täg-
lichen Arbeit mit Kindern ihre Reifungskon-
flikte ausgetragen haben sollten, denn der 
Berufseinstieg wird zum nächsten „Überle-
benskampf“ (Oelkers, 2009). 

Zusammenfassung und 
Ausblick 
Ziel der in diesem Beitrag vorgestellten For-
schungsarbeit war die Erfassung tiefgreifen-
der Anforderungen des Lehramtsstudiums 
und die Beantwortung der Frage, mit wel-
chen subjektiven Entwicklungsaufgaben 
sich Lehramtsstudierende im Studienverlauf 
befassen. 
Auf Basis der vorliegenden Ergebnisse ist da-
von auszugehen, dass im Studium wesentli-
che Prägungen der Persönlichkeit (vgl. Hor-
nung & Fabian, 2001, S. 133) stattfinden. 
Die untersuchten Lehramtsstudierenden 
widmeten sich primär der Erweiterung ihrer 
selbstregulativen Fähigkeiten. Dies spiegelt 
sich in den fünf rekonstruierten Entwick-
lungsaufgaben Autonomie, Fehlertoleranz, 
Kompetenz, Resilienz und Selbstkonzept wider. 
Da sich diese Entwicklungsaufgaben aus stu-
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dentischen Sinnzuschreibungen formten, 
kann die Hochschule nur ansatzweise Im-
pulse für deren Bearbeitung setzen. Wichtig 
erscheint ausreichend Unterstützungsleis-
tungen bereitzustellen, damit Studierende 
auf „brüchigem Boden wieder Land gewin-
nen“ (Keil, 2011) und der Übergang einer 
situativen Belastung in eine kontinuierli-
che Überlastung (Krise) unterbunden wird. 
Mögliche Handlungsimplikationen, die sich 
aus den vorliegenden Ergebnissen formen, 
stellen neben unterstützenden Hilfsleistun-
gen auch inhaltliche und strukturelle Ver-
änderungen dar. Anzuraten wäre die Förde-
rung einer fehlertolerierenden bzw. -offenen 
Feed backkultur, die einen sensiblen Umgang 
mit schlechten Leistungen pflegt und nicht 
nur auf Fehler hinweist (Bewertungsfunkti-
on) sondern zeitgleich Verbesserungs- und 
Entwicklungsvorschläge (Bestärkungsauf-
gabe) formuliert. Um der berufsethischen 
Forderung nach einer Individualitätsorien-
tierung des Lehrens (Hericks, 2006, S. 458) 
Rechnung zu tragen und Raum für die Bear-
beitung individueller Entwicklungsbedürf-
nisse zu schaffen, bietet sich die Integration 
einer modifizierten Version der bei Hericks 
vorgestellten bildungsgangdidaktischen 
Supervision (ebd.) an. Hier könnten studi-
enspezifische Handlungsprobleme themati-
siert und aufgearbeitet werden. Die Univer-
sität muss zudem Möglichkeiten schaffen, 
damit Studierende in der vorherrschenden 
Struktur hoher Fremdbestimmung ein ge-
wisses Maß an Autonomie und Selbstverant-
wortung erfahren, was beispielsweise durch 
mehr Wahlfreiheit bei der Belegung von 
Studienseminaren erreicht werden könnte. 
Die vorliegenden Ergebnisse werfen zudem 
die Frage der Notwendigkeit einer Verlän-
gerung der hochschulischen Ausbildungs-
dauer oder eines höheren „Einstiegsalters“ 
auf, da die Überwindung der identifizierten 
Reifungskrisen eines beträchtlichen Kraft- 
und Zeitaufwandes bedarf und daher die aus 
Sicht des Curriculums notwendige fachspe-
zifische Entwicklung zu behindern scheint. 
Zu hoffen bleibt, dass die Relevanz studen-
tischer Entwicklungsbedürfnisse seitens der 

Bildungsinstitution anerkannt wird und 
diese Anerkennung in deren ausgewogener 
Aufnahme in hochschulische Ausbildungs-
programme zum Ausdruck kommen wird. 
Erziehungswissenschaftliche Lehrerbildung 
muss sich als „pädagogischer Kontext ver-
stehen, der [...] nicht nur wissenschaftliches 
Vorgehen [...] vermittelt, sondern sie muss 
auch die ‚Menschen stärken’“ (Neuß, 2009, 
S. 375). Damit wäre eine gute Voraussetzung 
für die Bewältigung subjektiver Entwick-
lungsaufgaben geschaffen, welche summa 
summarum elementare Bewegungen im 
Professionalisierungsprozess angehender 
LehrerInnen ausmachen.
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Wie andere Disziplinen und Professionen 
befinden sich auch die Erziehungswissen-
schaft und der Lehrberuf in einem stetigen 
Prozess des Wandels. Gleichwohl gibt es 
Phasen, in denen Veränderungen forciert 
werden und der Wandel Konjunktur hat. 
Das Spezifische an dem beschleunigten Pro-
zess weitreichender Reformen, den wir in 
den letzten 10 Jahre nach PISA und nach 
Bologna erleben, ist die Gleichzeitigkeit und 
das spannungsvolle Zusammenspiel von 
Veränderungen auf verschiedenen Ebenen. 
Sowohl die lehrerbildenden Disziplinen als 
auch die Profession des Lehrberufs und das 
Feld schulischer Bildung insgesamt sind in 
einem Gefüge vielfältiger Reformmaßnah-
men neu justiert worden. Ewald Terhart ist 
ein Schulpädagoge, der diese Wandlungen 
beobachtet und auch insbesondere in der 
Neuordnung der Lehrerbildung durch  seine 
Expertise maßgeblich mitgestaltet hat. Der 
vorliegende Band vereinigt Beiträge, die 
in den letzten Jahren von ihm bereits ver-
streut andernorts veröffentlicht wurden. Im 
Gegensatz zu anderen Zweitpublikationen 
enthält der Band über die verschiedenen 
Beiträge hinweg einen inhaltlich konsisten-
ten, wenn auch weit gespannten roten Fa-
den, denn alle Texte kreisen um Frage- und 
Problemstellungen, die sich in den Verände-
rungsmaßnahmen und Verschiebungen von 
Erziehungswissenschaft, Lehrerbildung und 
Schule in der letzten Dekade aufgetan ha-
ben: von der Frage der inner- und interdiszi-

plinären Konstellation der Bildungswissen-
schaften über die Veränderung von Schule, 
Unterricht und Lehrerhandeln bis hin zur 
Frage nach der Anlage, Verortung und Wir-
kung der universitären Lehrerbildung. So 
liest sich dieser informative Band wie ein 
ausführlicher zeitdiagnostischer Kommen-
tar zu den zentralen Themen und Diskussi-
onen in der gegenwärtigen Schulpädagogik 
und Lehrerbildung. 
Für die lehrerausbildende universitäre Diszi-
plin ist hier zuvorderst jene institutionelle 
und auch curriculare Neuformierung unter 
dem unscharfen Label „Bildungswissen-
schaften“ mitsamt der sich daraus ergeben-
den Frage nach dem Verhältnis von „alter“ 
Erziehungswissenschaft und sich neu etab-
lierenden „bildungswissenschaftlichen“ Be-
zugsdisziplinen zu benennen. Das Terrain 
der Bildungswissenschaften ist umkämpft 
und wird abgesteckt in der stetigen Arbeit an 
den Grenzen der Disziplinen, ihren wissen-
schaftstheoretischen Selbstverständnissen 
und ihren Professionalisierungskonzepten. 
Die Erziehungswissenschaft oder Schulpäd-
agogik alten Zuschnitts – selbst in sich un-
einig, wie der berufswissenschaftliche Bezug 
in der universitären Phase der Lehrerbildung 
zwischen den Polen eines normativen Pra-
xisbezugs und einer forschungsbezogenen 
Praxisdistanz auszutarieren sei – sieht sich 
konfrontiert mit den Erkenntnisansprüchen 
der empirischen Bildungsforschung und 
den Wirkungsversprechen einer daran ange-
legten pädagogisch-psychologischen Akzen-
tuierung der akademischen Lehrerbildung. 
Terhart kritisiert hier den „unfreundlichen 
Übernahmeversuch“ seitens einer eng defi-
nierten „Bildungswissenschaft im Singular“ 
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(S. 28), sieht aber zugleich, dass die Bedeu-
tungsaufwertung der pädagogisch-psycho-
logischen Bildungsforschung zu einem 
Zuwachs an Internationalität und insofern 
auch für die Erziehungswissenschaft als 
forschende Disziplin zu positiven Effekten 
geführt habe. Skeptisch wirft Terhart aller-
dings die Frage auf, ob die neuere empirische 
Bildungsforschung überhaupt jene (von ihr 
selbst auch proklamierten) Wirkungserwar-
tungen erfüllen kann, die sich die Bildungs-
administration und Bildungspolitik von ihr 
erhoffen. Wohltuend ist hier seine Warnung 
vor neuerlicher Urständ einer sozialtechno-
logischen Wissenschaftsgläubigkeit, nach 
der sich aus den Befunden der empirischen 
Unterrichts- und Bildungsforschung un-
mittelbare Rückschlüsse für eine Optimie-
rung und Effektivierung des pädagogischen 
Handelns und der Steuerung des Schulsys-
tems ziehen ließen. Erkenntnistheoretisch 
sei doch eher vom Gegenteil auszugehen: 
„Durch spezialisierte wissenschaftliche For-
schung kann es tendenziell immer schwie-
riger werden, die gewonnenen Erkenntnisse 
in den praktischen Handlungskontext zu-
rück zu vermitteln. Anders formuliert: Die 
Zunahme an wissenschaftlicher Erkenntnis 
befördert keineswegs die Handlungs- und 
Entscheidungssicherheit, sondern kann sie 
streng genommen sogar verunsichern, ein-
schränken“ (S. 156).
Ein weiteres Thema in den Umbrüchen 
der Bildungswissenschaften und Lehrerbil-
dung ist der Stellenwert der allgemeinen 
Didaktik im Verhältnis zur Fachdidaktik, 
deren bildungswissenschaftliche und aus-
bildungspraktische Relevanz in den letzten 
Jahren aufgewertet wurde und die sich zu-
nehmend insbesondere in den naturwis-
senschaftlich-mathematischen Domänen 
erfolgreich empirisiert hat. Terhart plädiert 
zum einen für einen weiteren Ausbau der 
Fachdidaktiken als Forschungszusammen-
hänge, die „zwischen dem Bezug auf die 
korrespondierende Fachlichkeit einerseits 
und dem Blick auf das pädagogisch-didakti-
sche Geschehen andererseits in einer etwas 
komplizierten Lage“ (S. 165) seien, wobei 

er eine Verengung auf die Methodologie 
der quantitativen psychologischen Kompe-
tenzforschung kritisch sieht und für eine 
Pluralität theoretischer und methodischer 
Zugänge votiert. Zum anderen bezieht er Po-
sition für ein Existenzrecht der allgemeinen 
Didaktik und auch übergreifender schul-
theoretischer Forschungen, die jenseits des 
spezifisch-partikularen Erkenntnisinteresses 
der fachdidaktischen und auch empirischen 
Unterrichtsforschung deren Befunde erst 
in allgemeinere Fragestellungen zu den ge-
sellschaftlichen und institutionellen Kon-
textbedingungen von Schulehalten, Lehren 
und Lernen einbetten könnten. Vor diesem 
Hintergrund wird die Haltlosigkeit der von 
manchen FachdidaktikerInnen gegen die 
Allgemeine Didaktik und ebenso gegen 
Schultheorie vorgebrachten Plattitüde des 
sogenannten „Strickens ohne Wolle“ deut-
lich.
Auch in den professions- und schultheore-
tischen Beiträgen des Bandes zeigt sich die 
Fähigkeit Terharts, neuere Diskussionen 
produktiv und zugleich kritisch aufzuneh-
men und zu ausgewogenen Positionen zu 
gelangen. Vielleicht lässt sich seine nüch-
terne Analyse darin zusammenfassen, dass 
pädagogische Professionalität sich nicht in 
einem radikalen Umbruch, sondern eher in 
einem sukzessiven Übergang befindet, der 
sich aus gewachsenen äußeren Erwartungen 
und Ansprüchen an Schule und Unterricht 
sowie aus der Umsetzung evidenzbasierter 
Outputsteuerung seitens der Bildungsad-
ministration ergebe. Zielführend sei heute 
unter den Bedingungen der sogenannten 
neuen Steuerung nur ein „pragmatisches, 
unheroisches Professionsverständnis“, das 
zwar einerseits dem Verlust an Handlungs-
autonomie Rechnung trage, andererseits zu-
gleich aber auch die Grundlage von neuen 
selbstbewussten Positionierungen jenseits 
von „Verweigerung, Unterlaufen, Umge-
hen, Aussitzen der Reform-Zumutungen“ 
biete (S. 79). Vor dem Hintergrund des ei-
genen berufsbiografischen Professionalisie-
rungsansatzes sieht Terhart Professionali-
tät als berufslebenslange Anforderung des 
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Weiterlernens, das nicht nur dem einzelnen 
Professionellen überlassen bleiben kann, 
sondern als gemeinsam zu verantworten-
des und auch in Differenzen auszuhandeln-
des Geschehen der Weiterentwicklung von 
individuellen Handlungskapazitäten und 
institutionellen Entwicklungsprozessen in 
Schulen zu betreiben ist.
Immer wieder richtet sich die Argumentati-
on von Terhart auch gegen die effektivitäts- 
und – von ihm so bezeichnete – „produk-
tionistische Sichtweise“ im Bildungsdiskurs, 
die in bildungsökonomischer Perspektive 
die Wirkungsfrage von Schulunterricht 
auf den Ertrag fachlicher Lernprozesse re-
duziert, sich also auf den Output an Lern-
ständen versteift und diesen zum zentralen 
Dreh- und Angelpunkt der evidenzbasierten 
Steuerung von Schule erhebt. Exemplarisch 
weist er auf die Unzulänglichkeit und auch 
den Mythos, auf der Basis von „Evidenz“ 
die Entwicklung von Schule und Unter-
richt einer rationalisierenden Steuerung 
unterwerfen zu können, in einer instrukti-
ven kritischen Auseinandersetzung mit der 
prominenten Hattie-Studie hin, die im Bil-
dungsdiskurs als der „heilige Gral der Schul- 
und Unterrichtsforschung“ gehandelt wird 
(S. 67). Neben den methodologischen Pro-
blemen einer Aufsummierung von Effekt-
stärken und neben dem Umstand, dass 
Hatties Erkenntnisse nun wirklich nicht so 
neu sind, sondern dem Kenntnisstand der 
Unterrichtsforschung der letzten zehn Jahre 
korrespondieren, ergeben sich viel grund-
sätzlichere Fragen nach den Entscheidungs-
grundlagen für die bildungspolitische bzw. 
-administrative und auch professionelle Ge-
staltung von Schulunterricht: Gibt es über-
haupt ein Rationalitätskontinuum zwischen 
Erkenntnis und Gestaltung? „Ist es vernünf-
tig, immer der wissenschaftlichen Vernunft 
(oder dem, was man dafür hält), zu folgen?“ 
(S. 182).
Als letzten Komplex thematisiert Terhart 
die Bedeutung der universitären Lehrerbil-
dungsphase und setzt sich mit dem Problem 
von deren Wirksamkeit auseinander. Sein 
Plädoyer geht deutlich in Richtung einer 

wissenschaftsbasierten, und das heißt: for-
schungsgestützten Ausbildung von Refle-
xionskompetenz in der ersten Phase und 
insofern gegen einen allzu praxeologischen 
Umbau der Lehrerbildung an den Hoch-
schulen, denn die „differenzierteste Form 
der kritischen Selbstreflexion von erreich-
ten Wissens- und Entwicklungsständen ist 
(...) die wissenschaftliche Fragehaltung als 
Grundlage aller Forschung“ (S. 196). Die 
entscheidende Frage sei nicht, ob Lehrerbil-
dung wirke, sondern vielmehr, wie welche 
institutionellen Arrangements, curricularen 
Normierungen etc. Effekte zeitigten. Sinn-
voller sei es auch, angesichts der Komplexi-
tät des Gegenstands nicht von linearen Wir-
kungen, sondern vom differenziellen und 
über verschiedene Faktoren und Ebenen 
vermittelten Einfluss der Lehrerbildung und 
dort insbesondere auch des bildungswissen-
schaftlichen Wissens zu sprechen.

Insgesamt beeindruckt an den Texten Ter-
harts immer wieder der Weit- und Über-
blick, die profunde Kenntnis über die For-
schungslage und seine Fähigkeit, Positionen 
im Diskurs über Professionalisierung und 
Lehrerbildung gegeneinander zu halten und 
wiederum sinnvoll zusammenzuführen. 
Was Terhart auszeichnet, ist seine Fähigkeit 
zur Integration, zum konstruktiven Aus-
gleich und Kompromiss. Dies gelingt ihm in 
einer souveränen Manier und ohne, dass er 
dabei selbst jeweils eine eigene Positionie-
rung verweigern würde. Wer eine gehaltvol-
le Übersicht der Diskurse und Forschung zur 
Lehrerbildung und der Entwicklung der Bil-
dungswissenschaften in der Nach-PISA-De-
kade sucht, dem sei diese zudem noch gut 
lesbare Aufsatzsammlung wärmstens emp-
fohlen.

Till-Sebastian Idel, Universität Bremen 
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Wenn LehrerInnen „Schule geben“, verrichten sie anspruchsvolle Aufgaben, 
die Ausbildung und Engagement voraussetzen, und sichern damit gesell-
schaftliche Werte. Ist es angesichts dessen richtig, einen Eid zu formulieren, 
der ihren Berufsethos ausdrückt? Oder sollen Lehrkräfte primär als hoch- 
qualifizierte Angestellte gedacht werden, die eine angemessene Entlohnung 
verdienen und gute Arbeitsbedingungen brauchen?
In der Politik heutiger Verbände, die Interessen von Lehrkräften verfolgen, lassen 
sich beide Sichtweisen wiederfinden. Ganz andere Ziele verfolgt die Gewerk-
schaftspolitik, die die „Branche“ im Auge hat. Dieses Heft beschäftigt sich mit 
der Interessenpolitik von Lehrerorganisationen und berücksichtigt dabei auch 
die LehrerbildnerInnen – ein bisher kaum bearbeitetes Thema.
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